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Präventionskampagne in Berufsschulen  45 Minuten für den Rücken

Freiwillige 
Feuerwehren – 
Streitthema 
Vorerkrankungen



verlässliches Handeln braucht Grundsätze: Regeln, 
die eine Basis für alle nachfolgenden Überlegungen 
und Entscheidungen legen. In der gesetzlichen Un-
fallversicherung ist der wohl zentralste Grundsatz, 
dass sie nur leisten darf, wenn die berufl iche Tätig-
keit ursächlich für einen Körperschaden ist. So ist es 
im Sozialgesetzbuch VII niedergelegt. In der Regel 
hat dieser Grundsatz Vorteile für die Versicherten: 
Die Frage eines eigenen Verschuldens spielt für eine 
Entschädigung keine Rolle, langwierige Schadens-
ersatzklagen vor Zivilgerichten – wie in anderen Län-
dern üblich – gibt es nicht.

Aber wie kann es sein, dass die Unfallversicherung 
dann nicht alle Kosten übernimmt, wenn ein freiwilli-
ger Feuerwehrmann im Dienst verunglückt? Die Erklärung, dass der Unfall möglicher-
weise nicht die Ursache für die aufgetretenen Beschwerden war, sondern dass diese 
nur anlässlich des Unfalls zum ersten Mal spürbar wurden, ist für die Öff entlichkeit 
mitunter nur schwer nachvollziehbar. Das Kausalitätsprinzip mit seiner Frage nach 
Ursache und Wirkung kollidiert mit dem alltäglichen Gerechtigkeitsempfi nden der 
Menschen. Zahlreiche Presseveröff entlichungen der letzten Monate belegen das. Denn 

die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren leisten zweifellos 
einen unverzichtbaren Dienst in der Gesellschaft, und das häufi g 
unter Einsatz ihres Lebens. 

Wie kommen wir aus diesem Dilemma heraus? Welche Brücke 
können wir bauen zwischen rechtlichen Grundsätzen auf der 
einen und dem Bedürfnis nach einer umfassenden Absicherung 
auf der anderen Seite? Vertreter der gesetzlichen Unfallversiche-

rung und des Feuerwehrverbandes haben dazu einen Dialog aufgenommen. Ziel ist 
es, eine Lösung zu fi nden, um in Notlagen, in denen das SGB VII nicht greift, Unter-
stützung für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren bereitzustellen, ohne dafür das 
Prinzip der Kausalität aufzuweichen. Oder in anderen Worten: Grundsätzlich verdient 
ehrenamtliches Engagement Unterstützung. Wer wie die Mittel dafür bereitstellen soll, 
steht jedoch auf einem anderen Blatt. Die gesetzliche Unfallversicherung hat sich für 
die Absicherung von Arbeitsunfällen bewährt. Sie kann allerdings nicht die Lösung 
für alle Probleme sein.

Mit den besten Grüßen
Ihr 

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Das Kausalitätsprinzip mit 
seiner Frage nach Ursache 
und Wirkung kollidiert mit dem 
alltäglichen Gerechtigkeits-
empfinden der Menschen.“

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
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„Teilhabe – Beeinträchtigung – Behin-
derung“ ist der Titel des neuen Teilhabe-
berichts der Bundesregierung über die 
Lebenslagen von Menschen mit Beein-
trächtigungen. Er ist Teil des Nationalen 
Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention. 

Der Teilhabebericht nimmt erstmals auch 
die Lebenslagen von Menschen mit Be-
einträchtigungen in den Blick. Er berück-
sichtigt somit – neben den Menschen mit 
anerkannten Behinderungen – auch die 
Menschen, die zwar mit gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen leben, aber nicht als 
behindert oder schwerbehindert aner-
kannt sind. Er untersucht Faktoren, die 
die Teilhabe von Menschen mit Beein-
trächtigungen fördern oder behindern. 
Dieser völlig neue Ansatz in der Behinder-
tenberichterstattung gewährt Einblick in 
die Lebenswirklichkeit von etwa 25 Pro-
zent der erwachsenen Bevölkerung. 

Menschen mit Beeinträchtigungen leben 
so unterschiedlich wie Menschen ohne Be-
einträchtigungen: Knapp ein Viertel nimmt 
weitgehend unbehindert am gesellschaft-

lichen Leben teil. Gleichzeitig berichten 
fast genauso viele Menschen von teilweise 
massiven Teilhabeeinschränkungen. Die 
meisten von ihnen haben nur einen ge-
ringen Bildungsstand und vielfach keinen 
Berufsabschluss. Sie arbeiten häufi ger in 
Teilzeit, erhalten im Durchschnitt gerin-
gere Löhne und sind öfter unterhalb ihres 
Qualifi kationsniveaus beschäftigt.

Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) fördert deshalb mit 100 
Millionen Euro Wege in den ersten Ar-

beitsmarkt („Initiative Inklusion“) – an-
gefangen bei Berufsorientierung über 
betriebliche Ausbildungsplätze bis hin 
zu Berufschancen für ältere Schwerbe-
hinderte. Zusätzlich wird derzeit mit den 
Partnern am Arbeitsmarkt die „Inklusi-
onsinitiative für Ausbildung und Beschäf-
tigung“ vorbereitet. Ziele sind ein Mehr an 
betrieblichen und betriebsnahen Ausbil-
dungen und ein Mehr an sozialversiche-
rungspfl ichtiger Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderungen. Das BMAS legt 
dazu ein befristetes Förderprogramm auf. 

Neuer Teilhabebericht 
der Bundesregierung
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D e r  We t t b ewe r b  u m 
den Deutschen Jugend-
Arbeits schutz-Preis 2014 
ist eröffnet: Auszubil-
dende mit innovativen 
Ideen für mehr Sicher-
heit  und Gesundheit 
am Arbeitsplatz können 
ab sofort ihre Projekte 
einreichen. Einsende-
schluss ist der 31. März 
2014. Die Gewinner wer-
den auf der Eröff nungs-
veranstaltung zum Kongress Arbeits-
schutz Aktuell 2014 in Frankfurt am Main 
bekannt gegeben. Sie erhalten Preisgelder 
von insgesamt 6.000 Euro.

Bereits zum sechsten Mal 
hat die Fachvereinigung 
Arbeitssicherheit (FASI), 
ein Zusammenschluss 
aus dem Verband Deut-
scher Sicherheitsingeni-
eure (VDSI), dem Verein 
Deutscher Revisions-
Ingenieure (VDRI) und 
dem Verein Deutscher 
Gewerbeaufsichtsbeam-
ter (VDGAB), den Preis 
ausgeschrieben. „Mit 

ihm wollen wir besonders engagierte 
Jugendliche auszeichnen und ihre Ide-
en zur Verbesserung des Arbeitsschutzes 
in den Betrieben bekannt machen“, sagt 

Prof. Dr. Rainer von Kiparski, FASI-Präsi-
dent und Vorstandsvorsitzender des VDSI.

Bei dem Wettbewerb zählen effektive, 
clevere und zugleich wirtschaftliche Lö-
sungen, die sich auch in anderen Be-
trieben umsetzen lassen. Teilnehmen 
können einzelne Auszubildende oder 
Gruppen aus Berufsschulen und Betrie-
ben bis 24 Jahre. 

Startschuss für den Deutschen Jugend-Arbeitsschutz-Preis 2014 

!
Weitere Informationen zur Teilnahme sowie 
die Gewinnerbeiträge der Vorjahre sind 
unter www.jugendarbeitsschutzpreis.de 
abru� ar.
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Im ersten Halbjahr 2013 hat es im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum erneut weniger 
tödliche Arbeits- und Wegeunfälle gege-
ben. Das geht aus vorläufi gen Zahlen der 
Berufsgenossenschaften und Unfallkas-
sen hervor, die ihr Verband, die Deutsche 
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), 
veröffentlicht hat. Die Zahl der melde-
pfl ichtigen Arbeitsunfälle ging ebenfalls 
insgesamt zurück. Zugenommen hat da-
gegen die Zahl der Wegeunfälle. Ersten 
Einschätzungen zufolge könnte in beiden 
Fällen der kalte Winter zu Jahresanfang ei-
ne Rolle spielen. In der Schüler-Unfallver-
sicherung wurden mehr Schulwegunfälle 
verzeichnet. Insgesamt erlitten im ersten 
Halbjahr 2013 197 Versicherte einen töd-
lichen Arbeitsunfall. Das sind 29 weniger 
als im Vorjahreszeitraum. 136 Wegeunfälle 
endeten tödlich – 30 weniger als im ersten 
Halbjahr 2012. Die Zahl der meldepfl ichti-
gen Arbeitsunfälle ging um 3,3 Prozent auf 
insgesamt 435.755 zurück. Die Zahl der mel-
depfl ichtigen Wegeunfälle nahm dagegen 
um 12,4 Prozent auf 97.298 zu. 

„Grundsätzlich liegt diese Entwicklung 
im Trend der vergangenen Jahre“, erklärt 

DGUV-Hauptgeschäftsführer Dr. Joachim 
Breuer. „Allerdings dürfte auch der lange 
Winter mit nassen, glatten Straßen eine 
Rolle gespielt haben.“ So habe es deutlich 
weniger Arbeitsunfälle am Bau gegeben, 
in den Verkehrsbranchen und auf dem 
Weg zur Arbeit dagegen mehr Unfälle. 
Auch auf dem Schulweg gab es häufi ger 

Unfälle, meldeten die für die Schüler-Un-
fallversicherung zuständigen Unfallkas-
sen. Insgesamt verzeichneten sie 55.066 
Schulwegunfälle, ein Plus von 6,1 Prozent 
gegenüber dem ersten Halbjahr 2012. Die 
Zahl der Schulunfälle nahm hingegen ge-
ringfügig auf 612.300 ab.

Kalter Winter führt zu mehr Wegeunfällen
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Die Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medien-
erzeugnisse (BG ETEM) sucht bis zum 31. Januar 2014 gute 
Maßnahmen und Projekte, mit denen ihre Mitgliedsunter-
nehmen den Arbeits- und Gesundheitsschutz gefördert ha-
ben. Die besten von ihnen werden im kommenden Jahr mit 

dem Präventionspreis ausgezeichnet. Gesucht werden 
sowohl praxisnahe Lösungen, die die Sicherheit 

von Anlagen, Maschinen oder Werkzeugen erhö-
hen, sowie komplexere sicherheitstechnische 
Problemlösungen sowohl für Maschinen als 
auch für Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe. 

Auch betriebliche Maßnahmen für 
den Gesundheitsschutz der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
oder Organisations- und Moti-

vationskonzepte zur Verbesserung der betrieblichen Sicher-
heitskultur können preiswürdig sein.

Wer teilnimmt, hat Aussicht auf einen der sechs Branchenprä-
ventionspreise, die mit jeweils 5.000 Euro dotiert sind. Diese 
sechs werden bei der feierlichen Preisverleihung mit einem 
kurzen Videobeitrag vorgestellt. Anschließend stimmen die 
Gäste der Preisverleihung darüber ab, welcher der sechs Preis-
träger aus den Branchen zusätzlich den Präventionspreis der 
BG ETEM erhält. Für ihn gibt es noch einmal 3.000 Euro.

Präventionspreis der BG ETEM: Gute Ideen werden belohnt

!
Mehr Informationen zum Präventionspreis und die Teilnahme-
unterlagen gibt es im Internet unter www.bgetem.de > 
Webcode 12746915. Einsendeschluss ist der 31. Januar 2014.

sowohl praxisnahe Lösungen, die die Sicherheit 
von Anlagen, Maschinen oder Werkzeugen erhö-
hen, sowie komplexere sicherheitstechnische 
Problemlösungen sowohl für Maschinen als 
auch für Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe. 

Auch betriebliche Maßnahmen für 
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Sieben Stunden verbringt jeder Erwach-
sene in Deutschland durchschnittlich im 
Sitzen – Tag für Tag. Von den Berufstäti-
gen sitzt jeder Dritte sogar mehr als neun 
Stunden. Hinzu kommen im Schnitt mehr 
als drei Freizeitstunden vor dem Fernse-
her oder im Internet. Das zeigt: Für Be-
wegung bleibt kaum Zeit! Das belegt eine 
von der Techniker Krankenkasse (TK) in 
Auftrag gegebene repräsentative Bewe-
gungsstudie. Dafür wurden rund 1.000 

Erwachsene in Deutschland zu ihrem 
Bewegungsverhalten befragt.

Das Ergebnis: „Nur vier von zehn Men-
schen hierzulande sind im Alltag noch zu 
Fuß unterwegs. So kommen zwei Drittel 
nicht einmal mehr auf eine Stunde Bewe-
gung am Tag – jeden Gang zum Kopierer 
mit eingerechnet“, sagt Forsa-Geschäfts-
führer Professor Manfred Güllner. Auch 
ihren Arbeitstag verbringt bereits fast 

die Hälfte der Berufstätigen im Sitzen – die Hälfte der Berufstätigen im Sitzen – die Hälfte der Berufstätigen im Sitzen – 
und selbst die kleinen Bewegungspausen und selbst die kleinen Bewegungspausen und selbst die kleinen Bewegungspausen 
zwischendurch bleiben bei jedem zwei-zwischendurch bleiben bei jedem zwei-zwischendurch bleiben bei jedem zwei-
ten von ihnen im hektischen Joballtag ten von ihnen im hektischen Joballtag ten von ihnen im hektischen Joballtag 
auf der Strecke. Dabei ist das Bedürfnis 
groß: „Zwei Drittel der Vielsitzer bedauern 
den Bewegungsmangel und hätten gern 
einen bewegteren Joballtag“, so Güllner. 
Insgesamt wünschen sich 90 Prozent der 
Berufstätigen Bewegungsangebote in ih-
rem Betrieb – fast jeder Dritte findet je-
doch keine vor.

Zudem treibt nicht einmal mehr jeder 
zweite Deutsche Sport: Die Sportmuffel 
haben inzwischen die Mehrheit übernom-
men, wie der Vergleich mit einer früheren 
TK-Studie zeigt. Gut geht es ihnen damit 
allerdings nicht. Jeder zweite Antisport-
ler gibt zu, dass Sport ihm wohl guttun 
würde, fast ebenso viele räumen ein, dass 
sie sich in ihrem Körper nicht ganz wohl 
fühlen. Die häufi gste Ausrede der Sport-
vermeider: der innere Schweinehund. Er 
steht fast jedem zweiten von ihnen im 
Weg, lockt sie zu Sofa und Fernbedienung 
statt in die Turnschuhe. 

Deutschland sitzt sich krank

!
Download der Studie unter: 
www.presse.tk.de > Webcode: 568894

Die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 
zeichnete am 18.September in Essen 56 
Schulen mit dem Schulentwicklungspreis 
„Gute gesunde Schule“ aus. Der Preis, der 
unter der Schirmherrschaft von Schulmi-
nisterin Sylvia Löhrmann steht, wird zum 
sechsten Mal verliehen. Die ausgezeich-
neten Schulen erhalten je nach ihrer Grö-
ße bis zu 15.000 Euro. Insgesamt werden 
in diesem Jahr Preisgelder von mehr als 
600.000 Euro vergeben. Der Preis wird 
jährlich ausgeschrieben.

Die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen prä-
miert mit dem Schulentwicklungspreis 

Schulen, denen es besonders gut gelungen 
ist, Gesundheitsförderung und Prävention 
in die Entwicklung ihrer Qualität zu integ-
rieren. Schulministerin Sylvia Löhrmann 
würdigt das Engagement der Schulen: „Der 
Schulentwicklungspreis genießt hohe An-
erkennung und Wertschätzung – auch 
über die Grenzen Nordrhein-Westfalens 
hinaus. Die guten gesunden Schulen zei-
gen, wie Gesundheitsförderung und Prä-
vention erfolgreich in den Schulalltag in-
tegriert werden können. Das schaff t nicht 
nur ein gutes Schulklima, sondern fördert 
auch den Lernerfolg. Die guten gesunden 
Schulen sind Vorreiterschulen, die ande-

ren Schulen Orientierung geben.“  Insge-
samt haben sich in diesem Jahr in NRW 
277 Schulen für diesen Preis beworben. 
56 Schulen mit mehr als 48.000 Schüle-
rinnen und Schülern profi tieren von den 
Preisgeldern. Seit der ersten Preisverlei-
hung vor sechs Jahren wurden insgesamt 
274 Schulen ausgezeichnet.

Unfallkasse NRW verleiht Schulentwicklungspreis zum sechsten Mal  

!
Die Liste der diesjährigen Preisträger 
des Schulentwicklungspreises ist ver-
fügbar unter: www.unfallkasse nrw.de/
� leadmin/server/download/PDF_2013/
SEP_Preistraeger_2013.pdf
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5.  –  8. November 2013
Düsseldorf, Germany

Persönlicher Schutz, betriebliche Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit

Internationale Fachmesse mit Kongress 

www.AplusA.de 

Ein sicherer Arbeitsplatz bewahrt 
nicht nur die Mitarbeiter vor Unfällen, 
sondern ist die Basis für gesunde Arbeit 
und damit für Ihren Unternehmenserfolg. 
Die innovativsten Lösungen, um Belegschaft, 
Umwelt und Sachvermögen zu schützen, 
fi nden Sie auf der A+A. Seien Sie dabei und 
schließen Sie Sicherheitslücken! 

*Quelle: Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz (EU-OSHA)

   „7 VON10 

     UNTERNEHMEN 

 INVESTIEREN 
         KONSEQUENT 

  IN BETRIEBLICHE 

    SICHERHEIT“*

An
ze

ig
e

Die Internationale Organisation für Nor-
mung (ISO) hat der Erarbeitung einer in-
ternationalen Norm zur Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit zugestimmt. Die 
Norm soll dem öffentlichen Sektor und 
der Wirtschaft Leitlinien anbieten, wie 
der Arbeits-und Gesundheitsschutz in den 
Betrieben wirksam organisiert und damit 
die Sicherheit der Beschäftigten welt-
weit verbessert werden kann. Federfüh-
rend für die Erarbeitung der Norm ist das 
ISO-Projektkomitee ISO / PC 283 „Arbeits-
schutzmanagementsysteme (AMS) – An-
forderungen“. Das Sekretariat des Projekt-
komitees wurde bei der „British Standards 
Institution“ (BSI) in London angesiedelt. 
Dort wird auch die erste Sitzung vom 
21. bis 25. Oktober 2013 stattfi nden. 

Die Norm soll auf Basis der OHSAS 18001 
erarbeitet werden, die bereits in zahlrei-
chen Ländern angewandt wird. 31 nati-
onale Normungsinstitute haben sich für 
die Erarbeitung einer ISO-Norm für AMS 
ausgesprochen, acht waren dagegen – da-
runter auch das deutsche DIN-Institut –, 
sieben haben sich bei der Abstimmung 
enthalten. Die Kommission Arbeitsschutz 
und Normung (KAN) hatte in ihrer Stel-
lungnahme an das DIN darauf verwiesen, 
dass mit dem AMS-Leitfaden der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) und 
dessen nationaler Umsetzung bereits aus-
reichende Regelungen zu Arbeitsschutz-
managementsystemen bestehen. Die KAN 
befürchtet daher, dass die ISO-Norm kei-
nen Mehrwert bietet, aber zu einem stär-
keren Zertifi zierungsdruck führen wird. 
Trotz dieser kritischen Einschätzung wird 
sich der deutsche Arbeitsschutz aber an 
den Arbeiten des ISO / PC 283 beteiligen. 

Neue Norm für 
Management 
von Arbeitsschutz

Aktuelles



Das Spektrum reicht von beleidigenden 
Mails über das Hochladen von peinlichen 
Videos auf YouTube bis hin zum Online-
Pranger über Facebook. Die Studie zeigt 
aber auch: Besonders verletzende Formen 
des Cybermobbings sind vergleichsweise
selten. Die Befragung ist Teil des von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft ge-
förderten Projekts „Cybermobbing an 
Schulen“.

Am weitesten verbreitet sind beleidigen-
de Nachrichten (14,5 Prozent der Befrag-
ten gaben an, beleidigende Nachrich-
ten zu schreiben) sowie das Weiterleiten 
vertraulicher Informationen an Dritte 
(7,9 Prozent). Für die breite Öff entlichkeit 
zugängliche Formen von Cybermobbing 
wie das Hochladen peinlicher Bilder und 
Videos bei YouTube kommen dagegen 
eher selten vor (1,9 Prozent). 

Die Studie zeigt, dass eine klare Unter-
scheidung zwischen Tätern und Opfern 
nicht immer möglich ist. Viele Jugendli-
che berichten, dass sie selbst Opfer wur-
den, gleichzeitig aber auch andere über 
das Internet gemobbt haben. Etwa ein 
Drittel der Betroffenen gehört zu dieser 
„Täter / Opfer“-Kategorie, während sich 
der Rest der Betroff enen jeweils zur Hälf-
te auf die Täter- und die Opfer-Kategorie 
verteilt. Mit Blick auf die Schulformen 
ist die Mischgruppe dieser „aggressiven 

Opfer“ besonders auff ällig: Mit 19,8 Pro-
zent ist an den Hauptschulen der Anteil 
der Täter / Opfer deutlich größer als an 
den Realschulen (11,3 Prozent) und Gym-
nasien (8,4 Prozent). Bei den Tätern (ohne 
eigene Opfererfahrungen) sind die Werte 
zwischen den Schulformen dagegen ver-
gleichbar und liegen zwischen elf und 
zwölf Prozent.

In der Studie wurde das Cybermobbing 
auch mit traditionellem Schulmobbing 
verglichen. Dabei zeigt sich, dass das Ver-
hältnis zwischen Tätern und der Täter / 
Opfer-Gruppe beim traditionellen Mob-
bing ein anderes ist als beim Cyber-
mobbing. Projektleiter Prof. Dr. Thorsten 
Quandt vom Institut für Kommunikati-
onswissenschaft der Universität Münster 
sagt zu diesem Ergebnis: „Das Verhält-
nis ist beim Cybermobbing deutlich zur 
Mischkategorie hin verschoben. Dieses 
Ergebnis deutet darauf hin, dass sich das 
Internet besonders gut für Racheaktionen 
eignet, wenn man selbst Opfer wurde. 
An den untersuchten Hauptschulen war 
dieses Muster besonders auff ällig.“

!
Weitere Informationen unter: 
www.uni-muenster.de / Kowi / 
forschen / projekte / cyber-mobbing-
an-schulen.html 
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Die Verbreitung von Cybermobbing an 
Schulen ist bislang eher unterschätzt 
worden. Das legen Daten einer groß 
angelegten Befragungsstudie der Uni-
versitäten Münster und Hohenheim 
an 33 Schulen im süddeutschen Raum 
nahe: Ein Drittel der 5.656 befragten 
Schüler ist davon betro� en. 

Die Rache im Netz
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Weitere Informationen: Eva-Marie Hö� er, DGUV, E-Mail: eva-marie.hoe� er@dguv.de

Die in diesem Frühjahr 
erzielte Einigung zwi-
schen Europäischem 
Rat und Parlament über 
neue Vorschriften zum 
Schutz vor Gesundheits-
gefahren durch elektro-
magnetische Felder (wir 
berichteten, s. Ausgabe 
Mai 2013) ist nunmehr in der Richt-
linie 2013 / 35 / EU vom 26. Juni 2013 
verankert worden. Sie trägt den Titel 
„Mindestvorschriften zum Schutz von 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeit-
nehmer vor der Gefährdung durch phy-
sikalische Einwirkungen (elektromag-
netische Felder)“. Von deutscher Seite 
gab es bis zuletzt Vorbehalte gegen den 
Richtlinientext. So hat Deutschland 
den Richtlinienvorschlag noch im Ju-

ni abgelehnt und eine 
entsprechende Erklärung 
abgegeben. 

Ausschlaggebend für die 
Kritik ist das in der Richt-
linie in Anhang II enthal-
tene „Wichtungsverfah-
ren“. Das ist eine Methode 

zur Bewertung einer multifrequenten 
Feldquelle 1. Nach deutscher Auffas-
sung gibt es auch alternative Bewer-
tungsverfahren, die eine zuverlässige 
Beurteilung ermöglichen, die Richtli-
nie sieht aber keine Alternativen vor. 
In Deutschland werden diese alterna-
tiven Verfahren jedoch seit über zehn 
Jahren von Unternehmen, Vollzugsbe-
hörden und Unfallversicherungsträ-
gern erfolgreich angewendet. Durch 

das in der Richtlinie vorgeschriebene 
„Wichtungsverfahren“ entsteht nach 
Ansicht der Bundesregierung kein Ge-
winn für die Sicherheit und Gesund-
heit von Beschäftigten, vielmehr seien 
insbesondere bei technischen Verfah-
ren wie dem Widerstandsschweißen, 
der Elektrolyse oder Galvanik künftig 
negative wirtschaftliche Auswirkun-
gen zu befürchten. Die Bundesregie-
rung hatte sich während der gesamten 
Verhandlungen für die Verwendung 
auch anderer Bewertungsverfahren 
eingesetzt. Sie sind beispielsweise in 
der Berufsgenossenschaftlichen Vor-
schrift B11 beschrieben.

Schutz vor elektromagnetischen Feldern – 
neue Europäische Regelungen ein Segen?

In die Beratungen um Vor-
schläge der EU-Kommission 
für eine bessere Durchset-
zung der Entsenderichtlinie 
(96 / 71 / EG) ist Bewegung 
gekommen. Der Ausschuss 
für Beschäftigung und so-
ziale Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments 
hat in erster Lesung über 
die Pläne der EU-Kom-
mission beraten. Die EU-
Kommission schlägt unter 
anderem strengere Kontrollen für ent-
sendende Unternehmen und verbes-
serte Informationsrechte für Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber vor. Außerdem soll 
die Haftung von Auftragnehmern im 
Bausektor für ihre Subunternehmen, 
für die Auszahlung von Löhnen und die 
Entrichtung von Sozialversicherungs-
beiträgen ausgeweitet werden. 

Die zuständige Berichterstatterin, die 
konservative Abgeordnete Danuta 
Jazłowiecka, fordert zwar die Einrich-
tung einer zentralen Informationsstelle 
in den Mitgliedstaaten. Sie lehnt aber 
die Vorschläge zur Haftung von Auftrag-
nehmern ab. Diese seien insbesondere 
in Bezug auf Länder, deren nationale 
Regelungen keine derartigen Vorgaben 

vorsähen, unverhältnismä-
ßig und schränkten den 
grenzüberschreitenden frei-
en Dienstleistungsverkehr 
über Gebühr ein. Gleich-
zeitig sollen aber nationa-
le Kontrollregelungen der 
Mitgliedstaaten unberührt 
bleiben. Der Ausschuss 
schloss sich den Vorschlä-
gen der Berichterstatterin 
an, das Europäische Parla-
ment wird voraussichtlich 

im Oktober abstimmen. Dass es einer 
besseren Durchsetzbarkeit der Entsen-
derichtlinie bedarf, wird insbesondere 
mit Blick auf Sektoren wie den Bereich 
häuslicher Pfl ege oder die Fleischbran-
che deutlich, in denen ausländische 
Beschäftigte häufi g unter unklaren ar-
beits- und sozialrechtlichen Verhältnis-
sen entsendet sind.

Bessere Durchsetzung der Entsenderichtlinie 
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1  Vgl. www.icnirp.de / documents / 

emfgdlger.pdf (S.89 � ).
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m Sommer 2011 verletzt sich der 
freiwillige Feuerwehrmann Guido 
K. bei einer Einsatzübung am Knie. 

In der Folge kann der selbstständige 
Dachdeckermeister einige Monate nicht 
in seinem Betrieb arbeiten. Er muss ei-
ne Aushilfe beschäftigen. Die Kosten da-
für belaufen sich auf 9.000 Euro. Diese 
fi nanzielle Belastung führt zum Konfl ikt, 
als die für ihn zuständige Unfallkasse 
im Herbst 2011 die Anerkennung sei-

ner Knieverletzung als Arbeitsunfall ab-
lehnt. Die Begründung: Ursache für den 
Gesundheitsschaden sei eine Vorerkran-
kung. K. lässt sich daraufhin vom aktiven 
Dienst beurlauben. 

Die Unfallversicherung in der Kritik
Immer wieder tauchen in der Folgezeit 
Medienberichte auf, die sich kritisch 
mit den Entscheidungen der Unfall-
versicherung auseinandersetzen. Aus 

ihnen spricht zum einen Unverständ-
nis für die Kausalitätsanforderungen 
des SGB VII. Zum anderen die Forde-
rung, dass der Versicherungsschutz alle 
Schadensereignisse erfassen muss, die 
Menschen, die sich freiwillig für die Ge-
meinschaft einsetzen, anlässlich eines 
Einsatzes erleiden – unabhängig von 
den tatsächlichen Ursachen. So schreibt 
der Journalist Harry Seelhoff beispiels-
weise auf „derwesten.de“:

Freiwillige Feuerwehren

Streitthema Vorerkrankungen
Dass eine Unfallkasse einem Mitglied der freiwilligen Feuerwehr aufgrund einer Vorerkrankung 
einen ablehnenden Bescheid erteilt, kommt selten vor. Dennoch sind einige dieser Fälle 
in der jüngeren Vergangenheit von den Feuerwehren und den Medien scharf kritisiert worden. 
Eine Arbeitsgruppe der Unfallversicherung sucht nun nach Lösungen. Diese werden in einer der 
kommenden Ausgaben vorgestellt.
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einer alternden Gesellschaft stehen auch 
wir vor der Herausforderung, genug Leu-
te für das Engagement in der Feuerwehr 
zu gewinnen. Da ist eine Diskussion über 
einen Versicherungsschutz mit gefühlten 
Lücken natürlich kontraproduktiv.“

Die Sorge betrifft nicht nur den man-
gelnden Nachwuchs. Wo es an jungen 
Freiwilligen fehlt, kommen immer häu-
fi ger Personen im fortgeschrittenen Alter 
zum Einsatz. Es besteht die Sorge, dass 
die Zahl der Fälle zunimmt, in denen 
sich ein Körperschaden im Einsatz oder 
beim Dienstsport bemerkbar macht und 
es dann zum Konfl ikt über die Ursachen 
kommt. Zumal die durchschnittliche kör-
perliche Fitness wie in der restlichen Be-
völkerung bei den Angehörigen der Frei-
willigen Feuerwehren zurückgeht. Die 
überwiegend sitzende Lebens- und Ar-
beitsweise macht sich hier ebenfalls be-
merkbar.

Die Feuerwehrverbände haben daher an-
lässlich ihres Verbandstages im Juni 2013 
gefordert, das SGB VII für die Feuerweh-
ren und anderen Hilfsdienste zu ändern: 
Danach sollen Unfälle im Dienst grund-
sätzlich und ohne Berücksichtigung von 
Vorschäden anerkannt werden, wenn ▸

„Es kann überhaupt nicht darauf ankom-
men, was Unfallkasse oder Gutachter mei-
nen: Guido K. war dienstfähig und hat im 
Dienst einen Unfall erlitten. Also muss die 
Unfallkasse zahlen. Punkt. Alles andere 
wäre ein Wahnsinn und würde auf Dau-
er zum Zusammenbruch der Freiwilligen 
Feuerwehren führen.“ 1

Feuerwehren – eine besondere 
Versichertengruppe
Die Diskussion wirft ein Schlaglicht auf 
eine Versichertengruppe, die in Deutsch-
land eine besondere Rolle spielt. Gerade in 
Flächenländern wie Bayern stützen Kreise 
und Kommunen sich auf die Freiwilligen 
Feuerwehren, um den Brand- und Katas-
trophenschutz zu gewährleisten. Der Ge-
setzgeber erkennt die besondere Bedeu-
tung dieses Engagements unter anderem 
dadurch an, dass er die Freiwilligen Feu-
erwehrleute unter den Schutz der gesetzli-
chen Unfallversicherung gestellt hat. § 94 
SGB VII räumt der Selbstverwaltung der 
Unfallversicherung zudem das Recht ein, 
für die Feuerwehren Mehrleistungen in ih-
rer Satzung vorzusehen, die den Einsatz 
des eigenen Lebens und der eigenen Ge-
sundheit für andere gesondert honorieren.

Der hohe Stellenwert, den der Gesetzge-
ber und die Selbstverwaltung dem En-
gagement in der Freiwilligen Feuerwehr 
einräumen, entbindet die Unfallkassen je-
doch nicht davon zu prüfen, ob die Kausa-
litätsanforderungen des § 8 SGB VII erfüllt 
sind. Die gesetzliche Unfallversicherung 
darf Versicherte nur dann für einen Kör-
perschaden entschädigen, wenn ein 
durch die versicherte Tätigkeit bedingtes 
Unfallereignis ursächlich für diesen Scha-
den war. Tritt ein Gesundheitsschaden 
nur anlässlich der versicherten Tätigkeit 

beziehungsweise des Unfallereignisses 
auf, kommt eine Entschädigung nach SGB 
VII nicht in Betracht. Die Kausalitätsan-
forderungen des Gesetzes sind Folge der 
Übernahme der Haftung des Arbeitge-
bers durch Berufsgenossenschaften und 
Unfallkassen. 

Hier wird es immer dann schwierig, wenn 
die medizinisch-rechtliche Bewertung der 
Unfallversicherung dem eigenen Erleben 
des Versicherten widerspricht. Dass ein 
Gesundheitsschaden bei einer versicher-
ten Tätigkeit aufgetreten ist, muss nicht 
bedeuten, dass die Tätigkeit ursächlich 
für den Schaden war – auch wenn an dem 
betroff enen Körperteil vorher nie Schmer-
zen aufgetreten sind.

Grundsätzlich ist die bestehende Kons-
truktion ein Vorteil für den Versicherten: 
Das eigene Verschulden spielt keine Rol-
le. Da die Leistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung von Amts wegen fest-
zustellen sind, müssen die Versicherten 
anders als im Zivilrecht, das ansonsten 
für die Regelung von Schadensfällen bei 
der Arbeit gelten würde, den Nachweis 
nicht selbst führen. Zudem muss eine 
Vorerkrankung im Vollbeweis bewiesen 
sein, um als Begründung für die Ableh-
nung eines Versicherungsfalls dienen zu nung eines Versicherungsfalls dienen zu 
können. Dem gegenüber steht das alltäg-können. Dem gegenüber steht das alltäg-
liche Gerechtigkeitsempfi nden der Öff ent-liche Gerechtigkeitsempfi nden der Öff ent-
lichkeit, das sagt: „Wer anderen hilft, ver-lichkeit, das sagt: „Wer anderen hilft, ver-
dient, dass ihm geholfen wird.“

Demogra� sche Einflüsse
Die Freiwilligen Feuerwehren unterlie-Die Freiwilligen Feuerwehren unterlie-
gen auch politischen Notwendigkeiten. gen auch politischen Notwendigkeiten. 
So sagt Hans-Peter Kröger, Präsident des So sagt Hans-Peter Kröger, Präsident des 
Deutschen Feuerwehrverbandes, im In-Deutschen Feuerwehrverbandes, im In-
terview mit DGUV Forum (Seite 28): „In terview mit DGUV Forum (Seite 28): „In 

„Es wird immer dann schwierig, wenn die 
medizinisch-rechtliche Bewertung der 
Unfallversicherung dem eigenen Erleben des 
Versicherten widerspricht.“
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sie im unmittelbaren sachlichen, räumli-
chen und zeitlichen Zusammenhang mit 
der ehrenamtlichen Tätigkeit in der Feu-
erwehr eingetreten sind.

Sonderregelung?
„Die Kausalitätsanforderungen des SGB 
VII grenzen die Zuständigkeit der gesetz-
lichen Unfallversicherung von den ande-
ren Sozialversicherungszweigen ab und 
sind damit die Grundlage für ihre Rolle im 
gegliederten System der Sozialversiche-
rung“, sagt DGUV-Hauptgeschäftsführer 
Dr. Joachim Breuer. „Eine Änderung die-
ser Anforderungen ist daher kein geeig-
neter Lösungsweg für die beschriebenen 
Fälle.“

Dass ein fehlender Versicherungsschutz 
im Einzelfall tragische Konsequenzen 
haben kann, ist nicht zu bestreiten. Erst 
recht, wenn es zu einem Zusammentreff en 
ungünstiger Umstände kommt, die für die 
Betroff enen durchaus existenzbedrohlich 
werden können. Handelt es sich bei einem 
Betroff enen um einen Arbeitnehmer, so 
greifen Regelungen wie die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall und der gesetzli-
che Krankenversicherungsschutz, wenn 
die Unfallkasse die Leistungen aufgrund 
einer Vorerkrankung einstellen muss. Bei 
einem jungen Selbstständigen sieht die 
Lage anders aus: Ist kein Versicherungs-
schutz über die gesetzliche Unfallversi-
cherung gegeben, so hängt alles davon 

ab, wie gut sein privater oder freiwilliger 
gesetzlicher Krankenversicherungsschutz 
ausgestaltet ist. Hinzu kommen die lau-
fenden Kosten seines Unternehmens.

Bei der Suche nach einer adäquaten Lö-
sung sind solche Fallkonstellationen ein 
wichtiger Faktor – wie auch die Fallzahl 
insgesamt. Eine Abfrage der DGUV vom 
Juli 2013 liefert Hinweise hierzu: Danach 
verzeichneten die Kommunale Unfallver-
sicherung Bayerns, die Unfallkasse Rhein-
land-Pfalz und die Feuerwehrunfallkasse 
Mitte in den Jahren 2010 bis 2012 rund 
6.600 meldepfl ichtige Arbeitsunfälle von 
Freiwilligen Feuerwehrleuten. Im selben 
Zeitraum lehnten sie in 95 Fällen Versi-
cherungsleistungen mit der Begründung 
ab, die Versicherten litten unter einer Vor-
erkrankung. Dies entspricht einem Anteil 
von 1,5 Prozent bezogen auf die Gesamt-
zahl der Fälle. Die von den Medien sugge-
rierte Wahrnehmung, es handele sich bei 
der Ablehnung aufgrund von Vorschäden 
um gängige Praxis, entbehrt daher schon 
mit Blick auf die Zahlen jeglicher Grund-
lage.

Einige Bundesländer und Kommunen 
haben für diese Fälle Sonderregelungen 
getroffen, zum Beispiel in Form einer 
Fondslösung oder einer privaten Zusatz-
versicherung. Gerade letztere Vorgehens-
weise ist allerdings auch nicht frei von 
Kritik. Zum einen hat die private Unfall-
versicherung einen ähnlichen Unfall-
begriff wie die gesetzliche Unfallversi-
cherung. Zum anderen leisten manche 
Versicherungen erst dann, wenn zunächst 
ein ablehnender Bescheid der Unfallkasse 
ergangen ist – was entsprechende Warte-
zeiten für die Versicherten bedeutet.

Lösungsvorschlag für Herbst erwartet
Es ist deutlich, dass ein grundsätzlicher 
Klärungs- und eventuell auch Regelungs-
bedarf besteht. Daher haben sich der 
Präsident des Deutschen Feuerwehrver-
bands (DFV), Hans-Peter Kröger, und der 
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung (DGUV), Dr. 
Joachim Breuer, am 22. Juli 2013 zu ei-
nem gemeinsamen Gespräch getroffen. 
Sie kamen überein, dass eine zusätzliche 
Absicherung der Mitglieder der Freiwilli-
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*
1  Seelho� , Harry: „Feuerwehrmann aus 

Moers bleibt nach Unfall auf Kosten sitzen“ 
vom 15.10.2012. Quelle: www.derwesten.de / 
staedte / nachrichten-aus-moers-
kamp-lintfort-neukirchen-vluyn-rheurdt-
und-issum / feuerwehrmann-aus-
moers-bleibt-nach-unfall-auf-kosten-
sitzen-id7192969.html#1261290528

„Die von den Medien sugge-
rierte Wahrnehmung, es han-
dele sich bei der Ablehnung 
aufgrund von Vorschäden 
um gängige Praxis, entbehrt 
schon mit Blick auf die 
Zahlen jeglicher Grundlage.“

gen Feuerwehren anzustreben ist. Diese 
soll durch eine bundesweit einheitliche 
Ergänzungsregelung außerhalb des Sys-
tems des SGB VII erreicht, aber durch die 
Unfallkassen verwaltet werden. 

Innerhalb der DGUV soll dazu in einer 
Arbeitsgruppe ein Modell erarbeitet wer-
den, das zumindest in seinen Grundzügen 
beim DFV-Verbandstag im Oktober vorge-
stellt werden soll. Um eine bundesweit 
einheitliche Regelung zu erreichen, be-
darf es aufgrund der Gesetzgebungskom-
petenz der Länder in diesem Bereich der 
besonderen Unterstützung des gemeinsa-
men Vorhabens durch den DFV und sei-
ne Landesverbände. Über die erarbeite-
ten Vorschläge wird in einer der nächsten 
Ausgaben von DGUV Forum berichtet. ●
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1 Aktuelle Problemlage
In einigen Regionen hadern die Freiwil-
ligen Feuerwehren mit der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Ich will die betroff e-
nen Zuständigkeiten nicht nennen, zitie-
re aber: „In einem Fall wurde ein Feuer-
wehrmann dienstlich angewiesen, sich 
gegen Schweinegrippe zu impfen. Die 
Nebenwirkungen, unter denen er leidet, 
sind leider kein Unfall. Daher will die Kas-
se nicht zahlen.“ In einem anderen Fall 
sei die Teilnahme an der Beerdigung ei-
nes Kameraden als Dienst angeordnet 
worden, doch habe die Kasse die Unfall-
kosten auf dem Weg zum Friedhof nicht 
übernommen. 

Beide Sachverhalte betreff en ein Regel-
Ausnahme-Verhältnis. Die Unfallkasse 
hat sich jeweils an die Regel gehalten. 
Fraglich ist jedoch, ob stattdessen die 
Ausnahme einschlägig gewesen wäre. 
Im ersten Fall lautet die Regel, Impfun-
gen sind grundsätzlich eigenwirtschaft-
lich und damit unversichert. Sind je-
doch betriebliche Verhältnisse für solche 
Maßnahmen von wesentlichem Einfl uss, 
kann Versicherungsschutz bestehen.1 So 
ist eine Gesundheitsstörung, die durch 
eine vom Werksarzt ausgegebene Grip-
peschutztablette verursacht worden war, 
als Unfallfolge anerkannt worden, weil 
die Ausgabe den Zweck hatte, angesichts 
einer drohenden Grippeepidemie krank-
heitsbedingte Arbeitsausfälle zu verhin-
dern.2

Ähnlich sieht es aus, wenn einem verstor-
benen Kameraden die letzte Ehre erwie-
sen wird. Hierzu scheint eine Konventi-
on zu gelten, denn diverse Unfallkassen 
veröff entlichen auf ihrer Homepage einen 
alphabetisch gelisteten und bundesweit 
einheitlichen Katalog zum Versicherungs-
schutz von Feuerwehrangehörigen.3 Dar-
in heißt es unter „Beerdigung / Hochzeit“: 
„Die Teilnahme an Trauer- und Hochzeits-
feiern sowie auch der Geburtstagsfeier 
aufgrund menschlicher Anteilnahme, ge-
sellschaftlicher Bindung ist unversichert. 
Versichert sind jedoch die Feuerwehran-
gehörigen, die zu einer solchen Feier vom 
Wehrführer abgeordnet werden.“ Unser 
Fall dürfte wohl als Ausnahme zu beur-
teilen sein.

Der wirklich kritische Punkt aber sind die 
Vorschäden, die die Anerkennung eines 
schädigenden Ereignisses als Arbeitsunfall 
ausschließen können. So war im Zustän-
digkeitsbereich eines anderen Versiche-
rungsträgers ein junger Feuerwehrmann 
nach einem Wohnungsbrand bei Löschar-
beiten durch die Decke gebrochen und in 

das darunter liegende Stockwerk gestürzt. 
Seither ist er vom fünften Brustwirbel an 
abwärts querschnittsgelähmt. 

Die Unfallkasse hat sich eineinhalb Jahre 
durch ein Gutachten verunsichern lassen, 
das nachweisen wollte, die Lähmung sei 
nicht durch den Unfall im Ehrenamt ver-
ursacht worden, sondern eine Vorerkran-
kung. Diese Geschichte nimmt zuletzt 
immerhin eine erfreuliche Wendung: Die 
Unfallkasse hat den Arbeitsunfall aner-
kannt und erbringt Leistungen. 

Nun kann und wird es nicht darum gehen, 
bestimmte Herangehensweisen zu skan-
dalieren. Im Kern muss uns interessieren, 
wie Feuerwehrangehörige gut behandelt 
werden können, freilich – und das muss 
auch gesagt werden – ohne sie gegenüber 
„gewöhnlichen“ Versicherten zu privile-
gieren. 

Zu diesem Zweck werde ich zunächst ei-
ne Übersicht zur einschlägigen Recht-
sprechung geben. Ich beginne mit der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung 
ganz allgemein zur Vorschadensproble-
matik namentlich bei Hirnschlag oder 
Herztod. Dann leite ich zur obergerichtli-
chen Rechtsprechung über, soweit diese 
speziell zu Vorschäden von Feuerwehran-
gehörigen ergangen ist. Von den daraus 
gewonnenen Erkenntnissen ausgehend 
werde ich zuletzt Ansätze zur Lösung der 
Problematik prüfen. ▸

Arbeitsunfall vs. Gelegenheitsursache

Zur Vorschadensproblematik 
am Beispiel der Freiwilligen 
Feuerwehren
Bei Vorliegen einer Vorerkrankung kann die Anerkennung eines Arbeitsunfalls fraglich sein. 
Vorschlag für die Anerkennung bei Atemschutzgeräteträgern der Feuerwehr: Man sollte 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen und dienstlich vorgeschriebene Belastungs-
übungen berücksichtigen.

„In einem anderen Fall sei die 
Teilnahme an der Beerdigung 
eines Kameraden als Dienst 
angeordnet worden, doch habe 
die Kasse die Unfallkosten auf 
dem Weg zum Friedhof nicht
übernommen.“
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„Für den Feuerwehrdienst dürfen nur körperlich und fachlich ge-
eignete Feuerwehrangehörige eingesetzt werden“. (GUV-V C 53)

Für Atemschutzgeräteträger spezi� ziert die Anweisung zur 
Durchführung der Vorschri� : „Besondere Anforderungen an 
die körperliche Eignung werden insbesondere an Feuerwehr-
angehörige gestellt, die als Atemschutzgeräteträger … Dienst 
tun.“ Die körperlichen Voraussetzungen dieser Personen sind 
nach dem DGUV-Grundsatz für arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen als Präventionsmaßnahme festzustellen und 
zu überwachen.
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2 Rechtsprechung zur 
Vorschadensproblematik
2.1 Rechtsprechung ohne 
Feuerwehrbezug
2.1.1 Rechtsprechung des 
Reichsversicherungsamtes
Zwar ist die Theorie der wesentlichen Be-
dingung keine originäre Schöpfung des 
Reichsversicherungsamtes (RVA), wird 
aber in der Zeit um 1912 / 14 zur maßgeb-
lichen Kausalitätstheorie des Unfallversi-
cherungsrechts erhoben. Die wesentliche 
Argumentation lautet: „Im Gegensatz zur 
philosophischen Lehre von der Ursäch-
lichkeit versteht das Leben unter Ursache 
nicht alle Bedingungen des Erfolgs, einer-
lei mit welcher Schwere sie zu ihm beige-
tragen haben und in welchem Zusammen-
hang sie dazu stehen. Als Ursachen und 
Mitursachen greift es vielmehr unter Ab-
wägung ihres verschiedenen Wertes nur 
die Bedingungen heraus, die wegen ihrer 
besonderen Verbindung zum Erfolge zu 
dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt ha-
ben. Dieser Begriff  muss unter Ausschal-
tung rein metaphysischer und erkenntnis-
theoretischer Betrachtungen für das Recht 
allein maßgeblich sein.“4

Ergänzend wird angeführt: Bei der Ab-
wägung des verschiedenen Wertes der 
Bedingungen sei zu prüfen, „ob eine Ver-
bindung bestand zwischen den durch den 
Betrieb geschaff enen oder beeinfl ussten 
Bedingungen und dem den Abschluss der 
Ursachenreihe bildenden Ereignis derart, 
dass letzteres nach vernünftigem Ermes-
sen als Folge jener Umstände anzuspre-
chen ist. Andernfalls war die Verbindung 
nur eine lose und entfernte und kann als 
rechtlich beachtlich nicht angesehen wer-
den. Die mit der Betriebsbeschäftigung 
zusammenhängenden Umstände müssen 
somit erheblich dazu beigetragen haben, 
den Versicherten in die Lage zu bringen, 
in der das schädigende Ereignis wirksam 
geworden ist.“5 Zwei in diesem Sinne er-
gangene RVA-Entscheidungen will ich 
beispielhaft anführen.

Nach der Kollision zweier Fuhrwerke 
schrie ein auf einem der beiden Wagen 
stehender 62-jähriger Knecht „Au“ und 
fi el tot herab. Die Obduktion ergab als To-
desursache eine erhebliche Kranzschlag-

aderverhärtung. In einem Obergutachten, 
welches das RVA zur Grundlage seiner 
Entscheidung machte, heißt es, „dass 
man sowohl der bisherigen Erscheinungs-
losigkeit der langsam und allmählich sich 
entwickelnden Krankheit als auch des 
anatomischen Befundes wegen nicht nur 
die Möglichkeit, sondern auch eine über-
wiegende Wahrscheinlichkeit dafür anzu-
nehmen berechtigt ist, dass R. noch län-
gere Zeit hätte leben können, wenn nicht 
eine besondere Einwirkung stattgefunden 
hätte. … Der alte Mann mit krankem Her-
zen wird also doch wohl einen Schreck bei 
dem plötzlichen Sprung, den sein Wagen 
machte, bekommen haben, und eben, 
weil er ein krankes Herz hatte, genüg-
te schon ein mäßiger Schreck, um einen 
Herzkrampf auszulösen. … Ich erkenne 
also an, und sehe in diesem in Verbin-
dung mit einer wahrscheinlich eingetre-
tene Muskelanstrengung (um das Gleich-
gewicht zu halten) die vermutete äußere 
Einwirkung, welche den Anfall erzeugt 
hat. Diese Einwirkung hat aber zweifel-
los den Charakter eines Betriebsunfalls.“ 
Auf Grund dieses Gutachtens wurde die 
Berufsgenossenschaft verurteilt, den Hin-
terbliebenen Unterstützung zu zahlen.6

Mit späterem Urteil wurde eine Apople-
xie (Schlaganfall) als Folge schwerer Ar-
beitsleistung anerkannt. Darin heißt es: 
„Denn zweifellos stellte das fortgesetzte 
Heben von auch nur 60 bis 70 kg schwe-
ren Drahtringen während einer Arbeits-
schicht eine Arbeitsleistung dar, die mit 
erheblicher Kraftaufwendung verbun-
den ist. Andererseits ergibt sich … aus 
dem Vergleich des zu dieser Zeit erhobe-
nen Befundes mit dem früheren Befund, 
dass die arteriosklerotischen Veränderun-
gen bei dem Träger zur Zeit des Unfalles 
noch nicht so weit vorgeschritten waren, 
dass mit dem jederzeitigen Eintritt einer 
Gehirnblutung bei der Verrichtung des 
täglichen Lebens, wie etwa beim Bücken 
usw., gerechnet werden musste. Bei dieser 
Sachlage ist es sehr wahrscheinlich, dass 
die Blutung, die bei dem Kläger … wäh-
rend seiner Betriebstätigkeit eingetreten 
ist, im Rechtssinne durch die Betriebstä-
tigkeit verursacht worden, das heißt dass 
sie auf einen Betriebsunfall im Sinne des 
Gesetzes zurückzuführen ist.“7 ▸
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2.1.2 Ältere BSG-Rechtsprechung
Diese vom RVA speziell auf das Arbeits-
unfallrecht zugeschnittene Theorie der 
wesentlichen Bedingung ist vom Bun-
dessozialgericht (BSG) übernommen 
worden, wobei es sich nicht nur der Sa-
che nach, sondern häufi g auch in der For-
mulierung an das RVA anlehnte. Danach 
liegt eine unversicherte Gelegenheitsur-
sache vor, wenn die Krankheitsanlage so 
stark oder so leicht ansprechbar ist, dass 
es zur Auslösung akuter Erscheinungen 
aus ihr nicht besonderer, in ihrer Eigen-
art unersetzlicher Einwirkungen bedurft 
hätte, das heißt, jedes andere alltäglich 
vorkommende ähnlich gelagerte Ereignis 
zu derselben Zeit die Erscheinung ausge-
löst hätte.

Ein vergleichsweise später Rechtsstreit 
betraf einen im Ruhestand befi ndlichen 
Metzger, der zugleich Jäger war und am 
Unfalltag eine Hausschlachtung durch-
führen wollte. Er band das Schwein und 
schoss es. Der Bolzenschuss missglückte 
jedoch, sodass sich das Zwei-Zentner-Tier 
beim Abstechen noch heftig bewegte. Der 
Versicherte musste es in knieender Hal-
tung festhalten, um mit voller Kraft zu-
stechen zu können. Dabei setzte bei ihm 
erhebliche Atemnot ein, er brach zusam-
men und verstarb. Das Landessozialge-
richt (LSG)8 ging zunächst von einer Gele-
genheitsursache aus, weil der Versicherte 
auch ohne jenen Hergang kaum noch ein 
Jahr gelebt haben dürfte. Zugleich hatte 
es aber auch festgestellt, der Patient sei 
zwar für die täglichen Spaziergänge, die 
Wildfütterung oder ähnliches noch belast-
bar, indessen den außergewöhnlichen An-
strengungen des Schlachtens nicht mehr 
gewachsen gewesen. Das BSG9 wies den 
Rechtsstreit an das LSG zurück, vor dem 
die Berufsgenossenschaft eine Anerkennt-
nis aussprach.

2.1.3 Jüngere BSG-Rechtsprechung
In der nachfolgend erörterten Entschei-
dung10 ging es um einen auf dem Arbeits-
weg an einem Herzinfarkt verstorbenen 
Versicherten. Er hatte an einer signifi kan-
ten Stenose des Hauptstammes der lin-
ken Kranzarterie gelitten. Unter den vier 
zu unterscheidenden Erkrankungen der 
Koronargefäße – Eingefäßerkrankungen, 

Zweigefäßerkrankungen, Dreigefäßerkran-
kungen sowie Hauptstammstenosen – ist 
das die schwerwiegendste Erkrankung.11

Ausgeprägte Hauptstammstenosen sind 
mit einer höheren Mortalität verbunden als 
Ein- oder Zweigefäßerkrankungen. Gleich-
wohl hatte das LSG die Vorerkrankung un-
ter Bezug auf statistische Erwägungen zu-
nächst nicht als wesentlich angesehen.12

Zur Mortalität eines solchen Patienten 
hat es ausgeführt: Die Besonderheit jenes 
Krankheitsbildes bestehe darin, dass es 
einerseits durchaus auch ohne besondere 
äußere Einwirkungen oder aufgrund von 
belanglosen alltäglichen Belastungssitu-
ationen hätte auftreten können, dass aber 
andererseits die Wahrscheinlichkeit des 
Auftretens unter diesen Bedingungen etwa 
zur selben Zeit nicht angenommen werden 
kann. Auch Prof. Dr. … habe die „jährliche 
Mortalität“ eines vergleichbaren Patien-
ten mit signifi kanter Hauptstammstenose 
mit lediglich 20 bis 30 Prozent angegeben. 
Nach Auffassung von Dr. … könne nie-
mand sagen, ob eine vergleichbare Situa-
tion bei dem Verstorbenen „in den nächs-
ten Jahren“ eingetreten wäre. Und auch 
Prof. Dr. … habe überzeugend dargelegt, 
dass die Vorschädigung so beschaffen 
war, dass ein baldiger (das heißt zumin-
dest innerhalb eines Jahres eintretender) 
Tod aufgrund alltäglicher Belastungen 
zwar möglich war, eine Mortalitätsprog-
nose aber nur bei der Hälfte vergleichba-
rer Vorgeschädigter gestellt werden kann. 
Dem entspreche die in der ärztlichen Pra-
xis gewonnene Erfahrung, dass Menschen 
oft jahrzehntelang eine schwere Koronar-
sklerose haben können, ohne dass es zu 
einem Infarkt kommt.13

Das BSG hat die Entscheidung mit der 
Begründung aufgehoben, dass die Wahr-
scheinlichkeit eines schicksalsbedingten 
Kausalverlaufs nicht von vornherein aus-
geschlossen ist, wenn es (a) nur möglich, 
(b) aber nicht wahrscheinlich ist, dass je-
des andere alltäglich vorkommende, ähn-
lich gelagerte Ereignis die zum Tode füh-
rende Erkrankung hervorgerufen hätte. 
Es hat zugleich darauf hingewiesen, dass 
mit dieser Defi nition des Begriff s der Ge-
legenheitsursache lediglich der maßgebli-
che Gesichtspunkt der Schwere der vorbe-
stehenden Krankheit umschrieben werde. 

Für die Bestimmung des Schweregrades 
der Krankheitsanlage stelle (c) die Belast-
barkeit im Zeitpunkt des Unfalls ein geeig-
netes und wesentliches Kriterium dar. We-
sentlich in diesem Zusammenhang könne 
sein, ob der Patient von allen fremdbe-
stimmten Belastungen, wie sie auf dem 
Gebiet des allgemeinen Erwerbsleben 
auftreten, befreit war oder hätte befreit 
werden müssen. Fehle die Belastbarkeit 
wegen des Ausmaßes der Vorerkrankung 
und der konkreten Gefahr, dass der betref-
fende Krankheitserfolg im Sinne der De-
fi nition der sogenannten Gelegenheitsur-
sache jederzeit eintreten könne, dann sei 
dies ein wesentliches Merkmal dafür, dass 
die Vorerkrankung allein die wesentliche 
Bedingung des Todes sei. Eine fehlende 
Belastbarkeit hat das LSG in der Folgeent-
scheidung14 festgestellt und Hinterblie-
benenleistungen nunmehr versagt. Jetzt 
ging es davon aus, der Versicherte hätte 
bei rückschauender Betrachtung, um den 
Todeseintritt zu verhindern, Bettruhe ein-
halten müssen, nicht mehr Auto fahren 
und auch weder seinen Beruf als Muse-
umswärter noch einen anderen Beruf aus-
üben dürfen. 

Der Rechtsprechung ist insoweit zuzu-
stimmen, als die individuelle Belastbar-
keit entscheidend ist. Es geht nicht etwa 
darum, dass das angeschuldigte Ereignis 
das betriebsübliche Maß überschritten ha-
ben muss, um als wesentliche Teilursache 
zu gelten.15 Gleichwohl ist das Urteil eher 
restriktiv. Entscheidend soll danach sein, 
ob eine Berufsausübung noch möglich 
ist. Wäre das aber so, dann hätte entge-
gen der „älteren“ Judikatur das Schlach-
ten des Schweins als Gelegenheitsursache 
gelten müssen, weil der Metzger berufl ich-
körperlich überfordert war. 

Die „ältere“ Rechtsprechung hat jedoch 
das richtige Ergebnis gefunden, weil sie 
darauf abstellte, ob die alltäglichen Ver-
richtungen des Lebens noch verrichtet 
werden können. Die Berufsausübung 
kann belastender sein als die Verrich-
tung alltäglich banaler Dinge. Später hat 
sich das BSG aus meiner Sicht korrigiert. 
Es nahm den bei einer Alarmübung einge-
tretenen Tod eines Feuerwehrmanns infol-
ge eines Herzinfarkts als Unfallfolge an. 
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Begründet wurde dies damit, dass die 
Belastungsgrenze des Verstorbenen so 
erheblich überschritten worden sei, dass 
den Einfl üssen durch die versicherte Tä-
tigkeit die Bedeutung einer wesentli-
chen Mitursache für den Tod zukomme.16

In der Begründung zum neueren Urteil 
heißt es, nach der Entscheidung aus 1991 
sei „die rückschauende Bewertung der 
Belastbarkeit des Versicherten nur ein 
Kriterium zur Beurteilung des Schwere-
grads der vorbestehenden Erkrankung. 
Es ist eine Würdigung aller Umstän-
de erforderlich, ob und wie ein vorge-
schädigter Versicherter noch belastbar 
war.“ Interessant wäre nun zu sehen, ob 
sich aus den Prüfschritten (a) bis (c) ein 
handhabbares Vorgehensschema ablei-
ten ließe. Das könnte gelingen, wenn der 
Prüfschritt (c) im Sinne der späteren Ent-
scheidung stärker auf die Einsatzbedin-
gungen der Feuerwehr fokussiert würde.

2.1.4 Jüngste BSG-Rechtsprechung
Das BSG hat eine Gehirnblutung nach 
außergewöhnlicher Kraftanstrengung als 
Arbeitsunfall anerkannt.17 Ein 55-jähriger 
Steinmetz wollte einen 70 kg schweren, 
festgefrorenen Grabstein anheben. Wäh-
rend dieser Kraftanstrengung verspür-
te er plötzlich einen stechenden Kopf-
schmerz. Im Krankenhaus wurde eine 
stattgefundene Subarachnoidalblutung 
festgestellt. Unter Hinweis auf das (drit-
te) Newtonsche Gesetz über die gleiche 
Größe der Gegenwirkung (Kraft = Gegen-
kraft) hat das BSG in der unsichtbaren 
Kraft, die der Stein dem Versicherten 
entgegensetzte, die äußere Einwirkung 
erkannt. Im Hinblick darauf wird die 
Entscheidung gern als innovativ veror-
tet. Doch das ist sie nicht wirklich.

Als schärfster Kritiker der „jüngsten“ 
Rechtsprechung hat sich insoweit das 
Sozialgericht (SG) Augsburg erklärt.18

Es verweist namentlich „auf die schlüs-
sigen Ausführungen des BGH“, wonach 
das Anheben einer schweren Mörtelwan-
ne kein Unfallereignis im Sinne der pri-
vaten Unfallversicherung sei. Die Kraft-
anstrengung, die der Versicherte beim 
Anheben der Mörtelwanne unternom-
men habe, sei in ihrem ganzen Verlauf 
eine willensgesteuerte Eigenbewegung 
gewesen. Die Wanne sei – so der Bun-
desgerichtshof (BGH)19 – ausschließlich 
Einwirkungsobjekt des Versicherten ge-
wesen, weil es allein von seinem Willen 
abgehangen habe, ob und wie stark er in 
Einwirkung auf sie seine Kräfte entfal-
te. Solange der Einwirkungsgegenstand 
nicht in unerwartete Bewegung gerate 
und solange der Einwirkende nicht in 
seiner gewollten Einwirkung und damit 
in seiner Eigenbewegung – etwa durch 
Straucheln oder Ausgleiten – beeinträch-
tigt sei, wirke kein äußeres Ereignis auf 
seinen Körper. 

Diese Argumentation überträgt das SG 
auf das Anschieben eines gut eine Ton-
ne schweren Servicewagens: Auch wenn 
nach physikalischen Gesetzmäßigkeiten 
jede Kraft eine Gegenkraft erzeuge, so 
bleibe doch der angeschobene Gegen-
stand ausschließlich Einwirkungsobjekt 
des Anschiebenden und übe keine eigen-
ständige, das heißt vom Anschiebenden 
nicht beeinflusste und gewollte Einwir-
kung auf diesen dar. Doch übersieht das 
SG, dass der Unfallbegriff  nach den Allge-
meinen Unfallversicherungsbedingungen 
(Ziff . 1.3 AUB 2010) enger als der des § 8 
Abs. 1 SGB VII ist.20

Um körperliche Überforderung beim 
Ausüben gewollter Bewegungen ging 
es bereits in der angesprochenen BSG-
Entscheidung aus 1997 betreffend den 
überbeanspruchten Feuerwehrmann. 
Und schon 1968 hatte das BSG zu erken-
nen gegeben, dass die überschwere Be-
lastung beim Tragen schwerer Möbel ein 
Unfallereignis sein kann,21 vom eingangs 
skizzierten RVA-Urteil aus 1930 zum Tra-
gen schwerer Drahtringe einmal abgese-
hen.

In dem obergerichtlichen Urteil wird die 
durch das Anschieben des Servicewagens 
verursachte Achillessehnenruptur als Un-
fallfolge erkannt. In diesem Zusammen-
hang sehe ich die Feuerwehr-Unfallkas-
sen gefordert, ihre Haltung zum äußeren 
Ereignis zu überdenken. In einem ak-
tuellen Leitartikel zur Vorschadenspro-
blematik konstruieren sie lehrbuchartig 
den Fall, dass ein Feuerwehrangehöri-
ger beim Aufwärmtraining während des 
Dienstsportes einen Achillessehnenriss 
erleidet: Hier liege kein Arbeitsunfall vor, 
weil es am äußeren Ereignis fehle.22 Das 
ist im Lichte der skizzierten Judikatur zu 
kurz gesprungen. 

Zwar hat das LSG Baden-Württemberg 
entschieden, beim Anheben einer ledig-
lich 25 kg schweren Glasscheibe ohne 
überraschenden Geschehensablauf man-
gele es an einer Einwirkung von außen 
auf den Versicherten im Sinne des Un-
fallbegriff s.23 Allerdings ist auch hier von 
einer solchen Einwirkung auszugehen: 
Für eine weite Auslegung dieses Tatbe-
standsmerkmals spricht der Wortlaut der 
Vorschrift, die keine bestimmte Qualität 
der Einwirkung fordert.24 ▸

„In der Begründung zum Urteil heißt es, es sei ‚die rückschauende Bewertung der 
Belastbarkeit des Versicherten nur ein Kriterium zur Beurteilung des Schweregrads 
der vorbestehenden Erkrankung. Es ist eine Würdigung aller Umstände erforderlich, 
ob und wie ein vorgeschädigter Versicherter noch belastbar war.‘“
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Auch im Schulsport genügt die körperei-
gene Bewegung wie das Laufen und der 
Absprung zum Hochsprung, da körper-
eigene Bewegungen äußere Vorgänge im 
Sinne des Unfallbegriff s sind, selbst wenn 
sie gewohnt und üblich sind.25 Das ent-
spricht zuletzt der Sichtweise zum Dienst-
unfall beim Soldatensport: Eine durch die 
sportliche Betätigung bedingte Überfor-
derung („Umknicken“) des rechten Knies 
ist das Unfallereignis, die Gesundheits-
störungen (Zustand nach Kreuzbandriss 
und Kniegelenksinstabilität rechts) dort 
Unfallfolge.26 Die Anforderungen an das 
Vorliegen eines Unfallereignisses sind 
sehr gering.27

Mindestens ebenso zentral für unseren ei-
gentlichen Zusammenhang ist, dass der 
Senat in der Urteilsbegründung ein ge-
schärftes Prüfschema bezüglich des Vor-
schadens vorlegt hat. Zwischen der zeit-
lich begrenzten äußeren Krafteinwirkung 
beim Anhebeversuch (Unfallereignis) und 
der Gehirnblutung (Gesundheitsschaden) 
ist im Sinne eines ersten Prüfungsschrit-
tes der naturwissenschaftliche Ursachen-
zusammenhang zweifellos zu bejahen. 

In einem zweiten wertenden Schritt ist an-
schließend zu prüfen, ob das versicherte 
Unfallereignis für den Gesundheitsscha-
den wesentlich war. Gab es neben der ver-
sicherten Ursache noch konkurrierende 
Ursachen, namentlich Krankheitsanlagen 
als innere Ursache, so war die versicher-
te Ursache wesentlich, solange die unver-
sicherte Ursache nicht von überragender 
Bedeutung war. Eine Krankheitsanlage ist 
nur dann von überragender Bedeutung, 
wenn sie so stark oder so leicht ansprech-
bar ist, dass jedes alltäglich vorkommen-
de Ereignis zu derselben Zeit den Gesund-

heitsschaden verursachen würde. Mit den 
Worten der Vorinstanz könnte man for-
mulieren: Die versicherte Ursache ist nur 
dann rechtlich unwesentlich, wenn sie 
von der konkurrierenden Ursache „ganz 
in den Hintergrund gedrängt wird“.28

War dagegen die Krankheitsanlage von 
überragender Bedeutung, so ist die ver-
sicherte naturwissenschaftliche Ursa-
che nicht als wesentlich anzusehen und 
scheidet als Ursache nach der Theorie 
der wesentlichen Bedingung und im Sin-
ne des Sozialrechts aus; sie ist dann le-
diglich sogenannte Gelegenheitsursache. 
Beim Steinmetz war dies jedoch nicht der 
Fall. Zwar war eine Vorschädigung der 
betroff enen Gefäße anzunehmen. In Ab-
wägung zwischen dieser Vorschädigung 
und der Einwirkung durch die körperliche 
Anstrengung war jedoch letzterer die Be-
deutung einer wesentlichen Mitursache 
zuzumessen. Denn eine schwerwiegende, 
leicht ansprechbare Gefäßmissbildung in 
Form einer Arterienerweiterung, die als 
überragende Ursache zu sehen gewesen 
wäre, war nicht feststellbar gewesen.

Ist nun die „jüngere“ Rechtsprechung zur 
Belastbarkeit des Vorerkrankten ange-
sichts dieses „jüngsten“ Urteils noch von 
Bedeutung? Ich meine: ja, aber nicht mehr 
in dem damaligen Bedeutungszusammen-
hang. Im Ergebnis hatte das BSG mit Urteil 
aus 1991 die konkurrierende Ursache auf-
gewertet. Im Sinne eines Regel-Ausnahme-
Verhältnisses entzieht das Urteil aus 2005 
der konkurrierenden Krankheitsanlage 
wieder Bedeutung: Sie ist nicht gleich-
wertige Alternative zur versicherten na-
turwissenschaftlichen Ursache (= Regel), 
sie ist die Ausnahme von der Regel. Mir 
scheint gar, dass diese neue Sicht das sog. 

Krasney’sche Drittel zulasten des Vorscha-
dens nochmals schmälert. Diese Faustre-
gel besagt, dass eine äußere Einwirkung 
weniger als den hälftigen Ursachenanteil 
ausmachen kann, nicht unter ein Drittel 
absinken sollte, doch selbst dies noch in 
Ausnahmefällen tolerierbar wäre (nicht 
hingegen unter 10 Prozent), um der Ein-
wirkung die Bedeutung der rechtlich we-
sentlichen Teilursache zuzuordnen.29

Ist aber die versicherte Ursache nach 
„jüngster“ Sicht rechtlich nur unwesent-
lich, wenn sie von der konkurrierenden 
Ursache „ganz in den Hintergrund ge-
drängt wird“, so verliert der Bereich zwi-
schen 10 Prozent und einem Drittel seinen 
Ausnahmecharakter und wird regelhafter. 
Das erschiene auch vertretbar. Denn zu 
beachten ist in diesem Zusammenhang 
der Schutzzweck der gesetzlichen Unfall-
versicherung, wonach „jeder Versicherte 
grundsätzlich in dem Gesundheitszustand 
geschützt ist, in dem er sich bei Aufnah-
me seiner Tätigkeit befi ndet, auch wenn 
etwa dieser Zustand eine größere Gefähr-
dung begründet“.30 Damit ist die indivi-
duelle Belastbarkeit als Kriterium jedoch 
nicht notwendigerweise obsolet. Sind 
nämlich, wie das bei Feuerwehrangehö-
rigen der Fall sein kann, insbesondere die 
ergometrischen Befunde bekannt, so kön-
nen sie helfen, die mitursächliche Bedeu-
tung der Vorerkrankungen im Weg einer 
Quantifi zierung besser einzuschätzen.

2.2 Rechtsprechung mit 
Feuerwehrbezug
2.2.1 LSG Rheinland-Pfalz vom 
15. November 1995
Das im Weiteren erörterte Urteil31 steht 
noch unter dem Eindruck jener „jünge-
ren“ Rechtsprechung. Das LSG musste 

„Denn zu beachten ist in diesem Zusammenhang der Schutzzweck der gesetzlichen 
Unfallversicherung, wonach ‚jeder Versicherte grundsätzlich in dem Gesundheitszustand 
geschützt ist, in dem er sich bei Aufnahme seiner Tätigkeit befindet, auch wenn etwa 
dieser Zustand eine größere Gefährdung begründet.‘“
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sich argumentativ vom Ansatz lösen, wo-
nach es wesentlich sein könne, ob der vor-
geschädigte Versicherte von allen fremd-
bestimmten Belastungen befreit war oder 
in der Rückschau befreit hätte werden 
müssen.

Geschehen war dies: Der damals 34-jäh-
rige Angehörige einer Freiwilligen Feuer-
wehr wurde im Sommer zu einer Alarm-
übung gerufen. Als er sich dabei bemühte, 
den Motor einer Tragkraftspritze anzukur-
beln, die er zuvor zusammen mit anderen 
Feuerwehrleuten zu einem Hydranten 
getragen hatte, erlitt er einen tödlichen 
Herzanfall. Der damalige Gemeindeunfall-
versicherungsverband lehnte Hinterblie-
benenleistungen ab, weil ein ursächlicher 
Zusammenhang zwischen der versicher-
ten Tätigkeit als Feuerwehrmann und dem 
Tod fehle: Der Verstorbene habe an einer 
Herzerkrankung gelitten. Die Tatsachen-
gerichte gelangten dagegen zu dem Er-
gebnis, dass den Einwirkungen durch die 
versicherte Tätigkeit als Feuerwehrmann 
die Bedeutung einer wesentlichen Ursa-
che des Herztodes zukomme. Dieser Sicht 
schloss sich das BSG an.32

Übereinstimmend sind alle Instanzen im 
ersten Schritt davon ausgegangen, dass 
die Feuerwehrübung aufgrund der mit 
ihr verbundenen körperlichen Anstren-
gungen sowie dem einhergehenden psy-
chischen Stress eine Bedingung für den 
tödlichen Herzstillstand infolge Kam-
merflimmerns im naturwissenschaftli-
chen Sinne gewesen war. Als alternative 
Bedingung kam die bereits bestehende 
Herzkrankheit in Betracht. Denn es lagen 
zum einen eine koronare Eingefäßerkran-
kung mit hochgradiger proximaler LAD-
Stenose und zum anderen eine konzent-
rische linksventrikuläre Hypertrophie bei 
essentieller arterieller Hypertonie vor. Bei-
de Faktoren wirken sich im Ergebnis ver-
stärkend aus, sodass in solchen Fällen das 
Risiko eines koronaren Vasospasmus ge-
geben ist. Somit war im Rahmen des zwei-
ten Schrittes zu klären, ob die mit der Feu-
erwehrübung verbundenen schädigenden 
Einwirkungen das tödliche Herzkammer-
fl immern im Rechtssinne verursacht hat-
ten. Auch davon sind alle Instanzen über-
einstimmend ausgegangen.

Rückschauend betrachtet wäre es – im Sin-
ne der „jüngeren“ Rechtsprechung und da-
bei im Sinne des von mir mit (c) bezeich-
neten Prüfschrittes – nach Auff assung des 
LSG zwar geboten gewesen, den Versicher-
ten in eine sofortige stationäre Behandlung 
einzuweisen und dort den erforderlichen 
Eingriff  durchzuführen; solange dies nicht 
erfolgt war, sei dem Versicherten auch ei-
ne leichte Berufstätigkeit nicht zuzumu-
ten. Dem höchstrichterlichen Urteil aus 
1991 stimme der erkennende Senat auch 
insoweit zu, als die Beantwortung der Fra-
gen eine wertvolle Hilfestellung abgebe – 
nämlich ob der Versicherte unmittelbar vor 
den schädigenden Einwirkungen durch die 
versicherte Tätigkeit einer Untersuchung 
zugeführt werden musste und ob ihm im 
Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses 
auch leichte Berufstätigkeiten nicht mehr 
zumutbar waren. 

Die beschriebenen Kriterien könnten je-
doch nicht in dem Sinne abschließend 
sein, dass im Falle der Notwendigkeit ei-
ner sofortigen Therapie und der Unzumut-
barkeit einer Berufstätigkeit der vorbeste-
henden Erkrankung stets der Stellenwert 
der allein wesentlichen Ursache des Todes 
beizumessen wäre. Vielmehr müssten al-
le Umstände des gegebenen Sachverhalts 
berücksichtigt werden. Auch das BSG ha-
be den genannten Kriterien lediglich die 
Bedeutung eines wesentlichen Beurtei-
lungsmerkmals eingeräumt.

Im Weiteren stellt das LSG stattdessen auf 
ein Belastungs-EKG (Ergometrie) des Versi-

cherten ab, das etwa einen Monat vor dem 
Herztod durchgeführt worden war. Vorlie-
gend war auf diesem Wege eine individuel-
le Belastungsgrenze von 120 Watt ermittelt 
worden. Beim Ankurbeln der Motorsprit-
ze hätte der Versicherte aber eine Leistung 
von 225 Watt zu erbringen gehabt. Damit 
kam den die Belastungsgrenze überschrei-
tenden Einwirkungen im Zusammenhang 
mit der Alarmübung die Bedeutung einer 
wesentlichen Mitursache für den Tod des 
Versicherten zu. Diese Feststellung wurde 
vom BSG mitgetragen.33

Die Entscheidung überzeugt im Ergeb-
nis uneingeschränkt. Im Vorgehen wür-
de man heute zwei alternative Kausal-
verläufe vergleichen. Die versicherte 
naturwissenschaftliche Ursächlichkeit ist 
gegeben. Die konkurrierende Krankheits-
veranlagung wäre rechtlich nur wesent-
lich, wenn sie die versicherte Kausalität 
ganz in den Hintergrund drängen wür-
de. Davon ist jedoch nicht auszugehen. 
Zu diesem Ergebnis trägt nun die Be-
trachtung der individuellen Belastbar-
keit unterstützend bei. Bei einer Belas-
tungsgrenze des Versicherten von rund 
120 Watt mussten ihn die im Übungs-
einsatz geforderten 225 Watt körperlich 
maßlos überfordern. Zugleich lag seine 
Belastungsgrenze jedoch oberhalb des 
Bereichs, der für die Verrichtungen des 
täglichen Lebens genannt wird: Diese 
erstrecken sich im Wesentlichen über 
einen Belastungsbereich von 25 bis 80 
Watt (leichte bis mittelschwere Belas-
tungen).34 ▸

Tabelle 1: Ergometerleistung in Watt und Herzfrequenz, korreliert zu Belastungen 
im Alltag und bei körperlicher Arbeit für Normalpersonen 35

Watt Herzfrequenz Belastung körperliche Arbeit

25–30 < 90 langsames Gehen leicht

50–60 normales Gehen

75–80 90–110 langsames Laufen mittelschwer

100 110–130 Laufen schwer

125 130–150 schnelles Laufen sehr schwer

150 forciertes Laufen extrem schwer

200 150–170 Endspurt rasch erschöpfend
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2.2.2 LSG für das Saarland 
vom 15. Juni 1999
Der 50-jährige Feuerwehrmann starb 
bei einem Einsatz an akutem Herzver-
sagen. Am Unfallort hatte er zuerst die 
Einsatzleitung zu übernehmen und des-
halb innerhalb einer Viertelstunde eine 
Böschung drei- bis viermal in Eile zu über-
winden, die auf einer Länge von zehn Me-
tern und bei einer Steigung von etwa 45 
Grad einen Höhenunterschied von sieben 
Metern aufwies. Als der Löschbezirksfüh-
rer eintraf, erstattete er den Lagebericht 
und brach dann zusammen. Wenig später 
konnte nur noch der Tod festgestellt wer-
den. Der Versicherte hatte zwar an einer 
koronaren Dreigefäßerkrankung gelitten, 
war also im Vergleich mit hier noch an-
gesprochenen Brandschützern deutlich 
stark erkrankt. Dennoch hielt das Gericht 
den Einsatz und nicht die Vorerkrankung 
für wesentlich.36 In der Sache folgte es der 
Witwe, die vorgetragen hatte, nach einer 
kurzen Behandlung in der Kardiologie 
sei ihr Mann in der Folgezeit beschwer-
defrei gewesen und habe keine Probleme 
mit seiner Arbeit gehabt. Überdies habe 
er in der Freizeit geturnt und regelmäßig 
an den Übungen der Freiwilligen Feuer-
wehr teilgenommen. Die letzte arbeits-
medizinische Vorsorgeuntersuchung sei 
eineinhalb Jahre zuvor erfolgt; auch zu 
dieser Zeit seien keine gesundheitlichen 
Bedenken gegen die Ausübung der Tä-
tigkeit eines Feuerwehrmannes geäußert 
worden. Schließlich habe keiner der be-
handelnden Ärzte gesundheitliche Beden-
ken gegenüber dem Verstorbenen ausge-
sprochen, körperlich kürzer zu treten. Das 
LSG stellte im Wesentlichen auf die „ho-
he Belastbarkeit“ beziehungsweise „gute 
körperliche Belastbarkeit“ des Versicher-
ten ab.

2.2.3 LSG Niedersachsen-Bremen 
vom 7. August 2008
Die Unfallkasse wurde verurteilt, einem 
zum Unfallzeitpunkt 56-jährigen Feu-
erwehrhelfer eine unbefristete Teilren-
te in Höhe von 30 Prozent der Vollrente 
zu gewähren. Am Unfalltag war der Ver-
sicherte zu einem Brandeinsatz gerufen 
worden. Durch Blitzschlag war der Dach-
stuhl eines reetgedeckten Wohngebäudes 
in Brand geraten. Beim Verlegen von B-

Schläuchen37 sei ihm schwindelig gewor-
den und er sei gestürzt. Eine vor Ort be-
fi ndliche Rettungswagenbesatzung stellte 
einen Herz- und Atemstillstand fest und 
reanimierte den Mann mit Erfolg. In dem 
Rechtsstreit ging es vorrangig um die 
Frage, ob die Stressbelastung des Feuer-
wehreinsatzes Ursache oder zumindest 
wesentliche Teilursache für den Eintritt 
eines Herzkammerflimmerns war. Dies 
hat das LSG bejaht.38

Danach waren die Umstände des Brand-
einsatzes in zweierlei Hinsicht bedeut-
sam. Zum einen hatte die durchschnittli-
che Einsatzhäufi gkeit des Mannes in den 
letzten sieben Jahren lediglich 3,3 Einsätze 
pro Jahr betragen. Diese geringe Einsatzfre-
quenz hinderte ihn nach Auff assung des 
Gerichts daran, die Situation der Alarmie-
rungen und die von ihm in diesem Rah-
men zu erledigenden Aufgaben als Rou-
tine zu empfi nden. Belastend waren zum 
anderen die Einsatzbedingungen als sol-
che. Es handelte sich nicht um eine rou-
tinemäßige Feuerwehrübung, sondern 
um einen Alarmeinsatz unter Zeitdruck 
bei Vollbrand eines Hauses. Zudem wa-
ren die physikalischen Bedingungen hart: 
Bei schwüler Gewitterluft mit Luftfeuch-
tigkeit um 87 Prozent trug der Versicherte 
als Einsatzschutzkleidung Schutzjacke, 
Schutzhose, Stahlhelm, Handschuhe aus 
Nomex und darunter Straßenkleidung. Al-
lein die Schutzjacke hatte es in sich: Der 
Versicherte trug die damals neue, 2 kg 
schwere Feuerwehrüberjacke für Brand-
bekämpfung erstmals im Innenangriff , die 
bei ihm zu einem Wärmestau geführt hat. 
Der Mann war zweifellos stark belastet, 
sowohl körperlich als auch stressbedingt.

Die Vorerkrankung schätzte das Gericht 
demgegenüber als nicht wesentlich ein, 
obschon der Feuerwehrhelfer mit 50 Jah-

ren bereits einen Herzinfarkt erlebt hat-
te und sich wegen einer koronaren Ein-
gefäßerkrankung mit Verschluss des 
dominanten Ramus circumfl exus sinister 
(Hauptast der linken Koronararterie) in 
ärztlicher Behandlung befand. Nach Ein-
schätzung eines medizinischen Gutach-
ters hatte sogar eine stark erhöhte Gefahr 
bestanden, an Herzrhythmusstörungen, 
auch im Sinne eines Herzkammerflim-
merns, eventuell mit tödlichem Ausgang 
zu erkranken. Das Gericht folgte einer 
anderen Erwägung. Für eine eventuelle 
Beurteilung der Belastungssituation als 
Gelegenheitsursache wäre zu erwarten 
gewesen, dass nach jenem Ereignis im 
täglichen Leben weitere Episoden aufge-
treten wären. Das sei jedoch ausweislich 
der Daten aus den bis zum 13. Folgemonat 
durchgeführten Kontrollen nicht der Fall 
gewiesen.

Interessant ist ein im Prozess erhobener 
Einwand der Unfallkasse. Sie hatte argu-
mentiert, die Arbeitsbelastung beim Aus-
werfen und Abrollen der Schläuche habe 
mit Sicherheit unter 140 Watt betragen. 
Diese Wattzahl habe der Versicherte bei 
der gutachterlichen Untersuchung ohne 
Anzeichen einer Ischämie indessen mü-
helos kardial bewältigt. Somit habe des-
sen Belastungsfähigkeit vor dem Auftre-
ten des Kammerfl immerns deutlich über 
der Belastung gelegen, wie sie beim 
Auswerfen und Ausrollen der Schläuche 
nötig gewesen wäre. Das Herzkammer-
flimmern sei daher nicht wegen der an 
jenem Tag verrichteten Tätigkeit einge-
treten, sondern vielmehr aufgrund der 
bestehenden Vorerkrankungen entstan-
den. Der Einwand mag insoweit irritie-
ren, als hier – auf den ersten Blick und 
abweichend vom vorstehend skizzierten 
Sachverhalt – die im Einsatz geforderte 
Belastung nicht oberhalb, sondern unter-
halb der individuellen Belastungsgrenze 
gelegen haben soll. Gleichwohl ist er un-
zutreff end. Dies ergibt sich aus folgenden 
Erwägungen.

Zur Erkennung von Herz-Kreislauf-Er-
krankungen besitzt das Belastungs-EKG 
einen hohen Stellenwert. Etwas kriti-
scher muss dagegen die Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit gesehen werden: Mit 

„Der Versicherte hatte zwar 
an einer koronaren Dreige-
fäßerkrankung gelitten. 
Dennoch hielt das Gericht 
den Einsatz und nicht die Vor-
erkrankung für wesentlich.“
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der Ergometrie wird die Leistungsfähig-
keit des Herz-Kreislauf-Systems und der 
Lunge überprüft. Die tatsächliche Belas-
tung im Einsatz oder bei Übungen auf 
der Atemschutzstrecke ist jedoch von 
anderen Faktoren geprägt als die auf 
dem Fahrrad. Erstens werden über Bein- 
und Gesäßmuskulatur hinaus noch zu-
sätzliche Muskelgruppen beansprucht. 
Zweitens kommen das Gewicht der Per-
sönlichen Schutzausrüstung, das der 
mitgeführten Werkzeuge und Geräte oder 
das der zu rettenden Personen hinzu. Die 
Belastungsdauer ist – drittens – insge-
samt länger als bei der Ergometrie und 
findet – viertens – unter höheren Um-
gebungstemperaturen statt. Schließlich 
bewirkt – fünftens – die psychische Be-
lastung eine Aktivierung des vegetativen 
Nervensystems und eine Ausschüttung 
von Stresshormonen. Diese erhöhen den 
Blutdruck und steigern Herz- und Atem-
frequenz. Hierdurch wird die durch die 
körperliche Anstrengung hervorgerufe-
ne Beanspruchung des Herz-Kreislauf- 
Systems und der Lunge verstärkt.39

Die zusätzliche Wirkung dieser Faktoren, 
von denen etliche im zugrunde liegenden 
Einsatz auf den Versicherten eingewirkt 
hatten, hat die Unfallkasse mit ihrem 
Einwand übersehen. Es ist also keines-
wegs auch nur ansatzweise sicher, dass 
die abgeforderte Belastung bei Berück-
sichtigung der erschwerenden Bedin-
gungen unter 140 Watt gelegen hatte. 
Das Gegenteil dürfte der Fall gewesen 
sein. Zudem kommt der individuellen 
Belastungsgrenze von 140 Watt sogar 
die gegenteilige Erkenntnis zu, dass der 
Versicherte leichte und mittelschwere Tä-
tigkeiten ohne Weiteres zu verrichten im 
Stande gewesen war.

2.2.4 LSG Nordrhein-Westfalen vom 
29. November 2011
Kyrill hieß jener am 18./19. Januar 2007 
wütende Orkan, der das öff entliche Le-
ben in weiten Teilen Europas beeinträch-
tigt hatte. Dabei war ein Feuerwehrmann 
zu Schaden gekommen. Das LSG hat die 
abweisende Entscheidung der Unfallkas-
se gebilligt.40

Der damals 35-jährige Versicherte be-
fand sich am zweiten Tag des Orkans 
von 16:00 Uhr bis zum Eintritt des Herz-
infarkts um 23:25 Uhr im ständigen Ein-
satz für die Freiwillige Feuerwehr. Zu 
diesem Zeitpunkt hatte es eine Pause in 
der Hauptfeuerwache gegeben. Der Ver-
sicherte fühlte sich unwohl und begab 
sich auf den Weg ins Freie, als er zusam-
menbrach und einen Infarkt (Vorder-
wandinfarkt) erlitt. Zu seinem Einsatz 
führt der LSG-Senat aus: „Er hatte im 
Wesentlichen die Aufgabe, als Mitglied 
einer dreiköpfi gen Einheit durch den Or-
kan verursachte Sturmschäden zu besei-
tigen. Es handelte sich dabei um einen 
von der körperlichen Belastung her ge-
sehen außergewöhnlich schweren Ein-
satz, bei dem umgestürzte Bäume mit 
der Kettensäge zerkleinert und von der 
Straße geschleppt werden mussten. Da-
bei war es erforderlich, auch schwere 
Lasten von mehr als einem Zentner Ge-
wicht von Hand zu heben und zu bewe-
gen. Während des Einsatzes bestand eine 
besondere Gefährdung durch herabstür-
zende Dachpfannen, Straßenbeleuch-
tungskörper, Äste und stürzende Bäume. 
Der Senat folgt insoweit den glaubhaften 
Aussagen der Zeugen …, die übereinstim-
mend aus langjähriger Feuerwehrerfah-
rung berichteten, dass sie sich kaum an 
Einsätze erinnerten, die ähnlich belas-

tend waren.“ Somit war der Versicherte 
unstreitig ganz erheblichen Belastungen 
ausgesetzt. Gleichwohl hat das Gericht 
diese für unwesentlich gehalten.

Denn beim Versicherten hatte eine ko-
ronare Herzkrankheit mit hochgradiger 
Ausprägung in zwei Koronargefäßen 
vorgelegen. Allerdings haben sich die 
ärztlichen Sachverständigen dazu kon-
trovers geäußert. Der einen Auff assung 
zufolge sei es zu einer Ruptur eines vor-
bestehenden Plaques mit anschließen-
dem Verschluss des Koronargefäßes und 
Kammerfl immern gekommen. Diese Pla-
queruptur müsse als Folge der stattge-
fundenen erhöhten Belastung gesehen 
werden. Dieser Auff assung folgend wäre 
die außergewöhnliche Belastung durch 
den Einsatz an jenem 19. Januar im recht-
lichen Sinne unfallursächlich gewesen. 
Der Gegenmeinung zufolge sei die Herz-
krankheit die entscheidende Grundlage 
für das Infarktgeschehen gewesen, unab-
hängig davon, ob man eine Plaquerup-
tur annehme oder eine primär auf der 
Basis der vorbestehenden Gefäßsteno-
se aufgetretene schnelle Herzrhythmus-
störung. Die physische und psychische 
Belastung des Versicherten könne zwar 
als Trigger für den diagnostizierten Vor-
derwandinfarkt wirken, dieses Risiko sei 
bei Gesunden aber extrem gering. Eine 
entsprechend schwere körperliche bezie-
hungsweise psychische Belastung könne 
auch unter anderen Bedingungen im Al-
ter als ein solcher Trigger wirken. Dieser 
Auff assung folgte zuletzt der Senat. Da-
nach war im Falle des Versicherten die 
vorliegende koronare Herzerkrankung so 
schwer, dass auch alltägliche Belastun-
gen geeignet waren, bei ihm einen Herz-
infarkt herbeizuführen. ▸

„Der damals 35-jährige Versicherte befand sich am zweiten Tag des Orkans von 16:00 Uhr 
bis zum Eintritt des Herzinfarkts um 23:25 Uhr im ständigen Einsatz für die Freiwillige 
Feuerwehr. Zu diesem Zeitpunkt hatte es eine Pause in der Hauptfeuerwache gegeben. 
Der Versicherte fühlte sich unwohl und begab sich auf den Weg ins Freie, als er zusam-
menbrach und einen Infarkt (Vorderwandinfarkt) erlitt.“
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Die Ermittlungen hätten ergeben, dass in-
soweit beispielhaft normale Gartenarbeit, 
Radtouren, längere Spaziergänge oder 
Wanderungen, Streit mit nahen Angehöri-
gen, Chefs oder Arbeitskollegen in Betracht 
kommen, ferner zum Beispiel Schnee-
schaufeln und das Tragen von schweren 
Wasser- und Bierkästen in den Keller.

Ich habe erhebliche Zweifel sowohl 
an der argumentativen Herleitung wie 
auch am Ergebnis. Das LSG ist einer 
zu rigiden und verkürzten gutachterli-
chen Sicht aufgesessen. Die Frage lau-
tet doch: Würde jedes alltäglich vor-
kommende Ereignis zu derselben Zeit 
den Gesundheitsschaden verursachen? 
Gutachterlicherseits wurde geantwor-
tet, es könnte. „Könnte“ und „würde“ 
sind aber nicht identisch. Auch wenn 
wir der „jüngeren“ Rechtsprechung fol-
gen, die dem Vorschaden vergleichswei-
se große Bedeutung zugemessen hatte, 
so kommen wir doch nicht zu dem ge-
fundenen Ergebnis. Denn im Sinne des 
dargestellten Prüfschemas (a) bis (c) ha-
ben die gutachtlichen Stellungnahmen, 
auf die sich das LSG hier stützt, einzig 
und allein den Prüfschritt (a) vollzogen: 
Ja, es ist möglich, dass die vorgefunde-
ne Zweigefäßerkrankung auch bei all-
täglichen Verrichtungen zeitnah einen 
Herzinfarkt auslöst. Aber ist es im Sinne 
von (b) auch wahrscheinlich, dass dies 
geschieht? Keine Aussage, obgleich uns 
doch die Praxis sagt, dass Menschen oft 
jahrzehntelang eine schwere Koronar-
sklerose haben können, ohne dass es zu 
einem Infarkt kommt.41 Und wie steht 
es (c) um die individuelle Belastbar-
keit? Keine Aussage! Wir wissen rein gar 
nichts über die körperliche Konstitution 
des Feuerwehrmannes.42 Dies ist umso 

unverständlicher, als die von ihm durch-
lebten Einsatzbedingungen zweifellos im 
Spitzenbereich der in diesem Beitrag dar-
gestellten Belastungen liegen.

3 Lösungsansätze
Die Mehrzahl der hier skizzierten Ent-
scheidungen sind aus Feuerwehrsicht 
zutreff end. Aber es ist das jüngste Urteil, 
das die durch Verwaltungspraxis hervor-
gerufene Verunsicherung bestärkt. Die 
Kommunen kaufen privaten Versiche-
rungsschutz hinzu, der Berufsverband 
fordert gesetzliche Verbesserungen. Ich 
denke, die Verunsicherung sollte durch 
eine Konvention überwunden werden.

3.1 Begründung privaten 
Unfallversicherungsschutzes
Wir hatten gesehen, dass der eigentliche 
Unfallbegriff  der privaten Unfallversiche-
rung enger ist als der der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Die Versicherungs-
bedingungen ergänzen ihn aber seit län-
gerem durch die Unfallfi ktion der erhöh-
ten Kraftanstrengung: Danach gilt als 
Unfall auch, wenn durch erhöhte Kraft-
anstrengung an Gliedmaßen oder Wir-
belsäule ein Gelenk verrenkt wird oder 
Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln 
gezerrt oder zerrissen werden (Ziff. 1.4 
AUB 2010). Damit scheinen die Privat-
versicherer in der Lage zu sein, Leistun-
gen in unserem kritischen Bereich zu 
erbringen. Vermehrt begründen Kom-
munen bestimmter Regionen privaten 
Gruppenunfallversicherungsschutz, um 
einen Ausgleich für den Fall zu schaf-
fen, dass die Unfallkasse unter Hinweis 
auf Vorschäden nicht leistet. Sie schlie-
ßen Zusatzunfallversicherungen für die 
Angehörigen ihrer Feuerwehren ab oder 
stocken solchen Zusatzversicherungs-

schutz gar auf. Ein entsprechendes Versi-
cherungspaket hat ein Landesfeuerwehr-
verband für seine Mitglieder geschnürt. 
Insbesondere die Aufstockungen sind 
zweckmäßig. Anderenfalls wird von den 
Versicherern nur eine subsidiäre „Aus-
schnittsdeckung“ angeboten. Der Ver-
sicherer zahlt beispielsweise lediglich 
dann, wenn die Unfallkasse nicht nur ab-
gelehnt, sondern im Vorverfahren auch 
einen Widerspruchsbescheid erlassen 
hat. Dies minimiert nicht nur die Zahl 
der Fälle, sondern bedeutet auch eine 
Verlängerung des Zeitraumes bis zur Ent-
scheidung. Wie Einzelfälle zeigen, kann 
auch bei zuletzt positiver Bescheidung 
durch die Kasse die Zeit bis dahin für die 
Betroffenen und ihre Familien finanzi-
ell prekär werden. Unbeschadet dessen: 
Dieses Ausweichen auf privaten Versi-
cherungsschutz ist zwiespältig, denn ei-
nes ist es sicherlich nicht – Werbung für 
die gesetzliche Unfallversicherung. Bes-
ser als eine Kompensation durch eine Pri-
vatversicherung wäre daher die Optimie-
rung der gesetzlichen Versicherung.

3.2 Forderung des Deutschen 
Feuerwehrverbandes
In diesem Sinne schlägt der DFV vor, 
dass für Versicherte nach § 2 Abs. 1 Nr. 
10 bis 13 SGB VII ein Gesundheitsscha-
den oder Todesfall auch dann als Ar-
beitsunfall gilt, wenn der Schaden in 
unmittelbarem sachlichen, räumlichen 
und zeitlichen Zusammenhang mit der 
versicherten Tätigkeit eingetreten ist; der 
Gesundheitszustand der Versicherten vor 
dem Ereignis bliebe danach unberück-
sichtigt.43 Das beträfe zum Beispiel An-
gehörige der Freiwilligen Feuerwehren, 
der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
(THW) sowie der Hilfeleistungsorganisa-

„Der Deutsche Feuerwehrverband (DFV) schlägt vor, dass für Versicherte ein 
Gesundheitsschaden oder Todesfall auch dann als Arbeitsunfall gilt, wenn der 
Schaden in unmittelbarem sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
mit der versicherten Tätigkeit eingetreten ist.“
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tionen Deutsches Rotes Kreuz, Johanni-
ter-Unfallhilfe, Arbeiter-Samariter-Dienst 
oder Deutsche Lebensrettungs-Gesell-
schaft (DLRG).

Zur Begründung führt der DFV aus: Der 
biologische Alterungsprozess und die 
geforderte körperliche Fitness einerseits 
und die Bestimmungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung sowie die Rechtspre-
chung des Bundes- und der Sozialgerich-
te andererseits entwickelten sich ausei-
nander und führten zu Verstimmungen 
bei den ehrenamtlich Tätigen, weil Ge-
sundheitsschäden, die im Verlauf einer 
versicherten Tätigkeit eintreten, nicht als 
Arbeitsunfall anerkannt werden. Da die 
körperliche Leistungsfähigkeit ab dem 
27. Lebensjahr kontinuierlich abnehme, 
nähmen die Gesundheitsschäden, die 
auf einer degenerativen Vorerkrankung 
beruhen, kontinuierlich zu. Damit seien 
Verletzungen wie Ruptur der Achilles-
sehne, Bandscheibenvorfälle, Muskel-
zerrungen, Sehnenrisse, Ruptur der Ro-
tatorenmanschette u. ä. nicht durch die 
gesetzliche Unfallversicherung entschä-
digungspfl ichtig, wenn der Feuerwehr-
dienst nicht wesentliche (Teil-)Ursache 
des Gesundheitsschadens war. Aus me-
dizinischer Sicht seien jedoch Rotatoren-
manschetten ab dem 60. Lebensjahr re-
gelmäßig degenerativ vorgeschädigt. Da 
eine engmaschige arbeitsmedizinische 
Vorsorge für die ehrenamtlich Tätigen 
derzeit nicht erfolge, sollten die Kriteri-
en für die Anerkennung eines Arbeitsun-
falls auf den unmittelbaren sachlichen, 
räumlichen und zeitlichen Zusammen-
hang beschränkt werden. Der sonst ge-
forderte ursächliche Zusammenhang 
würde künftig bei ehrenamtlicher Tätig-
keit ausgeblendet. Und das aus gutem 
Grund: Einsatzkräfte der Feuerwehr, des 
THW oder Nothelfer würden am Tag und 
in der Nacht plötzlich und ohne Vorlauf-
zeiten alarmiert. Innerhalb von Minuten 
müssten sie u. U. körperliche Höchstleis-
tungen erbringen. Sonst übliche „Rüst-
zeiten“ oder ein eigentlich notwendiges 
präventives Aufwärmtraining müssten 
wegen der Hilfeleistung entfallen. Der 
Folge einer körperlichen Anstrengung, 
die die individuelle Belastungsgrenze 
der Einsatzkraft überschreitet, einen Ge-

sundheitsschaden, dürfe keine Leistung 
mit dem Hinweis auf eine Vorerkrankung 
verweigert werden.

Vor dem Engagement der in den Weh-
ren vereinten Männer und Frauen habe 
ich größten Respekt. Ebenso habe ich 
für die erhobene Forderung großes Ver-
ständnis. Und doch, sie ist nicht realis-
tisch, und das im Wesentlichen aus zwei 
Gründen. Erstens kann der Gesetzgeber 
nicht einfach eine Gruppe von der Gel-
tung des Prinzips der wesentlichen Be-
dingung ausschließen. Binnen Kürze 
wäre das Prinzip für die gesamte Versi-
chertengemeinschaft aufgegeben – we-
gen des verfassungsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgebotes. Denn warum etwa soll 
der 20-jährige DLRG-Rettungsschwimmer 
besser gestellt werden als die 60-jährige 
Verkäuferin? Dennoch stimmt ja einiges 

an der Kritik. So müssen wir uns auch in 
der gesetzlichen Unfallversicherung Ge-
danken um die Folgen des demographi-
schen Wandels machen. Wenn erwartet 
wird, dass Arbeit bis zum Alter von 67 
Jahren verrichtet wird, dann darf mög-
licherweise die Unfallversicherung den 
Menschen über 60 mit Rotatorenman-
schettendefekt eine Verletztenrente ge-
nerell nicht verweigern. Ich hielte einen 
Fachkongress unter Beteiligung von Fach-
leuten und Vertretern gesellschaftlicher 
Gruppen zu solchen Fragen für sachge-
recht. Den dürfte man aber nicht einfach 
so einberufen, sondern er müsste länger-
fristig nach ausdiff erenzierten Fragestel-
lungen vorbereitet werden. Eine der Fra-
gestellungen könnte lauten: Was bedeutet 
der demographische Wandel für den Feu-
erwehrdienst unter dem Aspekt der Versi-
cherungsleistungen? Und jetzt komme ich 
– zweitens – auf den eigentlich kritischen 

Punkt zu sprechen. Nach dem Gesetzgeber 
sollte nur rufen, wer sein eigenes Haus be-
stellt hat und gleichwohl seine Probleme 
nicht gelöst bekommt. Das ist jetzt für 
mich die Frage: Ist das Haus wirklich be-
stellt? Natürlich lässt sich mit dem Finger 
auf die Sozialgerichtsbarkeit zeigen. Der 
DFV beziff ert die Anzahl der tatsächlichen 
Streitfälle wegen schicksalsbedingter Lei-
den beziehungsweise degenerativer Vor-
schäden bei Feuerwehrleuten mit 300 bis 
400 bundesweit. Das wird stimmen. Aber 
könnte es nicht sein, dass vielleicht die 
Hälfte dieser Prozesse obsolet wäre, wür-
den die Kassen einen Arbeitsunfall bei-
zeiten anerkennen, ohne so sehr auf Vor-
schäden zu rekurrieren? Ich meine, hier 
würden Konventionen helfen. Ein erster 
Ansatz ist der von mir eingangs angespro-
chene Katalog zum Unfallversicherungs-
schutz und zu den Leistungen, aus dem 
ich zum Versicherungsschutz bei Teilnah-
me an Beerdigungen zitiert habe. Allein, 
wer hat diesen Katalog formuliert bezie-
hungsweise beschlossen? Ist er für alle 
Kassen verbindlich? Für die Zukunft lie-
ße sich an Hinweise für die Unfallsachbe-
arbeitung denken oder an Empfehlungen 
für die Erstellung von Gutachten. Mögli-
cherweise gibt es auch Fallgestaltungen, 
die untergesetzlich nicht lösbar sind. Gut, 
dann wäre vielleicht ausnahmsweise eine 
Regelung etwa durch Rechtsverordnung 
vonnöten. Aber die erforderliche Flexibi-
lität und Innovation sollten zunächst von 
den Kassen ausgehen. Entweder machen 
alle Unfallkassen mit oder die Feuerwehr-
Unfallkassen müssen voranschreiten.

3.3.3 Verständigung auf eine 
Konvention?
Abschließend beschreibe ich ein Vorge-
hen, auf das man sich bei Atemschutz-
geräteträgern in Bezug auf das Vorliegen 
einer Herzkreislauferkrankung (HKE) 
beziehungsweise zur verbleibenden 
Leistungsfähigkeit verständigen könnte. 
Wir hatten bereits gesehen, dass bei den 
Feuerwehrangehörigen Ergometriedaten 
teilweise vorliegen. Insoweit kann zum 
einen auf die einschlägigen Unfallver-
hütungsvorschriften (UVV) nebst den 
berufsgenossenschaftlichen Grundsatz 
G 26 „Atemschutzgeräte“ zurückgegrif-
fen werden. ▸

„Aber die erforderliche 
Flexibilität und Innovation 
sollte zunächst von den Unfall-
kassen ausgehen. Entweder 
machen alle Kassen mit oder 
die Feuerwehr- Unfallkassen 
müssen voranschreiten.“
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Für Atemschutzgeräteträger der Feuer-
wehr stellt die Untersuchung nach die-
sem Grundsatz ein Alleinstellungsmerk-
mal gegenüber anderen Berufsgruppen 
dar.44 Für einen Teil der Betroff enen um-
fasst sie namentlich das Belastungs-EKG 
(Ergometrie), das zur Erkennung von 
Herzkreislauferkrankungen wie zum Bei-
spiel Durchblutungsstörungen der Herz-
kranzgefäße einen hohen Stellenwert 
besitzt. Zum anderen erlaubt die Belas-
tungsübung für Atemschutzgeräteträ-
ger nach Feuerwehr-Dienstvorschrift 7 
„Atemschutz“ (FwDV 7) ebenfalls Rück-
schlüsse auf die körperliche Leistungsfä-
higkeit des Betroff enen.

Beginnen wir mit dem Grundsatz G 26. § 14 
UVV „Feuerwehren“ (GUV-V C 53) schreibt 
vor: „Für den Feuerwehrdienst dürfen nur 
körperlich und fachlich geeignete Feuer-
wehrangehörige eingesetzt werden.“ Für 
Atemschutzgeräteträger spezifiziert die 
Anweisung zur Durchführung der Vor-
schrift: „Besondere Anforderungen an die 
körperliche Eignung werden insbesondere 
an Feuerwehrangehörige gestellt, die als 
Atemschutzgeräteträger … Dienst tun.“ Die 
körperlichen Voraussetzungen dieser Per-
sonen sind nach dem DGUV-Grundsatz für 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchun-
gen als Präventionsmaßnahme festzustellen 
und zu überwachen. Bei der Untersuchung 
nach G 26 wird nach drei Gruppen unter-
schieden (siehe Tabelle 2):

Im Sinne einer Pfl ichtuntersuchung müs-
sen sich gemäß „UVV Arbeitsmedizini-
sche Vorsorge“ (GUV-V A4)45 Atemschutz-
geräteträger aller drei Gruppen einer 
Erstuntersuchung vor Aufnahme der Tä-
tigkeit und Nachuntersuchungen unter-
ziehen. Für die Nachuntersuchungen gel-
ten nach der UVV folgende Fristen:

Vorzeitige Nachuntersuchungen werden 
namentlich dann erforderlich, wenn ver-
mutet wird, dass die Einsatzkräfte den 
Anforderungen für das Tragen von Atem-
schutz nicht mehr genügen; dies gilt ins-
besondere nach schwerer Erkrankung 
oder wenn sie selbst vermuten, den Anfor-
derungen nicht mehr gewachsen zu sein.

Am Ende der Untersuchung steht die 
schriftliche ärztliche Beurteilung. Diese 
kann in abschließender Aufzählung lau-
ten: (a) „keine gesundheitliche Beden-
ken“, (b) „keine gesundheitliche Beden-
ken unter bestimmten Voraussetzungen“, 
(c) „gesundheitliche Bedenken, befristet 
bis …“ sowie (d) „dauernde gesundheitli-
che Bedenken“. Befunde, Diagnose oder 
Gründe werden auf der Bescheinigung 
zwar nicht dokumentiert, da sie der ärzt-
lichen Schweigepfl icht unterliegen. Das 
Original der Bescheinigung erhält aber 
der zuständige Feuerwehrkommandant, 
der daraus neben der ärztlichen Beurtei-
lung noch den in Monat und Jahr festge-

legten Termin für die nächste Untersu-
chung ersehen kann. Die Untersuchungen 
sind immer rechtzeitig vor Ablauf der Fris-
ten durchzuführen. Mit dem Zeitpunkt der 
Überschreitung gilt der Atemschutzgerä-
teträger als nicht mehr tauglich und darf 
demzufolge auch nicht mehr am Atem-
schutzeinsatz teilnehmen beziehungswei-
se hierzu eingesetzt werden.46 Anderen-
falls würde der Kommandant rechtswidrig 
handeln und seinem Kameraden womög-
lich tatsächlichen oder rechtlichen Scha-
den zufügen.

Stellen wir nun die Frage, ob sich aus die-
ser Untersuchung eine Erkenntnis zum 
Vorliegen einer Herzkoronarerkrankung 
ableiten lässt. Ich meine ja, und zwar für 
sämtliche Atemschutzgeräteträger. Denn 
lautet die Beurteilung „keine gesundheit-
liche Bedenken“, so wird für den jewei-
ligen Zeitraum von drei oder zwei Jahren 
beziehungsweise einem Jahr die körper-
liche Eignung unterstellt; anderenfalls 
müsste nachuntersucht werden. Zur kör-
perlichen Eignung zählt indes namentlich 
das Nichtvorliegen von Herz-Kreislauf-Er-
krankungen mit Einschränkung der Leis-
tungs- oder Regulationsfähigkeit, zum 
Beispiel Zustand nach Herzinfarkt, sowie 
von Blutdruckveränderungen stärkeren 
Grades. Wäre nämlich eine solche Erkran-
kung oder Veränderung erkannt worden, 
dann hätte die Beurteilung genau gegen-
teilig – „dauernde gesundheitliche Beden-
ken“ – lauten müssen.47 Die Person dürfte 
nicht länger als Träger von Atemschutzge-
räten jeglicher Gruppe eingesetzt werden. 
Also kann der Kommandant aus der Be-
urteilung „keine gesundheitliche Beden-
ken“ ableiten, dass vorliegend namentlich 
keine Erkrankungen und schädlichen Ver-
änderungen im genannten Sinne erkannt 
worden sind und er die untersuchte Per-
son weiter als Atemschutzgeräteträger 
einsetzen darf. Nun räume ich ein, dass 
nicht jede Erkrankung erkannt wird; 70 
Prozent sollen es zum Beispiel bei Herz-
erkrankungen nur sein: „mehr geben 
die Methoden nicht her“.48 Ich hielte es 
gleichwohl nicht für legitim, würde hier 
unter Nichtbeachtung einer zum Beispiel 
2 ½ Jahre alten Beurteilung „keine ge-
sundheitliche Bedenken“ auf die Belast-
barkeit ausschließlich zum Unfallzeit-

Tabelle 2: Unterscheidung nach G 26.1 bis G 26.3

Gruppe Gerätegewicht Atemwiderstand Beispiele

1 bis 3 kg bis 5 mbar Filtergeräte mit Partikelklassen� lter P1 und P2, 
zum Beispiel Staubmaske

2 bis 5 kg größer 5 mbar Filtergeräte mit Partikelklassen� lter P3, 
mit Gas� ltern und Kombinations� ltern aller 
Filterklassen

3 über 5 kg kleiner 6 mbar Behältergeräte mit Drucklu�  (Presslu� atmer)

„Zur körperlichen Eignung zählt 
indes das Nichtvorliegen von 
Herzkreislauferkrankungen mit 
Einschränkung der Leistungs- 
oder Regulationsfähigkeit.“

Tabelle 3: Fristen für Nachuntersuchungen

Gruppe Beispiele

Personen bis 50 Jahre 36 Monate

Personen über 50 Jahre
 Gerätegewicht bis 5 kg
 Gerätegewicht über 5 kg

24 Monate
12 Monate
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punkt abgestellt werden.49 Der damalige 
Befund war doch gewissermaßen die Ge-
schäftsgrundlage für die anschließende 
weitere Verwendung des Feuerwehrange-
hörigen unter Atemschutz: Ihm die Beur-
teilung „keine gesundheitliche Bedenken“ 
rückschauend gleichsam zu entziehen 
geht m. E. ebenso wenig, wie man ihm ja 
auch umgekehrt nicht seine auf die posi-
tive Beurteilung gestützte zwischenzeitli-
che Einsatztätigkeit „zurückgeben“ kann. 
Eine Rückabwicklung scheidet aus!

Hinzu tritt die Belastungsübung. Atem-
schutzgeräteträger müssen jährlich eine 
Belastungsübung nach FwDV 750 absolvie-
ren. Sie muss in einer nach DIN 14 093 ge-
stalteten Atemschutz-Übungsanlage oder 
mindestens einer für eine Belastungs-
übung geeigneten gleichwertigen Anlage 
durchgeführt werden und dient dazu, die 
körperliche Leistungsfähigkeit zu über-
prüfen. Für die Benutzung von Press-
luftatmern ist sie in Anlage 4 der FwDV 7 
näher erläutert.

Für Träger von Atemschutzgerät der Grup-
pe 3 lässt sich deren körperliche Leis-
tungsfähigkeit so auf zweierlei Weise ein-
drucksvoll bestätigen. Zum einen müssen 
sie sich bei der für sie maßgeblichen Un-
tersuchung G 26.3 einem Belastungs-EKG 
unterziehen. Die Ergometrie soll zwei Auf-
gaben erfüllen: erstens Erkrankungen des 
Herz-Kreislauf-Systems frühzeitig erken-
nen und zweitens die auf Herz / Kreislauf 
bezogene Leistungsfähigkeit bestimmen. 
Ausdruck für die Leistungsfähigkeit ist die 
rate of work („W“) bei nicht ganz maxi-
maler Belastung. W170 und W150 geben 
die Leistungen am Ergometer bei einer 
bestimmten Herzfrequenz wieder (hier: 
170 und 150 Schläge pro Minute). Bis ein-
schließlich des 39. Lebensjahres betragen 

die geforderten Muss-Leistungen (Min-
destvoraussetzungen) bezüglich der rate 
of work W170 und – je nach Geschlecht 
– die Zielwattzahl 3,0 Watt / kg Körperge-
wicht bei Männern beziehungsweise 2,5 
Watt / kg Körpergewicht bei Frauen. So be-
trägt bei einem Mann vor Vollendung des 
39. Lebensjahres mit 70 kg Körpergewicht 
die Zielwattzahl (3 Watt x 70 =) 210 Watt, 
bei der er mit dem Puls auf nicht mehr 
als 170 Schläge pro Minute angestiegen 
sein sollte. Ab dem 40. Lebensjahr gelten 
die Werte W150 und 2,1 Watt / kg Körper-
gewicht für Männer beziehungsweise 1,8 
Watt / kg Körpergewicht für Frauen. Zudem 
müssen sich diese Atemschutzträger zum 
Nachweis ihrer körperlichen Leistungsfä-
higkeit der jährlichen Belastungsübung in 
einer Atemschutz-Übungsanlage unterzie-
hen: Mit dem Atemluftvorrat von 1.600 Li-
tern ist eine Gesamtarbeit von 80 kJ (bis 
49 Jahre) beziehungsweise 60 kJ (ab 50 
Jahre) zu erbringen. Dabei muss nach dem 
Musterplan zweimal eine Orientierungs-
strecke zurückgelegt werden (einmal bei 
Licht und einmal abgedunkelt), sodass je-
weils 15 kJ Arbeit erbracht werden. Dazu 
kommen zwei verschiedene Arbeitsmess-
geräte (Endlosleiter, Laufband, Fahrrader-
gometer), an denen jeweils 25 kJ (15 kJ ab 
Alter 50) Arbeit verrichtet werden müs-

sen. Das bedeutet: Männer und Frauen, 
die Atemschutzgerät der Gruppe 3 tragen, 
sind körperlich extrem fi t. Selbst wenn sie 
unerkannt herzkrank wären, so liegt, wie 
zuletzt Tabelle 4 im Vergleich zu Tabelle 1
zeigt, ihre Leistungsfähigkeit weit jenseits 
der Belastung für Verrichtungen des täg-
lichen Lebens (leichte bis mittelschwere 
Belastung). Ihre Belastbarkeit ist deutlich 
höher als jene, die ärztlicherseits für Nor-
malpersonen gefordert wird: Für Normal-
personen gilt als grober Richtwert, dass 
ein Proband von 70 kg bis zum 60. Le-
bensjahr mindestens 100 Watt erreichen 
sollte; bei Frauen gelten 75 Watt als Grenz-
wert.51 Als Zwischenergebnis ließe sich so-
mit festhalten, dass für Träger von Atem-
schutzgerät der Gruppe 3 allein schon 
das Zusammenspiel von Ergome trie nach 
G 26.3 und jährlicher Belastungsübung ei-
ne körperliche Leistungsfähigkeit belegt, 
die jeglichen Zweifel an der versicherten 
Ursache zwingend ausschließt.

Bei Trägern von Atemschutzgerät der Grup-
pe 2 liegen die Verhältnisse nicht ganz so 
eindeutig auf der Hand. Die Ergometrie 
fi ndet nach G 26.2 unter leistungsphysio-
logischer Indikation in Abhängigkeit von 
klinischem Befund, Beanspruchung und 
Alter, also nicht zwingend statt. ▸

Tabelle 4: Mindestvoraussetzungen für Leistung nach G 26.3 
anhand von vier Beispielen

Watt Herzfrequenz körperliche Arbeit

210 max. 170 Mann mit 70 kg Körpergewicht unter 40 Jahre

175 max. 170 Frau mit 70 kg Körpergewicht unter 40 Jahre

147 max. 150 Mann mit 70 kg Körpergewicht ab 40 Jahre

126 max. 150 Frau mit 70 kg Körpergewicht ab 40 Jahre

„Eine Zweigefäßerkrankung war zwar zuletzt erkannt worden, bis dahin aber 
gänzlich unwahrscheinlich. Würde man der hier vorgeschlagenen Konvention 
folgen, so lautete das Ergebnis: Ja, für den Herzanfall des Versicherten war die 
versicherte Tätigkeit wesentlich.“
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Gruppe 1 die Untersuchung nur anzubieten 
ist, ist sie für ehrenamtlich Tätige stets zu 
veranlassen.

46  G 26, hier zit. n. Bayerischer Gemeindeun-
fallversicherungsverband (Hrsg.): Arbeits-
medizinische Vorsorge für Atemschutzge-
räteträger im Feuerwehrdienst. München 
2005, 11.

47  A. a. O., 27.

48  Die Leiterin des Arbeitsmedizinischen 
Dienstes der Universität Halle, zit. nach 
Mitteldeutscher Zeitung; vgl. D. Skrzypczak 
und K. Löwe: Schock nach Tod eines Feuer-
wehrmanns. www.mz-web.de; erschienen 
am 07.09.2009.

49  So aber LSG NRW Urt. v. 29.11.2011, 
a. a. O.: „Entscheidend kommt es dabei 
auf die Schwere der Erkrankung in der Zeit 
unmittelbar vor dem Herzinfarkt an.“

50  Anlage 4, Abschnitt 2.1.2.2. FwDV 7.

51  H. Löllgen u. P. Schulte: Ergometrie in der 
Praxis. Erlangen 1983, 38.

52  Ergometrisch guter Befund ist bei Untersu-
chung nach G 26.3 zu unterstellen, bei G 
26.2 durch den Versicherten beziehungs-
weise seine Hinterbliebenen beizubringen.

53  Löllgen u. a. 1983, 38.

54  L 15 U 279 / 08.
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Zudem sind die geforderten Werte wie 
W170 beziehungsweise W150 hier keine 
Mindestvoraussetzungen, sondern Soll-
Leistungen. Gleichwohl: Lautet die ärztli-
che Beurteilung „keine gesundheitlichen 
Bedenken“, dann kann wiederum von ei-
ner hochbelastenden Tätigkeiten genü-
genden körperlichen Leistungsfähigkeit 
ausgegangen werden. Denn wir haben es 
zwar „nur“ mit Soll-Werten zu tun, die 
aber zum einen sehr hoch sind und zum 
anderen nicht nennenswert unterschrit-
ten werden dürfen. Was die Belastungs-
übung anbelangt, gilt Vergleichbares: Für 
andere Atemschutzgeräte als Pressluftat-
mer sind entsprechende Ausbildungsord-
nungen zu erstellen. Auch insoweit sollte 
unterstellt werden, dass hierüber eben-
falls eine körperliche Arbeit abgefordert 
wird, die mehr als „nur“ schwer ist. Als 
Zwischenergebnis ließe sich festhalten: 
Wenn sowohl eine noch gültige ärztliche 
Beurteilung „keine gesundheitlichen Be-
denken“ vorliegt als auch die Belastungs-
übung innerhalb des letzten Jahres erfolg-
reich absolviert wurde, kann wiederum 
eine unversicherte Gelegenheitsursache 
ausgeschlossen werden. Liegen dagegen 
keine ergometrischen Befunde vor, so wä-
re aus meiner Sicht die erfolgreich absol-
vierte Belastungsübung zumindest ein 
starkes Indiz, dass ein Herzanfall beruf-
lich verursacht wurde. Ggf. müsste man 
dann ergänzend zum Beispiel vorange-
gangene Einsatztätigkeiten ermitteln und 
im Hinblick auf die körperliche Leistungs-
fähigkeit bewerten.

Bei Trägern von Gerät der Gruppe 1 ist 
keine ergometrische Untersuchung gefor-
dert. Absolviert wird wiederum die jähr-
liche Belastungsübung. Ich würde diese 
Gruppe rechtlich so behandeln wie Grup-
pe 2-Geräteträger ohne ergometrischen 
Befund. Der indizierende Charakter der 
bestandenen Belastungsübung könnte 
durch Einsatzprotokolle (Übungs- oder 
Echteinsätze) beziehungsweise sportliche 
Aktivitäten (Dienst- oder Freizeitsport) un-
terfüttert werden. Ebenfalls ist daran zu 
denken, dass der Versicherte aktuelle er-
gometrische Befunde seines Hausarztes 
beibringt. Da diese keinen Muss- oder 
Soll-Anforderungen unterliegen, wären 
sie frei zu würdigen. Alle Werte von 100 
Watt (Männer) beziehungsweise 75 Watt 
(Frauen) aufwärts wären jedoch aus mei-
ner Sicht schon einmal positiv. Bei Feuer-
wehrleuten, die keiner Pfl icht einer Vor-
sorgeuntersuchung nach G 26, G 30 oder 
G 31 unterliegen, lassen sich nur die zu-
letzt genannten Aspekte (Einsatz, Sport, 
private ärztliche Befunde) bewerten.

Aus der vorstehenden Abschichtung leite 
ich eine tabellarische Unterscheidung ab, 
die ich hiermit abschließend zur Diskussi-
on stelle (siehe Tabelle 5).

Greifen wir zu diesem Vorschlag noch-
mals auf den Sachverhalt zurück, der der 
Beurteilung des LSG NRW zugrunde ge-
legen hat. Beim Versicherten hatte eine 
Zweigefäßerkrankung des Herzen vorge-
legen. Danach hätte seine Wattzahl ei-

gentlich unterhalb von 125 liegen sollen. 
Denn selbst bei einem Patienten mit Ver-
dacht auf eine koronare Herzerkrankung 
kann bei einer Leistung von 125 Watt und 
mehr eine Mehrgefäßbeteiligung mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen 
werden.53 Andererseits muss die Leis-
tungsfähigkeit des Versicherten deut-
lich oberhalb dieser Wattzahl gelegen 
haben. Im Tatbestand heißt es nämlich: 
„Ihm sei eine koronare Herzerkrankung 
nicht bekannt gewesen; bei den arbeits-
medizinischen Untersuchungen, die auf 
maximale Einsatzbelastung ausgelegt 
gewesen seien, habe es keine diesbezüg-
lichen Auff älligkeiten gegeben. … Bei den 
im dreijährigen Rhythmus immer wieder 
vorgenommenen Tauglichkeitsuntersu-
chungen seien bei ihm keine nennens-
werten gesundheitlichen Bedenken, vor 
allem keine koronaren Herzerkrankun-
gen festgestellt worden.“54 Wir können 
also rückschließen, der Versicherte war 
Träger von Atemschutzgerät der Gruppe 
3. War der damals 35-Jährige auch nur 70 
kg schwer, so hätte er bei der Ergometrie 
mindestens 210 Watt leisten müssen. Ei-
ne Zweigefäßerkrankung war zwar zuletzt 
erkannt worden, bis dahin aber gänzlich 
unwahrscheinlich. Würde man der hier 
vorgeschlagenen Konvention folgen, so 
lautete das Ergebnis: Ja, für den Herzan-
fall des Versicherten war die versicherte 
Tätigkeit wesentlich. ●
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Dr. Thomas Molkentin
Referatsleiter im Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales
E-Mail: thomas.molkentin@
bmas.bund.de

Tabelle 5: Raster zum Erkennen der Wesentlichkeit der versicherten Tätigkeit

gültige Beurteilung „keine 
gesundheitlichen Bedenken“ 
aus G 26, sofern Ergometrie 
durchgeführt wurde52 

Belastungsübung gemäß 
FwDV 7 innerhalb der 
letzten 12 Monate erfolg-
reich absolviert

Ergebnis: Versicherte Tätigkeit 
war wesentlich.

ja, liegt vollständig vor ja zwingend ja, zumal bei der 
G 26-Untersuchung keine 
HKE festgestellt wurde

nein, keine Ergometrie ja immer noch starkes Indiz für 
ja, weil keine HKE festgestellt 
wurde

nein, keine Ergometrie nein immer noch Indiz für ja, weil 
keine HKE festgestellt wurde

Beurteilung liegt nicht vor, da 
kein Atemschutzgeräteträger

nein, da kein 
Atemschutzgeräteträger

kein Indiz für ja
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Herr Kröger, seit dem Frühjahr treibt ein 
Thema die Freiwilligen Feuerwehren ver-
stärkt um: die Ablehnung von Versiche-
rungsfällen aufgrund von Vorschäden. 
Woran liegt das?
Früher war die Ablehnung einer Entschä-
digung wegen Vorschäden nicht Tagesthe-
ma. Das Verhältnis zwischen Feuerwehren 
und Unfallkassen war ein gutes. Die Feuer-
wehrleute wähnten sich durch ein „Rund-
um sorglos“-Paket geschützt. Dass es auch 
in der Unfallversicherung „Kleingedruck-
tes“ gibt, ist deshalb neu. Inzwischen gibt 
es bei allen Feuerwehrverbänden das Be-
wusstsein, dass der Versicherungsschutz 
ein Thema ist und dass sich dieses Prob-
lem verschärft. Auch die Feuerwehrleute 

werden durchschnittlich immer älter und 
dadurch könnte es häufi ger zu Situationen 
kommen, in denen zwar ein Unfall im Ein-
satz geschehen ist, wo es dann aber heißt: 
Da ist eine Vorerkrankung.

Welche Dimension hat das Problem aus 
Ihrer Sicht?
Wir kennen die genaue Zahl nicht, ge-
hen aber von 800 bis 1.000 Fällen im Jahr 
aus. Hinter dieser Zahl stehen Menschen, 
ihre Familien, ihre Existenzen. Das birgt 
auch eine nicht zu übersehende politische 
Sprengkraft. Unruhe in der Feuerwehr als 
stärkste Institution der Gefahrenabwehr 
können sich Bürgermeister, Landräte und 
Landesregierungen nicht wünschen. Hin-

zu kommt: In einer alternden Gesellschaft 
stehen auch wir vor der Herausforderung, 
genug Leute für das Engagement in der 
Feuerwehr zu gewinnen. Da ist eine Dis-
kussion über einen Versicherungsschutz 
mit gefühlten Lücken natürlich kontra-
produktiv.

Der Feuerwehrverband NRW hat vor die-
sem Hintergrund gefordert, dass Unfälle 
im Dienst grundsätzlich und ohne Berück-
sichtigung von Vorschäden anerkannt 
werden, wenn sie im unmittelbaren sach-
lichen, räumlichen und zeitlichen Zusam-
menhang mit der ehrenamtlichen Tätig-
keit in der Feuerwehr eingetreten sind. 
Was ist aus dieser Forderung geworden?
Diese Forderung haben sich die Gremien 
des Deutschen Feuerwehrverbandes zu 
eigen gemacht. Sie wird im Oktober wei-
ter beraten. Wir warten jetzt den Lösungs-
vorschlag ab, den eine Arbeitsgruppe der 
DGUV erarbeitet. Am Schluss muss keine 
Gesetzesänderung herauskommen. Dieses 
wäre möglich, wenn nicht das große Fass 
für alle Bereiche der Unfallversicherung 
aufgemacht wird, sondern eine Spezial-
regelung für unseren Bereich geschaff en 
wird. Ob dafür das Gesetz geändert wird 
oder andere Regelungen geschaff en wer-
den, ist egal, wenn das Ergebnis stimmt. 
Aber: Wir wollen eine bundeseinheitliche 
Lösung, keine Teillösungen auf Länder-
ebene.

Interview 

„Das wird als ungerecht empfunden“
Kaum ein Thema hat die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren in den vergangenen Monaten 
so beschä� igt wie die Sorge um ihren Versicherungsschutz. DGUV Forum sprach mit dem 
Präsidenten des Deutschen Feuerwehrverbandes, Hans-Peter Kröger, über die Sachlage, mögliche 
Lösungen und das Verhältnis der Feuerwehren zur Unfallversicherung.
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Der Präsident des 
Deutschen Feuerwehr-
verbandes fordert 
lückenlosen Unfallver-
sicherungsschutz für 
Feuerwehrangehörige.
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Wäre eine private Zusatzversicherung, wie 
sie manche Gemeinden schon abgeschlos-
sen haben, ein denkbarer Weg?
Ich will, dass der Feuerwehrmann einen 
Ansprechpartner hat: die Unfallkasse. Die 
Entscheidung muss einzig in der Hand 
des Unfallversicherungsträgers liegen – 
ohne Beteiligung privater Versicherungen. 
Wenn es wirklich Gesetzeslücken gibt, ist 
die private Versicherung ein Weg. Aber ei-
gentlich kann es nicht angehen, dass man 
sagt: Wir sind nicht in der Lage, das über 
die Unfallkassen so sicherzustellen, wie 
es sein muss.

Sie sprechen von einer Spezialregelung, 
die nicht zwingend eine Gesetzesände-
rung sein muss. Welche Personengruppen
haben Sie dafür im Sinn?
THW, DRK, Johanniter zum Beispiel wären 
mit dabei. Die helfenden Hände müssen 
überall gleichmäßig versichert sein. Zah-
lenmäßig macht das auch nicht viel aus. 
Wir haben 1,3 Millionen freiwillige Feuer-
wehrleute und eine halbe Million Men-
schen im Einsatz bei den Hilfsorganisati-
onen. Wir wünschen uns eine Lösung für 
alle, da machen wir keinen Unterschied.

Man könnte allerdings schon die Frage 
stellen, warum ein Feuerwehrmann besser
behandelt werden sollte als zum Beispiel 
eine Krankenschwester.
Es ist ein grundsätzlicher Unterschied, ob 
Sie Staatsbürger heranziehen, freiwillig
Hilfe zu leisten, oder ob Sie einen Beruf 
ausüben. Wenn ich in einer Fabrik arbeite, 
sagt mir der Vorarbeiter: „Lauf weg, wenn 
etwas passiert!“ Der Feuerwehrmann läuft 
nicht weg. Er geht in diese Gefahr hinein. 
Deshalb muss der Unfallversicherungs-
schutz in dieser Situation auch anders 
aussehen. Zudem: Wenn die Länder die 
Dienstaltersgrenze in den Feuerwehren 
nach oben verschieben, muss sich auch die 
gesetzliche Unfallversicherung bewegen. 
Es kann nicht sein, dass einer 66-jährigen 

Einsatzkraft im Nachhinein vorgehalten 
wird, dass ihre Verletzung nicht Folge des 
Feuerwehrdienstes, sondern einer schick-
salhaften Erkrankung ist. Das wird völlig 
zutreff end als ungerecht empfunden.

Noch mal zurück zum Thema Vorerkran-
kungen: Gibt es Kritik an der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge? Möglicherweise wer-
den einige Vorerkrankungen einfach nicht 
früh genug erkannt.
In den Landesgesetzen steht, dass Feuer-
wehrangehörige immer dann zu untersu-
chen sind, wenn Zweifel an ihrer Dienst-
fähigkeit bestehen. Nur für Träger von 
Atemschutzgeräten gibt es die Untersu-
chungen nach G26. Dabei sollten wir blei-
ben. Bei ländlichen Feuerwehren weiß der 
Einsatzleiter ja, in welcher Verfassung die 
Leute sind und in der Regel sind die Leute 
auch vernünftig genug zu sagen, was sie 
machen können und was nicht. Es ist au-
ßerdem nicht gesagt, dass die Ärzte einen 
Vorschaden bei einer Untersuchung auch 
entdecken würden.

Würden Sie sich dennoch Änderungen 
wünschen?
Ja. Zum einen: Wenn bestimmte Feuer-
wehrangehörige oder generell Anwärter 
sich einer Eignungsuntersuchung unter-
ziehen, dann müssen die Ergebnisse auch 
bei der Wehrführung ankommen. Sie trägt 
im Einsatz auch die Verantwortung und 
hat eine Fürsorgepfl icht gegenüber dem 
Betroff enen. Das können wir nicht alles 
wegen des Datenschutzes in den Wind 
schlagen.

Und zum anderen?
Es ist für uns ein großes Ärgernis, dass nur
noch Arbeitsmediziner die G26-Untersu-
chungen durchführen dürfen.

Warum?
Früher hatte eine große Zahl von Ärzten 
die Ermächtigung, die G26-Untersuchun-
gen durchzuführen. Da ging man zum In-
ternisten in der eigenen Stadt. Der machte 
auch mal nach Feierabend die Untersu-
chung. Jetzt muss man zum Arbeitsmedi-
ziner, der seine Praxis vielleicht 50 Kilo-
meter entfernt hat, die von neun bis fünf 
Uhr geöff net ist. Da muss man sich dann 
von der Arbeit befreien lassen. Daher wür-
den wir gern zur alten Praxis zurückkeh-

ren. Das wäre von Vorteil, weil der eigene 
Arzt einen besser kennt. Und es wäre bil-
liger, weil der Arbeitgeber sich das Entgelt 
für entgangene Arbeitszeit nicht von der 
Gemeinde zurückholt.

Zum Abschluss: Haben Sie den Eindruck, 
dass es mit der Kommunikation zwischen 
der Unfallversicherung und den Feuer-
wehren nicht mehr so klappt?
Vom Grundsatz her ist das Verhältnis der 
Feuerwehren zu ihren Versicherungs-
trägern gut. Aber die Lehre von der we-
sentlichen Bedingung werden Sie einem 
Hauptfeuerwehrmann oder einer Lösch-
meisterin nicht abschließend und hinrei-
chend verständlich vermitteln können. 
Für Feuerwehrangehörige muss Vertrau-
en geschaff en werden. Hier gäbe es noch 
einiges zu tun. Dagegen freuen wir uns, 
dass jetzt grünes Licht für die Novel-
lierung der Unfallverhütungsvorschrift 
„Feuerwehren“ gegeben wurde. In die-
sem Zusammenhang haben wir so un-
sere Zweifel, ob die vorgeschriebene Be-
darfsprüfung durch den Staat tatsächlich 
praxistauglich ist. Der Feuerwehreinsatz 
bringt besondere Gefahren mit sich und 
darauf müssen wir hinweisen. Das Grund-
verständnis dafür muss bei den Versiche-
rungsträgern und in den Ministerien vor-
handen sein. ●

Das Gespräch führte Stefan Boltz, DGUV.

Zur Person
Hans-Peter Kröger, seit 2003 Prä-
sident des Deutschen Feuerwehr-
verbandes, blickt auf mehr als vier 
Jahrzehnte ehrenamtliches Engage-
ment in der Feuerwehr zurück. Zu 
seinen Ämtern gehörte unter ande-
rem die Mitgliedscha�  im Vorstand 
der Feuerwehr-Unfallkasse Schles-
wig-Holstein, später der Feuerwehr-
Unfallkasse Nord. Im Hauptberuf ist 
Kröger Geschä� sführender Vorstand 
der Bäcker- und Konditorengenos-
senschaft Schleswig-Holstein. Für 
seine Verdienste wurde er 2011 mit 
dem Verdienstkreuz 1. Klasse des 
Verdienstordens der Bundesrepub-
lik Deutschland ausgezeichnet.

„Ich will, dass der Feuerwehr-
mann einen Ansprechpartner 
hat: die Unfallkasse. Und 
zwar ohne Beteiligung privater 
Versicherungen.“
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anze 45 Minuten stehen der Ak-
tion „Jugend will sich-er-leben“ 
im Schnitt zur Verfügung, um die 

jährlich wechselnden Präventionsbot-
schaften im Berufsschulunterricht den 
Auszubildenden und Schülerinnen und 
Schülern berufsbildender Schulen nä-
herzubringen. 45 Minuten, die sich die 
Lehrkräfte in vielen Schulen oft mühsam 
erkämpfen müssen, sehen sie sich doch 
den unterschiedlichsten Erwartungshal-
tungen ausgesetzt. Da sind zunächst die 
Ausbildungsbetriebe, denen es bei einer 
sinkenden Anzahl von Bewerbern immer 
schwerer fällt, ihre Ausbildungsplätze
mit ausreichend qualifizierten jungen 
Menschen zu besetzen. Sie erwarten von 
der Berufsschule nicht nur die Vermitt-
lung von Allgemeinbildung und theore-
tischer Fachkenntnisse sondern in im-
mer stärkerem Maß auch die Vermittlung 
von Soft Skills. Diese Situation wird sich 
noch verschärfen, denn ein Großteil der 
jungen Menschen, die vor einigen Jahren 
noch das Berufsgrundschuljahr oder Be-
rufsvorbereitungsjahr absolvierten, geht 
heute ohne diese Vorbereitungsmaßnah-
me direkt in einen Ausbildungsberuf.

Dazu kommt, dass sich die Berufsschu-
len in vielen Bundesländern in einer vom 
Bildungssystem durchaus vernachlässig-
ten Situation befi nden. Struktureller Un-
terrichtsausfall, eine oft unzureichende 
finanzielle und häufig auch räumliche 
Ausstattung erfordern zeitaufwändige Or-
ganisations- und Improvisationsarbeiten. 
So ist es an vielen Berufsschulen gang 
und gäbe, dass beispielsweise der Sport-

unterricht ganz oder teilweise ausfällt, 
weil nicht ausreichend Sportstätten oder 
Lehrkräfte zur Verfügung stehen. 1 Ernst 
Gamber, Schulleiter der berufsbildenden 
Schule in Landau / Pfalz, dazu: „Die Ver-
antwortlichen setzten darauf, dass die 
Schülerzahlen zurückgingen. Aber dieser 
Rückgang werde aufgefangen dadurch, 
dass die Jugendlichen heute länger an 
der Schule blieben. Außerdem bedeutet 
ein Schülerrückgang um beispielsweise 
zehn Prozent nicht gleichzeitig zehn Pro-
zent weniger Lehrerbedarf. Die Klassen-
stärke sinke, aber den Lehrer brauche es 
dennoch.“ 2

Und schließlich haben viele Unternehmen 
und Institutionen das Feld Berufsschule 
längst als Marketingareal erkannt und 
bombardieren es förmlich mit Wettbe-
werben, Preisausschreiben, Aktionsvor-
schlägen oder Kooperationsvereinbarun-
gen. Und auch diese kosten Zeit – so man 
sich darauf einlässt. 

„Jugend will sich-er-leben“ 
hat sich etabliert
Um so eindrucksvoller ist es, dass seit 
mehr als 40 Jahren die Aktion „Jugend 
will sich-er-leben“ (JWSL) zu einer konti-
nuierlichen und festen Größe bundesweit 
in den Berufsschulen geworden ist. In ei-
ner repräsentativen Umfrage im Schuljahr 
2008 / 2009 bescheinigten deutlich über 
80 Prozent der befragten Schulen, dass 
die Unterrichtsmaterialien der Aktion, al-
so die Filme und Unterrichtsvorschläge, 
gut geeignet seien, die Lehrkräfte zu mo-
tivieren, die jährlich wechselnden Präven-
tionsthemen der Aktion in den Unterricht 
mit den Auszubildenden aufzunehmen. 

Und hier schließt sich der Kreis. Denn die 
Rechnung ist so nüchtern wie überzeu-
gend: Je weniger junge Menschen dem 
Ausbildungsmarkt zur Verfügung stehen, 
je schwieriger es also ist, dem bereits be-
stehenden Mangel an Fachkräften entge-
genzuwirken, desto wertvoller wird jeder 
Auszubildende. Desto wichtiger ist es, den 
jungen Menschen die Kenntnisse zu ver-
mitteln, die für ein sicheres und gesundes 
Arbeitsleben erforderlich sind. Arbeitssi-
cherheit ist ein wichtiges Glied der Wert-
schöpfungskette. Vor diesem Hintergrund 
darf erwartet werden, dass die Berufs-
schulen Präventionsthemen auch künftig 
im Fokus haben.

Dies ist auch Meinung der stellvertreten-
den Ministerpräsidentin und Schulmi-
nisterin von Nordrhein-Westfalen, Sylvia 
Löhrmann, und der sächsischen Staats-
ministerin für Kultus, Brunhild Kurth, die 

Die Präventionskampagne in Berufsschulen

45 Minuten für den Rücken
Arbeiten und gesund bleiben. Das will eigentlich jeder. 
Damit der tägliche Job nicht auf die Knochen geht, muss man 
die möglichen Gefahren bei der Arbeit kennen und wissen, wie 
man sich gegen sie schützen kann. Aus diesem Grund werden 
die Themen „Arbeitssicherheit“ und „Gesundheitsschutz“ 
auch im Unterricht der berufsbildenden Schulen behandelt.

G

„Je weniger junge 

Menschen dem

Ausbildungsmarkt 

zur Verfügung stehen, 

desto wertvoller wird 

jeder Auszubildende.“
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konstatierte: „Wir brauchen jeden (Aus-
zubildenden). Wir können keinen jungen 
Menschen verlieren.“

Beide Politikerinnen wurden im Rah-
men der Erstellung der aktuellen JWSL-
Aktions-DVD interviewt und stellten „Ju-
gend will sich-er-leben“ nicht nur beste 
Zeugnisse aus, sondern warben auch für 
einen Einsatz der Materialien im Berufs-
schulunterricht.

Auch „Jugend will sich-er-leben“ 
denkt an den Rücken
Im Schuljahr 2013 / 14 hat sich die Aktion
„Jugend will sich-er-leben“ der DGUV-
Kampagne „Denk an mich – Dein Rü-
cken“ angeschlossen. Aus gutem Grund. 
Es ist durchaus als ein Phänomen zu be-
greifen, dass Rückenbeschwerden nicht 
längst zu einem ganz praktischen Um-
denken geführt haben. Vor allem, wenn 
man weiß, welche Kosten durch Arbeits-

unfähigkeit wegen Rückenschmerzen 
entstehen. In ihrem jährlichen Bericht 
über Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit weist die Bundesregierung zwar 
Rückenerkrankungen nicht separat aus, 
alle Muskel-Skelett-Erkrankungen zusam-
men – und Rückenerkrankungen sind 
ein Teil davon – sorgen aber dafür, dass 
Waren und Dienstleistungen im Wert von 
19 Milliarden Euro nicht hergestellt oder 
geleistet werden können. 3 Keine andere 
Erkrankung hat einen größeren Einfl uss 
auf die Volkswirtschaft als Erkrankungen 
des Muskel-Skelett-Systems. 

Dies den Auszubildenden zu vermitteln 
und sie zu ermuntern, ihrem Rücken eine 
stärkere Beachtung zu schenken, ist Ziel 
der Aktion „Jugend will sich-er-leben“ im 
kommenden Berufsschuljahr.

Habe ich auch einen Rücken?
Diese Frage ist durchaus ernst gemeint, 
auch wenn wir natürlich wissen, dass 
es keinen Menschen ohne einen Rücken 
gibt. Aber der Rücken ist der einzige Kör-
perteil, den wir ohne Hilfsmittel nicht 
sehen können. Er liegt außerhalb unseres 
Blickfeldes. Man könne auch ein wenig 
pathetisch sagen, er liegt auf der Rück-
seite des Lebens. 

Entwicklungsgeschichtlich ist unser Rü-
cken eine recht ungewöhnliche Kons-
truktion. Es gibt zwar unterschiedliche 
Vorstellungen darüber, warum die Men-
schen sich dauerhaft aufrecht bewegen, 4

in jedem Fall aber können wir davon 
ausgehen, dass der aufrechte Gang für 
uns entwicklungsgeschichtlich von Vor-
teil ist. Und diese Vorteile liegen auf der 
Hand – im wörtlichen Sinne: Durch den 
aufrechten Gang werden unsere Hände 
frei nutzbar. Wir haben gelernt, sie für 
die verschiedensten Tätigkeiten und für 
die Verwendung verschiedenster Werk-
zeuge zu nutzen. 

Vermutlich parallel zur Entwicklung des 
aufrechten Gangs fand eine kognitive Ko-
Evolution statt: Das, was auf der Hand liegt, 
können wir sehen – genau wie es die Meta-
pher „Es liegt auf der Hand.“ beschreibt. ▸

Plakat von Jugend will sich-er-leben
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Wir haben daher ein sehr genaues menta-
les Modell entwickelt, in dem die äußere 
Ansicht und die innere Wahrnehmung un-
serer Hand miteinander verbunden sind. 
Die Ursache liegt in unserer tatsächlich 
lebenslangen Routine mit manuellen, 
zum Beispiel handwerklichen Tätigkei-
ten. Ebenso führt diese Verbindung dazu, 
dass wir Momente und Situationen posi-
tiven Erlebens mit der motorischen Tätig-
keit unserer Hand verbinden. 

Die Nachteile dieser Entwicklung – so könn-
te man sagen – liegen dagegen nicht auf der 
Hand, sondern lasten auf dem Rücken. An 
diesem Körperteil zeigen sich deutlich die 
negativen Konsequenzen des aufrechten 
Ganges. Das, was auf unserem Rücken las-
tet oder was ihn belastet, ist uns weitgehend 
unklar. Denn wir sehen unseren Rücken 
nicht und wir spüren ihn nicht. Jedenfalls 
spüren wir ihn meistens nicht. Und wenn 
wir ihn spüren, dann spüren wir ihn nur 
mental, ohne ihn sehen zu können. 5

Ich habe einen Rücken!
Ausgehend von dieser Überlegung er-
schien es den Veranstaltern sinnvoll, an 
den Beginn der Unterrichtsstunde zum 
Thema „Rücken“ den Schülerinnen und 
Schülern die Möglichkeit einer kleinen 
Selbsterfahrung zu geben.

Dahinter verbirgt sich die Absicht, sich 
dem Thema „Rücken“ aff ektiv zu nähern, 
um über eine emotionale Basis für spätere 
kognitive Lernprozesse zu verfügen. 

Mit Prof. Dr. Ingo Froböse von der Deut-
schen Sporthochschule (DSHS) in Köln 
wurde ein versierter und bekannter Rü-
ckenexperte gewonnen, der einen kurzen 
aber eindrucksvollen Rückentest entwi-
ckelt und der Aktion „Jugend will sich-
er-leben“ zur Verfügung gestellt hat. Vier 

einfache Übungen geben im Sinne eines 
Screenings Aufschluss über die Gesund-
heit des eigenen Rückens: Froböse steht 
vor der Kamera, spricht die Schülerinnen 
und Schüler direkt an und fordert sie auf 
mit ihm gemeinsam die einzelnen Übun-
gen durchzuführen. Bei der Konzeption 
des Videos wurde darauf geachtet, dass die 
Übungen von jeder Person, an jedem Ort, 
mit jeder Kleidung und ohne irgendwelche 
Hilfsmittel durchgeführt werden können. 
So wurde Froböse auch nicht in Sportklei-
dung in einer Turnhalle gefi lmt, sondern 
in Straßenkleidung in seinem Büro in der in Straßenkleidung in seinem Büro in der 
DSHS in Köln.

Nach fünf Minuten ist alles vorbei, inklusiveNach fünf Minuten ist alles vorbei, inklusive
einer individuellen Auswertung. Das Videoeiner individuellen Auswertung. Das Video
eignet sich besonders für den Einsatz in eignet sich besonders für den Einsatz in 
Schulklassen. Es entbindet zudem die Schulklassen. Es entbindet zudem die 
Lehrkraft von der bei vielen nicht beliebtenLehrkraft von der bei vielen nicht beliebten
Rolle des „Vorturners“.

Ergänzend dazu wurde zusammen mit dem Ergänzend dazu wurde zusammen mit dem 
Pädagogen Tobias Stichlmair eine einfache Pädagogen Tobias Stichlmair eine einfache 
erlebnispädagogische Übung entwickelt erlebnispädagogische Übung entwickelt 
und mit in das Unterrichtskonzept aufge-und mit in das Unterrichtskonzept aufge-
nommen: Ein Teilnehmer mit verbundenen nommen: Ein Teilnehmer mit verbundenen 
Augen muss die Zahl der Finger raten, mit Augen muss die Zahl der Finger raten, mit 
denen die anderen Teilnehmer seinen Rü-denen die anderen Teilnehmer seinen Rü-
cken berühren. Eine Übung, die die Teil-cken berühren. Eine Übung, die die Teil-
nehmer eindrucksvoll erleben lässt, wie nehmer eindrucksvoll erleben lässt, wie 
wenig geübt wir darin sind, Empfindun-wenig geübt wir darin sind, Empfindun-
gen über unseren Rücken wahrzunehmen.gen über unseren Rücken wahrzunehmen.

Aktions� lm: Die Kampagne
Hauptmedium der Kampagne ist wie in Hauptmedium der Kampagne ist wie in 
den vergangenen Jahren ein zehnminüti-den vergangenen Jahren ein zehnminüti-
ger Unterrichtsfi lm, dem in der Kampagne ger Unterrichtsfi lm, dem in der Kampagne 
eine zentrale, aber auch vielfältige Bedeu-eine zentrale, aber auch vielfältige Bedeu-
tung zukommt. Wir erinnern uns: Die Ak-tung zukommt. Wir erinnern uns: Die Ak-
tion „Jugend will sich-er-leben“ richtet sich tion „Jugend will sich-er-leben“ richtet sich 
quer durch alle Branchen an über 800.000 quer durch alle Branchen an über 800.000 
Azubis. Filme, die in diesem Rahmen ein-Azubis. Filme, die in diesem Rahmen ein-
gesetzt werden, müssen mit ihren Bildern 

und Storys entweder ein breites Spektrum 
an Branchen abdecken oder so abstrakt 
sein, dass sie keiner Branche eindeutig 
zuzuordnen sind. 

Der Unterrichtsfi lm präsentiert das Thema 
„Dein Rücken“ zunächst auf unterhaltsa-
me Weise als Kurzspielfi lm. Der Film ist auf 
die Unterrichtsentwürfe der Aktion abge-
stimmt und stellt für einige Unterrichts-
vorschläge den Ausgangspunkt für die 
Beschäftigung mit dem Thema im Unter-
richt dar. Darüber hinaus bietet der Film 
durch eingestreute Sidesteps und Randbe-
merkungen viel Transfermöglichkeiten auf merkungen viel Transfermöglichkeiten auf 
den eigenen Arbeitsbereich. Oder anders den eigenen Arbeitsbereich. Oder anders 
formuliert: Filme der Aktion „Jugend will formuliert: Filme der Aktion „Jugend will 
sich-er-leben“ laden zu Entdeckungsreisen 

„Hauptmedium der Kampagne ist wie in den vergangenen 
Jahren ein zehnminütiger Unterrichts� lm, dem in der Kampagne 
eine zentrale, aber auch vielfältige Bedeutung zukommt.“

▴
Szene aus dem Film „Die Kampagne“: 
Freddy lässt sich von einem Kollegen 
beim Tragen helfen.
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ein – auch über das Unterrichtskonzept hi-
naus. Der engagierten Lehrkraft bietet sich 
damit die Möglichkeit, den Film als Grund-
lage für eine individuell konzipierte Unter-
richtsgestaltung einzusetzen. Aus der oben 
erwähnten Umfrage wissen wir, dass etwa 
40 Prozent der Lehrkräfte den Film in die-
ser Weise nutzen.

Die Story
In einer weißen abstrakten Umgebung 
diskutieren Winston und O’Brien über 
die Wirksamkeit der „Kampagne“. Der 
Zuschauer erfährt sehr schnell, dass es 
sich bei der „Kampagne“ offensichtlich 
um eine Aktion handelt, die Auszubil-
dende motivieren soll, sorgsam mit ih-
rem Rücken umzugehen. Und während 
Winston einen unerschütterlichen Glau-
ben an die Wirksamkeit der „Kampagne“ 
und die Lernfähigkeit der Azubis hat, ver-
sucht O’Brien alles zu tun, um die „Kam-
pagne“ zu diskreditieren und sie am lan-
gen Ende zu stoppen. Folgt man O’Brien,
sind Rückenschmerzen unabänderlicher 
Bestandteil des Lebens. Sie sind einfach 
da. Man kann ihnen nicht beikommen. 
Daher erscheint ihm die Kampagne un-
nütz. Rausgeworfenes Geld.

Mit Winston und O’Brien verfügt der Film 
über zwei Hauptdarsteller, deren Identität 
im Dunkeln bleibt und die so abstrakt ge-
formt sind, dass sie je nach Arbeits- und 
Lebenssituation der Schülerinnen und 
Schüler für ganz unterschiedliche Perso-
nen stehen können. Für den einen sind 
sie vielleicht Unternehmer und Gewerk-
schafter, für den anderen Kollege X und 
Kollegin Y, ein Dritter mag in den beiden 
einen Gesundheitsapostel und einen Ge-
sundheitsverweigerer sehen, und wieder 
ein anderer vielleicht nur die These und 
Antithese gesunden Verhaltens.

Winston und O’Brien bieten der enga-
gierten Lehrkraft somit eine Chance, sehr 
schnell den Weg weg von der konkreten 
Filmstory und hinein in die betriebliche 
Wirklichkeit der jungen Menschen zu fi n-
den. Am Ende geht es um die Frage: Sind 
junge Menschen reif und vor allem weit-
sichtig genug, um zu verstehen, dass ein 
nachlässiger Umgang mit dem eigenen 
Rücken in fünf, zehn oder zwanzig Jah-
ren schlimme Folgen haben kann? Oder 
sind Azubis einfach nur Teil einer soge-
nannten „Null-Bock-Generation“, der es 
egal ist, was morgen passiert? 6

Das Gespräch der beiden Protagonisten 
dreht sich um sehr reale Azubis, die über 
Videoschaltungen immer wieder Teil des 
Films werden. Da gibt es beispielsweise 
die Krankenschwester Florena, der eine 
frühzeitige Aufgabe ihres Berufes pro-
gnostiziert wird, weil sie immer wieder 
in rückenschädlicher Beugehaltung die 
Patienten versorgt. Der allwissende Com-
puter unserer beide Protagonisten hat er-
rechnet, dass sie pro Arbeitsschicht ihren 
Oberkörper 1.500-mal mehr als 20 Grad 
und 250-mal mehr als 60 Grad beugt. Äu-
ßerst wirklichkeitsnahe Zahlen, wie eine 
Untersuchung der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pfl ege (BGW) gezeigt hat. 7 Oder Manfred: 
Auch dem Garten- und Landschaftsbau-
er sagt der Computer ein vorzeitiges En-
de seines Berufslebens voraus. Manfred 
weiß zwar, was er seinem Rücken antut, 
wenn er allein und ohne Hilfsmittel 50 
Kilo schwere Randsteine schleppt. Sein 
Kommentar, der den Erfahrungen der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau (SVLFG) voll 
und ganz entspricht: „Leute, ich mach 
hier ‘ne Ausbildung. Habt ihr eine Ah-
nung, wo in der Hierarchie ich da stehe? 
Glaubt ihr ernsthaft, auf mich wird Rück-
sicht genommen, nur weil ich nicht mit 
50 mit kaputtem Rücken in Frührente ge-
hen will?“

Aber es gibt auch Lichtblicke. Freddy bei-
spielsweise, der sich bereitwillig von ei-
nem Kollegen zeigen lässt, wie schwere 
Ersatzteile mit Hilfe spezieller Trage- und 
Montagehilfen transportiert werden kön-
nen, oder die Erzieherin Alexandra, die 
unabhängig von äußeren Anstößen mit 
ihren Kolleginnen eine eigene kleine, aber 
feine Rückenkampagne gestartet hat.feine Rückenkampagne gestartet hat.

Die Darstellung der Azubis ist dabei eng Die Darstellung der Azubis ist dabei eng 
mit einer Gefährdungsbeurteilung ver-mit einer Gefährdungsbeurteilung ver-
knüpft. Die Beispiele sind so gewählt, knüpft. Die Beispiele sind so gewählt, 
dass ein Transfer auf andere Arbeitsbe-dass ein Transfer auf andere Arbeitsbe-
reiche leicht fällt. Im beiliegenden Unter-reiche leicht fällt. Im beiliegenden Unter-
richtskonzept wird der Lehrkraft zudem richtskonzept wird der Lehrkraft zudem 
umfangreiches Hintergrund- und Analy-umfangreiches Hintergrund- und Analy-
sewissen zur Verfügung gestellt, so dass sewissen zur Verfügung gestellt, so dass 
auch die Lehrerinnen und Lehrer die Ak-auch die Lehrerinnen und Lehrer die Ak-
tion in der Schule umsetzen können, die tion in der Schule umsetzen können, die 
sich mit Themen der Arbeitssicherheit sich mit Themen der Arbeitssicherheit 
eher weniger beschäftigen.eher weniger beschäftigen. ▸

Szene aus dem Film „Die Kampagne“: 
Gleich wird das Kind in Alexandras Arme 
springen.
▾

Fo
to

s:
 D

G
U

V

DGUV Forum 9/13 · 33

Jugend will sich-er-leben



Frühzeitiges Feedback 
der Zielgruppe
Zielgruppenadäquanz ist einer der Be-
griffe, die bei einer Medienproduktion 
immer wieder eine Rolle spielen. Im All-
gemeinen wird darunter das Maß verstan-
den, in dem ein auf die Bedürfnisse der 
Zielgruppe zugeschnittenes Angebot die-
ser gefällt. Bei der Konzeption von Unter-
weisungsmedien taugt diese Definition 
aber nicht viel. Es ist klar, dass es nicht 
das primäre Ziel von Unterweisungsme-
dien ist zu gefallen, sondern sicheres Ar-
beiten zu fördern. Zudem fi ndet sich die 
eigentliche Botschaft in Broschüren oder 
Filmen häufi g auf der Metaebene wieder, 
denn das beschriebene oder gezeigte Fall-
beispiel hat normalerweise in seiner kon-
kreten Darstellung wenig mit den Verhält-
nissen vor Ort zu tun. 

Zielgruppenadäquanz in der Unterwei-
sungsarbeit kann daher bedeuten, Bot-
schaften so in Szene zu setzen, dass sich 
daraus relevante Refl exionsprozesse über 
die eigene Tätigkeit und den eigenen Ar-
beitsplatz ergeben können. 

Um dies zu einem frühen Zeitpunkt zu Um dies zu einem frühen Zeitpunkt zu 
überprüfen, wurde das Drehbuch einer 
Mechatronikerklasse der BBS1 in Mainz 
mit der Aufgabenstellung übergeben, es 
entlang eines Leitfadens kritisch zu dis-
kutieren. 

Vierzehn Tage später präsentierten die 
Azubis ihre Sichtweise und Einschätzung 
des Drehbuches gegenüber dem Dreh-
buchautor und Regisseur. Ein Ergebnis 
dieses Feedbacks war beispielsweise, dass 
die ungenaue Identität der Protagonisten 
Winston und O’Brien (auf die aus Grün-
den einer begrenzten Filmlänge nicht nä-
her eingegangen werden konnte) dem Ver-
ständnis des Films keinen Abbruch tat, 
sondern im Gegenteil neue erfahrungs-
geleitete Interpretationen zuließ. Ein an-
deres Feedback lautete, dass die im Film 
gezeigten Azubis, die kein sicherheitsori-
entiertes Verhalten zeigten, als besonders 
glaubhaft wahrgenommen wurden. 

Unterrichtsentwürfe
Bei den auf dem Film aufbauenden Unter-
richtsentwürfen sind die Veranstalter von 

der oben formulierten Frage „Habe ich ei-
nen Rücken?“ ausgegangen. Wenn – wie 
wir wissen – für erfolgreiches und nach-
haltiges Lernen Vorwissen, Aufmerksam-
keit und Lernzeit erforderlich ist, könnte 
doch eigentlich das Auftreten von Rü-
ckenschmerzen (= Aufmerksamkeit) Aus-
gangspunkt für einen Lernprozess („Wie 
kann ich Rückenschmerzen verhindern?“) 
sein. Dieser Lernprozess scheitert jedoch 
an unserem mangelhaften Vorwissen über 
den Aufbau und die Funktion unseres Rü-
ckens. 

In den Unterrichtsentwürfen 1 und 2 sol-
len die Schülerinnen und Schüler daher 
zunächst die grundlegenden physischen 
und psychischen Belastungsfaktoren für 
den Rücken lernen und verstehen, wo-
bei die Erfahrung der Azubis („Ich ha-
be schon einmal Rückenschmerzen ge-
habt“) und bruchstückhaftes Vorwissen 
(„Schweres zu heben ist für den Rücken 
ungesund“) den Ausgangspunkt bilden. 
Um entsprechend des begrenzten Zeitum-
fangs einer Unterrichtsstunde das Thema 
einzugrenzen, haben wir uns auf „3+3 

▴
Szene aus dem Film „Die Kampagne“: 
Obwohl sich Frieda (Bürokau� rau) 
gut um ihren Rücken kümmert, hat sie 
Schmerzen. Später wird sich heraus-
stellen, dass diese stressbedingt sind.

Szene aus dem Film „Die Kampagne“: 
Manfred hebt einen Bordstein. 
Gut und gerne 50 Kilogramm.
▾
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Risiko felder für den Rücken“ beschränkt, 
die sich so auch im Film wiederfi nden.

Diese sind:
physische Belastungen
• manuelle Lastenhandhabung
• Arbeiten in erzwungener 

Körperhaltung
• Arbeiten mit erhöhtem Kraftaufwand

psychische Belastungen
• Zeitdruck
• Qualitätsdruck
• Sozialdruck

Im Unterrichtsentwurf 3 soll das erworbe-
ne Wissen auf den eigenen Arbeitsplatz 
angewandt werden. Azubis sollen also 
ausreichend Aufmerksamkeit entwickeln, 
um rückenunfreundliche Situationen im 
Betrieb zu erkennen und bewusst wahr-
zunehmen. In den Unterrichtsentwürfen 
4 und 5 schließlich sollen Handlungsal-
ternativen entwickelt werden, wie rücken-
gefährdende Situationen am „Arbeitsplatz 
Schule“ oder am „Arbeitsplatz Betrieb“ im 
Sinne des „richtigen Maßes an Belastung“ 
begegnet werden kann.

Schiebeanimationen
Wie im vergangenen Jahr wurden auch für 
die aktuelle Aktion fünf Schiebeanimatio-
nen produziert, die sich mit den Themen 
„Aufbau des Rückens“, „richtiges Sitzen“, 
„Arbeiten in erzwungener Körperhal-
tung“, „manuelle Lastenhandhabung“ 
und „Rückentagebuch“ beschäftigen. 

In jeweils etwa zweiminütigen Kurzfi lmen 
werden auf unterhaltsame Weise die wich-
tigsten Aspekte rückengerechten Verhal-
tens vermittelt. Natürlich ist der Preis für 
die Kürze der Animationsfi lme eine Redu-
zierung der komplexen Inhalte. Dennoch 
liegen die Vorteile auf der Hand: Die Schie-
beanimationen sind in ihrer Aussage ein-
deutig und instruierend. Sie lassen keine 
verhaltens- oder verhältnisbezogene In-
terpretation zu und sind methodisch dem 
Frontalunterricht zuzuordnen. Damit bil-
den sie gleichzeitig einen ergänzenden Ge-
genpol zum Aktionsfi lm „Die Kampagne“.

Mit einer Länge von zwei Minuten lassen 
sie sich jederzeit spontan einsetzen. Die 
konsequente bildliche Reduzierung lässt 

es auch zu, dass die Schiebeanimationen 
zum Beispiel über ein Smartphone ange-
schaut werden können, was die Einsatz-
möglichkeiten dieser Kurzfilme enorm 
erweitert. Schließlich können emotiona-
le Empfi ndungen in Schiebeanimationen 
über Comiczeichen und -symbole einfa-
cher und eindrucksvoller dargestellt wer-
den, als dies in vielen anderen Medien 
möglich ist.

Kreativpreis
Teil der Aktion „Jugend will sich-er-leben“
sind zahlreiche Wettbewerbe, in denen 
sowohl die Azubis (richtige Lösungen 
von Multiple-Choice-Fragen) als auch die 
Schulen (hohe Teilnehmerquote) attrak-
tive Preise gewinnen können. Der soge-
nannte „Kreativpreis“ ist ein zusätzlicher 
Sonderpreis: Berufsschulklassen können 
Geldpreise gewinnen, wenn sie sich auf 
eine kreative Weise mit dem jeweiligen 
Aktionsthema beschäftigen.

Wurden in den vergangenen Jahren 
hauptsächlich Collagen, Fotostorys oder 
Kurzfi lme ausgeschrieben, gehen die Ver-
anstalter dieses Jahr einen vollständig 
neuen Weg.

Botschafter, Forscher oder Macher lauten 
die Schlagwörter, die ziemlich genau be-
schreiben, was die jungen Menschen um-
setzen müssen, um sich für einen Kreativ-
preis zu bewerben.

Von den Botschaftern wird erwartet, dass 
sie einen Informationsstand zum Thema 
„Denk an mich – Dein Rücken“ konzipie-
ren und herstellen – vorherige Recherche 

inklusive – und diesen entweder in ihrer 
Berufsschule oder anlässlich eines Stadt-
events (Markt, Fest o. ä.) der Öff entlichkeit 
präsentieren.

Die Forscher wiederum haben die Aufga-
be, an ihrer Berufsschule eine Umfrage 
durchzuführen, die Aufschluss über die 
Rückengesundheit der Schülerinnen und 
Schüler gibt. Und die Macher reichen als 
Kreativpreis Fotos und Berichte ein, die 
dokumentieren, wie sie vier Wochen lang 
im Klassenverbund jeden Morgen vor Un-
terrichtsbeginn 5 Minuten Rückengym-
nastik durchgeführt haben.

Die Neukonzeption des Kreativpreises 
ist mehr als nur eine neue Idee. Der Kre-
ativpreis der Aktion „Jugend will sich-
er-leben“ setzt darauf, dass die jungen 
Menschen zu handelnden Akteuren im 
Bereich Arbeitssicherheit werden, in dem 
sie sich kompetentes Wissen aneignen 
und dieses aktiv anderen gegenüber kom-
munizieren. Arbeits- und Gesundheits-
schutz kann dadurch zu einem Thema 
werden, das (in den Augen vieler junger 
Menschen) dann nicht mehr (nur) regel- 
und vorgesetztengesteuert ist, sondern 
Potential für eine eigene Profi lierung bie-
tet. Das gilt zumindest für die Botschafter 
und die Forscher.

Bei den Machern steht das Training im 
Mittelpunkt. Wir wissen aus vielen Un-
tersuchungen, dass das Training auch 
im Bereich der Arbeitssicherheit eine er-
folgreiche Maßnahme ist, der in der Pra-
xis aber zu wenig Aufmerksamkeit beige-
messen wird. 9

Soziale Medien
Die Veranstalter erwarten von den jungen 
Menschen nicht, dass sie valide Untersu-
chungsdesigns konzipieren oder in der 
Lage sind, mit begrenztem anatomischen 
oder medizinischen Wissen ein sinnvolles 
Gymnastikprogramm für den Rücken zu 
entwickeln.

Daher stellen die Veranstalter entspre-
chende Unterlagen wie zum Beispiel 
einen beispielhaften Fragebogen, Re-
cherchelinks oder eine Auswahl von 
Gymnastikübungen auf der Internetseite 
www.jwsl.de zur Verfügung. ▸

„Azubis sollen also 

ausreichend Aufmerk-

samkeit entwickeln, 

um rückenunfreund-

liche Situationen im 

Betrieb zu erkennen.“
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Die Kreativpreise werden für jedes Bun-
desland vergeben. Darüber hinaus haben 
sich die DGUV-Landesverbände etwas ganz 
Besonderes ausgedacht: Alle Gewinner ei-
nes Kreativpreises werden mit ihren Ein-
reichungen auf dem JWSL-Facebookauftritt 
vorgestellt. Vier Wochen haben die Einrei-
cher dann Zeit, ihre Mitschülerinnen und 
Mitschüler, Kolleginnen und Kollegen, 
Freunde und Familienangehörigen zu ge-
winnen, im Rahmen einer öffentlichen 
Publikumswertung für ihr Projekt zu stim-
men. Die drei Projekte, die nach Ablauf des 
Abstimmzeitraumes die meisten Stimmen 
auf sich vereinigen können, werden mit 
dem JWSL-Publikumspreis ausgezeichnet.

Sicherlich ein Experiment. Eines, das 
den Versuch unternimmt, das Thema 
„Arbeitssicherheit“ dort zur Sprache zu 
bringen, wo junge Menschen sich aufhal-
ten. Nicht als bezahlte und unerwünsch-
te Werbung, sondern als Angebot, das für 
die Akteure einen Benefi t beinhaltet.

Kleinere und mittlere Unternehmen
Schließlich werden alle Unterlagen der 
Aktion „Jugend will sich-er-leben“ auch 
in diesem Schuljahr durch ein zusätzli-

ches „Unterweisungskonzept für Betrie-
be“ ergänzt. Damit ist es möglich, die 
Unterlagen ergänzend zur Berufsschu-
le auch in der betrieblichen Unterwei-
sungsarbeit einzusetzen. Einige Unfall-
versicherungsträger übernehmen die 
DVD der Aktion „Jugend will sich-er-le-
ben“ und versenden sie an ausbildende 
Mitgliedsbetriebe. Aber auch ohne DVD 
ist der Dialog mit den Auszubildenden 
möglich, denn alle vorgestellten Medien 
stehen unter www.jwsl.de zum Download 
zur Verfügung.

Besonders vielen kleineren und mittle-
ren Unternehmen bietet das eine gute 
Möglichkeit, vom methodischen und di-
daktischen Knowhow des schulischen 
Partners im dualen Ausbildungssystem 
zu profitieren. Anknüpfungspunkte fin-
den sich viele. 

Hierzu ein Beispiel: Soweit Betriebe über 
ein Programm zur betrieblichen Gesund-
heitsförderung verfügen (oder sogar ein 
BGM-System etabliert haben), kann der 
Rückentest nach Froböse nahtlos in die 
Präventionsarbeit des Betriebs integriert 
werden.

Kleinere Betriebe werden über solche 
Programme in der Regel nicht verfügen. 
Dennoch können sie ohne große Vorbe-
reitung den Test nahezu jederzeit durch-
führen. Wenn der jeweilige Vorgesetzte 
aktiv teilnimmt, senkt das natürlich die 
Hemmschwelle für die Beschäftigten. Im 
Ergebnis standen dann das Thema „Rü-
ckengesundheit“ und der eigene Rücken 
gut fünf Minuten im Mittelpunkt der Auf-
merksamkeit, jeder Beschäftigte nimmt ei-
ne Erkenntnis mit und über Gespräche in 
den Pausen kann dieses Erlebnis zudem 
noch mental verlängert werden. ●
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*
1  Dabei wäre doch gerade der Sportunter-

richt geradezu dafür prädestiniert, die 
Kampagne „Denk an mich – Dein Rücken“ 
praxisnah zu unterstützen.

2  Rheinpfalz vom 12.7.2013, Seite 15.

3  Um die Relationen zu verdeutlichen: Der 
durch die internationale Finanzkrise ver-
ursachte Rückgang des Bruttonational-
einkommens Deutschlands von 2008 auf 
2009 betrug knapp 90 Milliarden Euro. Die 
Folgen für Deutschland kennen wir. Man 
könnte also sagen: Der jährliche volkswirt-
scha� liche Schaden durch MSE-Erkran-
kungen wiegt so schwer wie ein Fün� el der 
Finanzkrise in Deutschland in den Jahren 
2008 / 2009. Jahr für Jahr!

4  Z. B. Niemitz, C. (2004): Das Geheimnis des 
aufrechten Gangs. München: Beck.

5  Jürgen Wiechmann: „Unser Rücken und 
unser Problem mit ihm“, in: Unterrichts-
konzept Jugend will sich-er-leben“ 2013, 
Seite 2.

6  Wer sich für ein di� erenzierteres Bild der 
Azubi-Generation interessiert, dem sei 
die Sinus Jugendstudio u18 „Wie ticken 
Jugendliche – Lebenswelten von Jugend-
lichen im Alter von 14 bis 17 Jahren in 
Deutschland“, Verlag Haus Alternberg 2012 
empfohlen.

7  S. Freitag etc.: „Häu� ges Beugen –
eine unterschätzte Belastung in Pflege-
berufen“, in: „The Annals of Occupational 
Hygiene“, Vol. 56, Nr. 6, July 2012, Seite 1 � .

8  Jürgen Wiechmann: „Die didaktische 
Antwort auf das Problem mit dem Rücken“, 
in: Unterrichtskonzept Jugend will sich-er-
leben“ 2013, Seite 3f.

9  Christoph Bördlein: „Faktor Mensch in 
der Arbeitssicherheit – BBS“, Berlin 2009, 
S. 25.
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Arbeitsstättenverordnung 
wird erweitert
Die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 
unterlag häufigen Rechtsanpassungen 
und wurde seit der grundlegenden Novel-
lierung im Jahr 2004 bisher fünfmal ge-
ändert. Derzeitig bereitet das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
die nächste umfassende Überarbeitung 
der ArbStättV vor. Ein entsprechender 
Referentenentwurf wurde den beteiligten 
Kreisen zur Stellungnahme zugeleitet. Er 
enthält unter anderem folgende wesentli-
che Änderungsvorschläge:

•  Die Anforderungen aus der Bildschirm-
arbeitsverordnung (BildscharbV) an die 
Gestaltung von Arbeitsplätzen mit Bild-
schirmgeräten sollen in die ArbStättV 
übernommen werden. Aus Sicht der 
DGUV ist dabei darauf zu achten, dass 
Anforderungen, die bereits in der Arb-
StättV enthalten sind (zum Beispiel zu 
nichtauralen Lärmeinwirkungen), nicht 
doppelt übernommen werden. Mit der 
geplanten Übernahme der BildscharbV 
würden künftig auch „weiche“ Faktoren 
wie die ergonomische Gestaltung oder 
mögliche psychische Belastungen der 
Gesundheit der Beschäftigten beim Ein-
richten und Betreiben von Arbeitsstät-
ten stärker ins Blickfeld gelangen.

•  Die Begriffsbestimmung der Arbeits-
stätte soll erweitert werden, so dass 
künftig auch Arbeitsräume mit Ar-
beitsplätzen außerhalb des Betriebsge-
ländes (zum Beispiel Telearbeitsplätze 
im Privatbereich von Beschäftigten) mit 

in den Anwendungsbereich der Ver-
ordnung einbezogen werden. Für die-
se ausgelagerten Arbeitsplätze soll der 
Arbeitgeber verpfl ichtet werden, ausge-
wählte Bestimmungen wie zum Beispiel 
zur Durchführung der Gefährdungsbe-
urteilung oder zur Gestaltung des Bild-
schirmarbeitsplatzes umzusetzen.

•  Um den Nichtraucherschutz zu stärken, 
soll der Arbeitgeber künftig auch in 
Bereichen der Arbeitsstätte mit Publi-
kumsverkehr wie zum Beispiel in Gast-
stätten geeignete technische oder orga-
nisatorische Maßnahmen zum Schutz 
der nicht rauchenden Beschäftigten 
durchführen.

•   Im Zuge der Novellierung der Arb-
StättV im Jahr 2004 war die grund-
sätzliche Verpfl ichtung, eine Sichtver-
bindung nach außen zu gewährleisten, 
durch die Forderung, dass Arbeitsstät-
ten möglichst ausreichend Tageslicht 
erhalten müssen, abgeschwächt wor-
den. Künftig soll die Forderung nach 
einer Sichtverbindung nach außen 
für Beschäftigte, die sich in Arbeits-

räumen, Kantinen, Pausen-, Bereit-
schafts- und Erste-Hilfe-Räumen so-
wie in Unterkünften aufhalten, wieder 
in die ArbStättV aufgenommen werden. 
Dabei kann, wie in der Vergangenheit 
schon, in Ausnahmefällen wie zum Bei-
spiel in Einkaufszentren mit Verkaufs-
räumen davon abgesehen werden.

18 Arbeitsstättenregeln liegen vor
Neun Jahre nach dem Inkrafttreten der 
2004 novellierten ArbStättV liegt jetzt ein 
weitgehend geschlossenes System von 
18 ASR (Technische Regeln für Arbeits-
stätten) vor, das die eher allgemeinen Vor-
gaben der ArbStättV weiter konkretisiert. 
Dieses Regelwerk wird vom Ausschuss für 
Arbeitsstätten (ASTA) ermittelt, der das 
BMAS auch in allen Fragen zu Arbeits-
stätten beraten soll. 

Aufgrund des weiten Anwendungsbe-
reichs der ArbStättV können die ASR 
nicht für alle Aspekte des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes in Arbeitsstätten 
konkrete, branchenbezogene Lösungen 
anbieten. Daher werden ASR zur Unter-
setzung einzelner Schutzziele in der Regel 
durch ausgewählte Literaturhinweise er-
gänzt, in denen unter anderem auf Hand-
lungshilfen der Präventionsfachgremien 
der DGUV verwiesen wird. Nach § 8 Abs. 2
 der Verordnung gelten mit Bekanntma-
chung einer ASR die entsprechenden Ar-
beitsstätten-Richtlinien nicht weiter fort. 
Einen Überblick über den Bearbeitungs-
stand der ASR und die zurückgezoge-
nen Arbeitsstätten-Richtlinien bietet die 
Tabelle auf Seite 38. ▸

Referentenentwurf

Arbeitsschutzvorschri� en sollen 
aktualisiert werden
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales legt einen Referentenentwurf für eine 
grund legende Überarbeitung der Arbeitsstättenverordnung vor. Hierbei sollen insbesondere die 
Bildschirmarbeitsverordnung inkorporiert, Telearbeitsplätze in den Anwendungsbereich 
mit einbezogen sowie der Nichtraucherschutz gestärkt werden. Die Novellierung ist Teil der 
Änderungen der Arbeitsschutzvorschri� en, insbesondere des Arbeitsschutzgesetzes.

„Liegen entsprechende Ge-
fährdungen vor, hat der Arbeit-
geber beim Einrichten und Be-
treiben von Arbeitsstätten ein 
komplexes Netzwerk von zum 
Teil aufeinander verweisenden 
ASR zu berücksichtigen.“
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Weitere ASR zu den Themenfeldern Ge-
fährdungsbeurteilung (ASR V3), nichtau-
rale Lärmeinwirkungen (ASR A3.7) sowie 
Anforderungen an Straßenbaustellen (ASR 
A5.2) sind zurzeit in Bearbeitung, während 
andere ASR wie zum Beispiel die ASR 
A3.4 / 3 Sicherheitsbeleuchtung, optische 
Sicherheitsleitsysteme wieder überarbei-
tet werden. Insbesondere für Kleinst- und 
Kleinbetriebe dürfte die Umsetzung der 
Anforderungen in der Praxis in der Regel 
schwierig sein, da der Arbeitgeber beim 
Einrichten und Betreiben von Arbeitsstät-
ten ein komplexes Netzwerk von zum Teil 
aufeinander verweisenden ASR zu berück-
sichtigen hat, wenn entsprechende Gefähr-
dungen vorliegen.

Ein wesentlicher Grund für die lange Zeit-
spanne, die zur Erstellung des Regelwerks 
notwendig war, war die Frage, wie mit neu-
en Anforderungen an den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten im 
Bestand umzugehen ist. Führen neue Anfor-
derungen in einer ASR in bestehenden Ar-
beitsstätten zu umfangreichen Änderungen 
oder unverhältnismäßig hohem Aufwand, 
dann beschreibt der ASTA in der ASR zu-
sätzlich andere Gestaltungslösungen, die 
ein vergleichbares Niveau von Sicherheit 
und Gesundheitsschutz gewährleisten. 

Das Arbeitsschutzgesetz wurde 
geändert
Der Bundestag beschloss am 28. Juni 2013 
das BUK-Neuorganisationsgesetz (BUK 
NOG) und damit unter anderem auch Än-
derungen des Arbeitsschutzgesetzes, mit 
denen den aktuellen Herausforderungen 
im Arbeitsschutz Rechnung getragen wer-
den soll. Seit Jahren wird die physische 
und psychische Gesundheit der Beschäf-
tigten in der Praxis als Ganzes betrachtet. 
Dies galt es auch im Gesetz zu verdeutli-
chen. Insofern war es konsequent, die Be-
urteilung der Arbeitsbedingungen (§ 5) um 
die psychischen Belastungen bei der Ar-
beit zu ergänzen. Wie auch mit der Novel-
lierung der Arbeitsstätten so soll sich der 
Blick des Arbeitsschutzes konkreter als bis-
her auch auf Themenfelder wie Ergonomie 

Tabelle: Bearbeitungstand von Arbeitsstättenregeln (ASR) (türkis gekennzeichnet = 
ASR im Gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl) bekannt gemacht)

Nr. Arbeitsstättenregel ersetzt folgende Arbeitsstätten-Richtlinien

1 ASR V3 Gefährdungsbeurteilung
2 ASR V3a.2 Barrierefreie Gestaltung 

von Arbeitsstätten
3 ASR A1.2 Raumabmessungen und 

Bewegungsflächen
4 ASR A1.3 Sicherheits- und Gesund-

heitsschutzkennzeichnung
5 ASR A1.5 / 1,2 Fußböden ASR 8 / 1 Fußböden
6 ASR A1.6 Fenster, Oberlichter, 

Wände, Dächer
ASR 8 / 4 Lichtdurchlässige Wände

7 ASR A1.7 Türen und Tore ASR 10 / 1 Türen und Tore
ASR 10 / 5 Glastüren, Türen mit Glaseinsatz
ASR 10 / 6 Schutz gegen Ausheben, Heraus fallen 
und Herabfallen von Türen und Tore
ASR 11 / 1-5 Kra� betätigte Türen und Tore

8 ASR A1.8 Verkehrswege ASR 17 / 1,2 Verkehrswege
ASR 18 / 1-3 Fahrtreppen und Fahrsteige
ASR 20 Steigeisengänge und Steigleitern

9 ASR A2.1 Schutz vor Absturz und 
herabfallenden Gegenständen, 
Betreten von Gefahrenbereichen

ASR 8 / 5 Nicht durchtrittsichere Dächer 
ASR 11 / 1-3 Schutz gegen Absturz und 
herabfallende Gegenstände

10 ASR A2.2 Maßnahmen gegen 
Brände

ASR 13 / 1,2 Feuerlöscheinrichtungen

11 ASR A2.3 Fluchtwege, Notaus-
gänge, Flucht- und Rettungsplan

ASR 10 / 1 Türen und Tore 
ASR 17 / 1, 2 Verkehrswege in Bezug auf die 
Gestaltung der Fluchtwege und Notausgänge;
Empfehlung des BMA zur Aufstellung von 
Flucht- und Rettungsplänen nach § 55

12 ASR A3.4 Beleuchtung ASR 7 / 1 Sichtverbindung
ASR 7 / 3 Künstliche Beleuchtung
ASR 41 / 3 Künstliche Beleuchtung für 
Arbeitsplätze und Verkehrswege im Freien

13 ASR A3.4 / 3 Sicherheitsbeleuch-
tung, Sicherheitsleitsysteme 
(in Überarbeitung)

ASR 7 / 4 Sicherheitsbeleuchtung

14 ASR A3.5 Raumtemperatur ASR 6 Raumtemperaturen

15 ASR 3.6 Lü� ung ASR 5 Lü� ung

16 ASR A3.7 Lärm

17 ASR A4.1 Sanitärräume ASR 34 / 1-5 Umkleideräume
ASR 35 / 1-4 Waschräume
ASR 35 / 5 Waschgelegenheiten außerhalb 
von erforderlichen Waschräumen
ASR 37 / 1 Toiletten
ASR 47 / 1-3,5 Waschräume auf Baustellen
ASR 48 / 1, 2 Toiletten und Toilettenräume auf 
Baustellen

18 ASR A4.2 Pausen- und 
Bereitscha� sräume

ASR 29 / 1-4 Pausenräume
ASR 31 Liegeräume
ASR 45 / 1-6 Tagesunterkün� e auf Baustellen

19 ASR A4.3 Erste-Hilfe-Räume, 
Mittel und Einrichtungen zur 
Ersten Hilfe

ASR 38 / 2 Sanitätsräume 
ASR 39 / 1,3 Mittel und Einrichtungen zur Ersten 
Hilfe

20 ASR A4.4 Unterkün� e Richtlinien für die Unterkün� e ausländischer 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
Deutschland, BGBl. I S. 193 vom 24. März 1971

21 ASR A5.2 Anforderungen an 
Straßenbaustellen

„ASR werden in der Regel zur Untersetzung einzelner Schutzziele durch ausgewählte 
Literaturhinweise ergänzt, in denen unter anderem auf Handlungshilfen der Präventions-
fachgremien der DGUV verwiesen wird.“
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und menschengerechte Gestaltung sowie 
psychische Belastungen bei der Arbeit er-
weitern. 

Während in der ArbStättV bereits seit der 
letzten Überarbeitung der Arbeitgeber ver-
pflichtet wurde, ab einem Beschäftigten 
Unterlagen vorzuhalten, aus denen das 
Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung er-
sichtlich ist, folgt nunmehr auch die ent-
sprechende Änderung im Arbeitsschutz-
gesetz (§ 6 Abs 1). Dies wird für die kleinen 
Betriebe eine enorme Herausforderung 
darstellen. 

Insgesamt sind die vorgesehenen Ände-
rungen im Gesetz und in der Verordnung 
ein Auftrag an jeden Unfallversicherungs-
träger, den Betrieben mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen. 

Wie unterstützen die Träger die 
Umsetzung in den Betrieben?
Um die Mitgliedsbetriebe praxisgerecht 
bei der Umsetzung der Anforderungen der 
Verordnung und der diese untersetzenden 
ASR zu unterstützen, kommen insbeson-
dere folgende Präventionsmaßnahmen 
zum Einsatz:
• Erarbeitung von qualitätsgesicherten 

Branchenregeln und Informationen 
durch die Präventionsfachgremien der 
DGUV,

• Beratung und Überwachung der 
Betriebe durch die Aufsichtspersonen 
der UV-Träger auf Grundlage von 
§ 2 Abs. 2 BGV / GUV-V A1 Grundsätze 
der Prävention,

• Entwicklung spezifi scher Aus- und 
Weiterbildungsangebote für die 
betrieblichen Arbeitsschutzakteure 
wie zum Beispiel Unternehmer, 
Sicherheitsfachkräfte.

Die Präventionsfachgremien der DGUV 
müssen die Anforderungen des Arbeits-
stättenrechts in die Sprache der Unter-
nehmen übersetzen. Aus diesem Grund 
besteht eine wichtige Aufgabe der Fachbe-
reiche und Sachgebiete darin, qualitätsge-
sicherte Handlungshilfen wie zum Beispiel 
UVT-Branchenregeln oder Informationen 
für die Umsetzung von staatlichen Ar-
beitsschutzvorschriften zu entwickeln. 
Rechtliche Grundlage hierfür ist der Prä-
ventionsauftrag der UV-Träger, nach dem 
Sozialgesetzbuch VII „mit allen geeigneten 
Mitteln“ für die Verhütung von Arbeitsun-
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren zu sorgen. 

UVT-Regeln werden unter Beteiligung 
der betroff enen Kreise und der Selbstver-
waltung entwickelt und sind fachliche 
Empfehlungen zur Gewährleistung von 
Sicherheit und Gesundheit bezogen auf 
konkrete betriebliche Abläufe oder Ein-
satzbereiche (Branchen-/Betriebsarten-/
Bereichsorientierung). Sie haben einen 
hohen Praxisbezug und können deshalb 
als Richtschnur für das betriebliche Prä-
ventionshandeln herangezogen werden.1

UVT-Informationen ergänzen die Branchen-
regeln in Bezug auf Einzelaspekte des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes wie zum 
Beispiel bei der Auswahl geeigneter Türen 
und Tore in Arbeitsstätten. Eine aktuali-
sierte Gegenüberstellung der Anforderun-
gen der ArbStättV beziehungsweise der ASR 
und geeigneter Handlungshilfen der UV-Trä-
ger fi ndet sich auf der Website der DGUV.2

Quali� zierung der Aufsichtspersonen
Eine kundenorientierte Beratung der Betrie-
be setzt voraus, dass die Aufsichtspersonen 
der UV-Träger selbst (weiter-)qualifiziert 
werden, damit sie die mitunter komplexen 
Anforderungen der ASR in Lösungsansätze
übertragen, die der betrieblichen Realität 
gerecht werden. Dazu werden geeignete 
Aus- und Weiterbildungsangebote entwi-
ckelt und umgesetzt. Gemeinsam mit den 
für den Arbeitsschutz zuständigen Landes-
behörden ist auf der Grundlage der Erfah-
rungen mit der Umsetzung von ASR ein ein-
heitliches Aufsichtshandeln abzustimmen. 

Zu diesem Abstimmungsprozess könnte 
aus Sicht der DGUV auch die gemeinsa-

me Weiterentwicklung der einschlägigen 
Veröff entlichung des Länderausschusses 
für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik 
(LASI) LV 40 Leitlinien zur Arbeitsstätten-
verordnung beitragen.3

Geeignete Aus- und Weiterbildungs-
angebote zur betrieblichen Umsetzung 
der Anforderungen der ArbStättV bezie-
hungsweise der ASR für betriebliche Ar-
beitsschutzakteure wie zum Beispiel Unter-
nehmer oder Sicherheitsfachkräfte bieten 
neben dem Institut für Arbeit und Gesund-
heit (IAG) der DGUV4 auch verschiedene 
gewerbliche Berufsgenossenschaften und 
UV-Träger der öff entlichen Hand an. ●

*
1  Rentrop, M.: Kohärentes Vorschri� en- 

und Regelwerk aus einem Guss. 
DGUV Forum 5 / 11, 2011, S. 22–25.

2  www.dguv.de (Webcode: d38755). Die hier 
aufgeführten Schri� en der DGUV können in 
der Regel aus der Publikationsdatenbank 
(http://publikationen.dguv.de) kostenfrei 
heruntergeladen werden.

3  Der LASI-Leitfaden LV 40 ist herunterladbar 
unter: http://lasi.osha.de / docs / lv40.pdf

4  Zur Seminardatenbank des IAG unter: 
www.dguv.de / iag / index.jsp

Autoren

Fo
to

: D
G

U
V

Dr. Olaf Gémesi
Mitglied des Ausschusses für 
Arbeitsstätten (ASTA), 
Referatsleiter Handel und Arbeits-
stätten der DGUV
E-Mail: olaf.gemesi@dguv.de

Fo
to

: P
riv

at

Manfred Rentrop
Leiter der Abteilung Sicherheit 
und Gesundheit der DGUV
E-Mail: manfred.rentrop@dguv.de

DGUV Forum 9/13 · 39

Überarbeitung der Arbeitsschutzvorschri� en



Zum Versicherungsschutz einer Pflegeperson beim Abheben von Bargeld von einem Konto des Pflegebedür� igen 
für Einkäufe zu dessen hauswirtscha� licher Versorgung.

Streitig war ein Versicherungsschutz der Klägerin nach § 2 
Abs. 1 Nr. 17 SGB VII. Die Klägerin betreute als Pfl egeperson 
ihre hilfsbedürftige Schwiegermutter (Pfl egestufe II) in häus-
licher Pfl ege. Als sie mittels der EC-Karte ihrer Schwiegermut-
ter an einem Bankautomaten Geld von deren Konto abheben 
wollte, kam sie vor der Bankfi liale zu Sturz. Sie gab an, die 
Hälfte des abgehobenen Geldes sei für notwendige Einkäufe 
für die Schwiegermutter bestimmt gewesen, die andere Hälfte 
für ein Geldgeschenk. Der beklagte UV-Träger lehnte die An-
erkennung eines Arbeitsunfalls ab, da das Besorgen von Geld 
lediglich eine unversicherte Vorbereitungshandlung darstelle.

Das LSG hat demgegenüber einen Arbeitsunfall bejaht. Der 
Gang der Klägerin zum Bankautomaten, um dort Geld vom 
Konto ihrer Schwiegermutter für unmittelbar anschließend 

zu erledigende Einkäufe abzuheben, sei versichert gewesen. 
Die hauswirtschaftliche Versorgung umfasse auch das Ein-
kaufen. Der Begriff  des Einkaufens sei weit auszulegen und 
umfasse auch notwendige Vor- und Nachbereitungshandlun-
gen (zum Beispiel Prüfung des Einkaufsbedarfs und des Wa-
renbestandes). 

Daher vertrete der Senat die Auffassung, dass unter be-
stimmten, hier vorliegenden Voraussetzungen das Abheben 
von Bargeld an Geldautomaten unter Versicherungsschutz 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 17 SGB VII stehe. Das Bargeld habe vor-
liegend dem Einkauf von Reinigungsmitteln und Wäsche für 
die Pfl egebedürftige dienen sollen, und zwar unmittelbar 
nach der Geldabhebung. Bei ihrem Weg zur Bank habe die 
Klägerin nur wenige Meter vom unmittelbaren Weg zu den 
Geschäften abweichen müssen. An der Richtigkeit der Aus-
sagen der Klägerin und ihres Ehemannes habe der Senat 
keinen Zweifel. 

Streitig war vorliegend die Feststellung der Schadensersatz-
verpfl ichtung aus einem Verkehrsunfall.

Am 7. April 2011 war die Klägerin (K) mit ihrem Fahrrad auf 
dem Weg zu ihrer physiotherapeutischen Praxis. Sie trug 
keinen Fahrradhelm. Am rechten Fahrbahnrand parkte die 
Beklagte (B) mit ihrem PKW. B öff nete unmittelbar vor der 
sich nähernden K die Fahrertür, so dass K nicht mehr aus-
weichen konnte und gegen die Fahrertür fuhr. K stürzte zu 
Boden, fi el auf den Hinterkopf und zog sich schwere Schä-
del-Hirn-Verletzungen zu.

Nach Auff assung des OLG hat K Anspruch auf Schadenser-
satz und Schmerzensgeld gegen B. Allerdings müsse sich 
K ein Mitverschulden von 20 Prozent anrechnen lassen. 
K habe keinen Helm getragen und damit Schutzmaßnahmen 

zu ihrer eigenen Sicherheit unterlassen (sogennanntes Ver-
schulden gegen sich selbst). 

Ein Helm hätte das Trauma zwar nicht verhindern, aber zu-
mindest in einem gewissen Umfang verringern können. Ent-
gegen der bisher herrschenden obergerichtlichen Rechtspre-
chung begründe das Radfahren ohne Schutzhelm bei einer 
Kopfverletzung durch Fahrradsturz auch den Vorwurf des 
Mitverschuldens eines Radfahrers, wenn er am öff entlichen 
Straßenverkehr teilnehme. Das Hauptargument derjenigen, 
die – zumindest bei Erwachsenen – ein Mitverschulden ab-
lehnen würden, bestehe in dem Fehlen einer gesetzlichen 
Verpfl ichtung. 

Nach heutigem Erkenntnisstand könne aber grundsätzlich 
davon ausgegangen werden, dass ein ordentlicher und ver-
ständiger Mensch zur Vermeidung eigenen Schadens beim 
Radfahren einen Helm tragen werde, soweit er sich in den 
öff entlichen Straßenverkehr mit dem dargestellten besonde-
ren Verletzungsrisiko begebe (Revision eingelegt). 

(Urteil des Schleswig-Holsteinischen OLG vom 
5.6.2013 – 7 U 11 / 12 – UV-Recht Aktuell 11 / 2013 – 
7 U 11 / 12 –, S. 731–737)

(Urteil des Bayerischen LSG vom 27.3.2013 – 
L 2 U 516 / 11 –, UV-Recht Aktuell 12 / 2013, S. 754–762)

§

§

Versicherte Personen

Kollidiert ein Radfahrer im ö� entlichen Straßenverkehr mit einem anderen, sich verkehrswidrig verhaltenden 
Verkehrsteilnehmer und erleidet er infolge des unfallbedingten Sturzes Kopfverletzungen, die ein Fahrradhelm 
verhindert oder gemindert hätte, muss er sich grundsätzlich ein Mitverschulden anrechnen lassen.

Schadensersatz

Kontakt: Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 
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Die Deutsche Gesellschaft für Arbeitsme-
dizin und Umweltmedizin e. V. (DGAUM) 
hat Dr. Walter Eichendorf, stellv. Haupt-
geschäftsführer der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung (DGUV), für sein 
vielfältiges Engagement um den Arbeits-
schutz und die nachhaltige Förderung 
der Arbeitsmedizin den Ehrenpreis der 

DGAUM verliehen. Die DGAUM ist eine 
gemeinnützige, wissenschaftlich-medizi-
nische Fachgesellschaft der Arbeitsmedi-
zin und der klinisch orientierten Umwelt-
medizin.

Mit dieser Auszeichnung würdigen Vor-
stand und Fachgesellschaft die langjährige

Arbeit und die vielfältigen Verdienste von 
Dr. Eichendorf um sichere Arbeitsbedin-
gungen. Für die DGAUM überreichten die 
Mitglieder im Vorstand, Prof. Dr. Thomas
Kraus, Aachen, und Prof. Dr. Thomas Brü-
ning, Bochum, (Foto: v. l. n. r.) die Aus-
zeichnung auf einem wissenschaftlichen 
Symposium zu aktuellen Erkenntnissen 
aus Wissenschaft und Forschung im Ar-
beitsschutz und in der Verkehrssicherheit. 
Dieses Symposium unter dem Motto „Zeit 
für Visionen“ hatten die DGUV und der 
Deutsche Verkehrsrat, dessen Präsident 
Walter Eichendorf ist, Ende Juli gemein-
sam zum 60. Geburtstag von Eichendorf 
im Bonner „Wasserwerk“ ausgerichtet. 

Der Vorstand der DGAUM hatte bereits 
seit Längerem den Beschluss gefasst, ei-
nen Ehrenpreis zu stiften, der an Einzel-
personen oder Institutionen verliehen 
werden kann, die die Arbeitsmedizin und 
Umweltmedizin nachhaltig unterstützt 
und beziehungsweise oder sich ander-
weitig außerordentlich für Belange der 
Arbeitsmedizin und Umweltmedizin ein-
gesetzt haben. Diese Auszeichnung der 
Fachgesellschaft kann unabhängig von 
der Jahrestagung verliehen werden.

Ehrenpreis der DGAUM an Walter Eichendorf

Volker Enkerts neuer Vorstandsvorsitzender der VBG
An der Spitze der Selbstverwaltung der 
gesetzlichen Unfallversicherung VBG hat 
ein Wechsel stattgefunden: Volker Enkerts 
löst mit Wirkung zum 5. Juli 2013 Dr. Fritz 
Bessell als alternierenden Vorsitzenden 
des Vorstands auf Arbeitgeberseite ab. 

Der bisherige Vorsitzende, Dr. Fritz Bessell,
ist seit 20 Jahren in den Selbstverwal-
tungsgremien aktiv, davon zehn Jahre als 
alternierender Vorstandsvorsitzender. 
Den Weg der VBG zum modernen Dienst-
leister hat Bessell entscheidend mitge-
prägt. Dr. Bessell wird weiterhin ehren-
amtlich in den Selbstverwaltungsgremien 
der VBG tätig sein. 

Der Wirtschaftswissenschaftler und Un-
ternehmer Volker Enkerts ist Eigentümer 
des 1989 gegründeten Zeitarbeitsunter-
nehmens FLEX-TIME und seit 2004 Prä-
sident des Bundesarbeitgeberverbandes 
der Personaldienstleister (BAP), vormals 
Bundesverband Zeitarbeit Personal-
Dienstleistungen e. V. (BZA). Seit 1999 ist 
Enkerts in verschiedenen Funktionen in 
den Selbstverwaltungsgremien der VBG 
tätig. „Die Zeitarbeit ist eine wichtige 
Branche innerhalb der Mitgliedsunter-
nehmen der VBG. Daher freue ich mich 
über das Vertrauen, das mir mit diesem 
verantwortungsvollen Amt entgegen-
gebracht wird“, so Enkerts.

Prof. Dr. Thomas Kraus (Mitte) und und Prof. Dr. Thomas Brüning (rechts) überreichen 
Dr. Walter Eichendorf den Ehrenpreis. 
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Der scheidende Vorsitzende des Vorstands 
auf Arbeitgeberseite, Dr. Fritz Bessell 
(links), und sein Nachfolger Volker Enkerts
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Die Berufsgenossenschaft Energie Textil 
Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) 
bietet ihren Mitgliedsunternehmen im 
Rahmen der Kampagne „Denk an mich. 
Dein Rücken“ eine digitale Aktionsbox an. 
Für Aktions- oder Gesundheitstage enthält 
sie vielfältige Ansätze, um Führungskräfte 
und Beschäftigte für das Thema Rücken-
gesundheit zu aktivieren. 

Die Inhalte sind so konzipiert, dass sie 
den Anforderungen unterschiedlicher 
Unternehmen entsprechen. Dazu gehören
unter anderem ein Taschenratgeber, ein 
Quiz und ein Vortrag. Die Inhalte können 
einzeln oder in beliebiger Kombination 
eingesetzt werden. 

BG ETEM: Digitale Aktionsbox für Unternehmen

!
Die Aktionsbox kann im Internet unter 
www.bgetem.de (mit Webcode 13785577) 
heruntergeladen werden. Die Box kann 
ebenfalls im Internet, per Mail (versand@
bgetem.de), telefonisch (0221 3778-1020) 
oder per Telefax (0221 3778-1021) bestellt 
werden. Die Bestellnummer lautet DR-TRG. 
Der Preis pro BOX beträgt 3,50 Euro 
für Mitgliedsbetriebe der BG ETEM. 
Andere Besteller zahlen 7,00 Euro zzgl. 
Versandkostenpauschale.
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Die „Bausteine“ der BG Bau, das beliebte 
Nachschlagewerk, wurde komplett aktua-
lisiert. Die BG Bau hat alle Bausteine in die 
Hand genommen und auf den neuesten
Stand gebracht. Diese Aktualisierung 
wurde jetzt auch in die Baustein-Applika-
tion übernommen. 

Gleichzeitig haben die Bearbeiter noch-
mals die Dateigröße der App minimiert 
und das Bildformat optimiert. Die neue 
Version der Baustein-Applikation kann 
über den jeweiligen App-Store für IOS 
oder Android heruntergeladen werden. 
Wer den Speicherplatz auf seinem Smart-
phone für andere Anwendungen reser-
viert hat, muss auf die Anwendung aber 
nicht verzichten. 

Aktualisierte „Bausteine“ 
der BG Bau auch als App

!
Sie ist auch im Internet zu � nden unter: 
www.bgbau-medien.de / app / index.html
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Elektronische Unterweisung auf CD
Thema „Gesunder Rücken“
nach DGUV-Test zertifiziert

Vertrauen Sie auf weitere geprüfte Inhalte
Bereits nach DGUV-Test zertifizierte Unterweisungen der Reihe „Unterweisung-interaktiv“:

• Grundregeln

• Brandschutz

• Ladungssicherung

• Erste Hilfe

• Hautschutz

• Persönliche Schutzausrüstungen

• Bildschirmarbeit

• Gefahrstoffe

Gesunder Rücken

• Rückenbeschwerden sind ein Risiko für fast jeden

Beschäftigten.

• Falsch ausgeführte körperliche Arbeit kann ebenso

der Auslöser sein wie ständiges Sitzen oder Stehen.

• Oft kommt der Schmerz erst, wenn der Schaden

schon angerichtet ist, nicht selten dauerhaft.

Beugen Sie vor!

Die elektronische Unterweisung „Gesunder Rücken“

deckt eine große Bandbreite für rücken schonendes 

Verhalten ab und richtet sich in all ihren Themen an alle

Beschäftigten gleichermaßen.

Unterweisung interaktiv 11

Gesunder Rücken

Unterweisung nach § 12 Arbeitsschutzgesetz und 
Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention”

 Version 1.0

 Geprüftes Blended-
Learning-Programm

 im Arbeitsschutz

IAG 13003

✓

Weitere Informationen:

www.unterweisungs-manager.de/zertifizierung

Universum Verlag GmbH
Taunusstraße 54 · 65183 Wiesbaden
Registriert beim Amtsgericht Wiesbaden, HRB2208
Geschäftsführer: Siegfried Pabst, Frank-Ivo Lube
Telefon: 0611 9030-111
Telefax: 0611 9030-181
Internet: www.universum.de
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Einsatzzeiten rechtssicher planen & dokumentieren

• Managen Sie mehrere Betriebe und Akteure
• Unterstützung bei Gefährdungsanalyse und Bestandsaufnahme
• Dokumentation gemäß §5 DGUV Vorschrift 2

Mit Rechte- und Rollenkonzept

• Betriebsärzte und Fachkräfte können ihre Zeiten selbst erfassen
• Sie behalten den Überblick und steuern langfristig die Betreuungsleistungen

Die Management-Software zur DGUV Vorschrift 2 
für arbeitsmedizinische- und sicherheitstechnische Dienste

Weitere Informationen und Bestellmöglichkeit im Internet

www.vorschrift-2.de

Universum Verlag GmbH · Taunusstraße 54 · 65183 Wiesbaden · Telefon: 0611 90 30-373 · Fax: 0611 90 30-181 · Internet: www.universum.de
E-Mail: vertrieb@universum.de · Registriert beim Amtsgericht Wiesbaden, HRB 2208 · Geschäftsführer: Siegfried Pabst, Frank-Ivo Lube

Hier geht’s direkt zum Testzugang

Jetzt kostenlos testen: 

www.vorschrift-2.de

Sie haben noch Fragen?

Wir freuen uns auf Ihren Anruf oder

Ihre E-Mail unter: 0611 9030-373

oder vorschrift-2@universum.de
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